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(Verdffentlichungsbediirftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 997/96 DER KOMMISSION
vom 4. Juni 1996

iiber den Transport der unentgeltlichen Lieferung von Weichweizenmehl nach
Turkmenistan

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Gemeinschaft,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1975/95 des Rates
vom 4. August 1995 iiber Mafinahmen zur unentgelt-
lichen Lieferung landwirtschaftlicher Erzeugnisse fiir die
Bevélkerung von Georgien, Armenien, Aserbaidschan,
Kirgistan, Tadschikistan und Turkmenistan (*), geindert
durch die Verordnung (EG) Nr. 686/96 (3, insbesondere
auf Artikel 4,

in Erwigung nachstehender Griinde:

Mit der Verordnung (EG) Nr. 2009/95 der Kommis-
sion ()y gedndert durch die Verordnung (EG) Nr.
723/96 (*), sind Vorschriften zu der in der Verordnung
(EG) Nr. 1975/95 vorgesehenen Lieferung landwirtschaft-
licher Erzeugnisse erlassen worden. Es ist eine Ausschrei-
bung fir die Lieferung von 9 000 Tonnen Weichweizen-
mehl nach Turkmenistan durchzufiihren.

Angesichts der derzeitigen Probleme dieser Republik und
der besonderen Probleme des Transports der Hilfe in
dieses Gebiet ist es angebracht, die Lieferung des oben
genannten Erzeugnisses in einer Partie zu organisieren.

Die in dieser Verordnung vorgesechenen Mafinahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses fiir Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Im Rahmen der Verordnung (EG) Nr. 2009/95 und
insbesondere gemifl Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe b),
werden die Kosten fiir die Lieferung von 9 000 Tonnen
Weichweizenmehl (Nettogewicht) nach Mafigabe von

() ABL Nr. L 191 vom 12. 8. 1995, S. 2.
() ABL Nr. L 97 vom 18. 4. 1996, S. 1.
() ABL Nr. L 196 vom 19. 8. 1995, S. 4.
() ABL. Nr. L 100 vom 23. 4. 1996, S. 9.

Anhang I ausgeschrieben. Die Ausschreibung erstreckt
sich auf eine Partie,

(2) Die Kosten beziehen sich auf die Ubernahme auf
der in Absatz 3 genannten Stufe und den Transport mit
geeigneten Mitteln bis zu den Bestimmungsorten inner-
halb der Fristen gemifl Anhang I.

(3) Das Mehl wird bis zu hochstens zehn Tagen ab den
genannten Zeitpunkten fob gestaut (Schiff oder Eisen-
bahn) wie folgt bereitgehalten:

Partie

— 3000 Tonnen netto bereitzustellen ab dem 1. Juli
1996,

— 3000 Tonnen netto bereitzustellen ab dem 4. Juli
1996,

— 3000 Tonnen netto bereitzustellen ab dem 10. Juli
1996.

Nach Ablauf der Zehntagesfrist nach den vorgenannten
Zeitpunkten mufl der Zuschlagsempfinger der Kommis-
sion alle ihr entstandenen Unkosten (Parkgebiihren,
Versicherung, Uberwachung, Garantie usw) gemifl
Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe ¢) Nummer 4 der Verord-
nung (EG) Nr. 2009/95 erstatten.

Die Gesamtmenge kann um 20 % nach oben oder nach
unten im Vergleich zur oben genannten Tonnage
variieren. Die genaue Menge wird dem Zuschlagsemp-
fanger zum Zeitpunkt der Benachrichtigung tber den
Lieferzuschlag mitgeteilt werden.

Die Lieferstufe (fob Schiff oder Waggon) und der Uber-
nahmeort werden auf Anfrage von den Dienststellen der
Kommission am 17. Juni 1996 mitgeteilt [Tel: (32-2)
29512 81 oder 296 29 36; Fax: (32-2) 296 64 46].

Artikel 2

(1) Gemif Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 2009/95
sind die Angebote bei folgender Adresse zu hinterlegen:

Europidische Kommission,
EAGFL-Garantie,

Abteilung VI/G.2,

Biiro 10/08 oder 10/05,

Rue de la Loi / Wetstraat 130,
B-1049 Briissel.
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Die Frist fiir die Einreichung der Angebote lauft am 19.
Juni 1996 um 12.00 Uhr (Ortszeit Briissel) ab.

Sollten am 19. Juni keine Angebote angenommen
werden, so liuft eine zweite Frist fiir die Abgabe der
Angebote am 28. Juni 1996 um 12.00 Uhr (Ortszeit
Briissel) ab.

In diesem Fall sind alle Daten in Artikel 1 und Anhang I
um zehn Tage zu verschieben.

(2) Das Angebot umfafit die Lieferung der in Artikel 1
Absatz 3 genannten Gesamtmenge.

Bei Eisenbahntransport liefert der Bieter eine schriftliche
Zusicherung der Bahnbehérden des Eingangslandes in
den GUS-Staaten, die die Bereitstellung von Transport-
mitteln sowie die fiir eine sichere Ausfilhrung notwen-
digen Waggons bestitigt. Artikel 12 Absatz 2 der Verord-
nung (EG) Nr. 2009/95 ist auch im Fall der Nichtzahlung
an die Eisenbahnbehérden der verschiedenen durch-
querten Republiken der GUS anzuwenden.

(3) Die in Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe f) der Verord-
nung (EG) Nr. 2009/95 genannte Ausschreibungssicher-
heit wird auf 25 ECU je Tonne Mehl festgesetzt.

(4) Die Sicherheit gemifl Artikel 8 Absatz 2 der
Verordnung (EG) Nr. 2009/95 wird auf 380 ECU je
Tonne Mehl festgesetzt.

Artikel 3

Die in Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe a) zweiter Gedan-
kenstrich der Verordnung (EG) Nr. 2009/95 genannte
Ubernahmebescheinigung ist an den in Anhang II ange-
gebenen Orten durch die im selben Anhang angegebenen
Behorden nach dem Muster von Anhang IV zu erstellen.

Artikel 4

Fir die in Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 2009/95
vorgesehene Zahlung stellt die fiir die Kontrolle bezeich-
nete Stelle unmittelbar nach der Abnahme eine Beschei-
nigung nach dem Muster von Anhang III aus, mit der fir
jede Bestimmung die vollstindige Abnahme der Mengen
bestitigt wird und die vom Mehlhersteller bzw. seinem
Beauftragten gegenzuzeichnen ist.

Artikel 5

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Verof-
fentlichung im Amtsblatt der Europdischen Gemein-
schaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Briissel, den 4. Juni 1996

Fiir die Kommission
Franz FISCHLER
Mitglied der Kommission
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ANHANG I

~ Partie

TURKMENISTAN: 9 000 Tonnen Weichweizenmehl (Nettogewicht)

Lieferstufe:
Ein vom Bieter zu bezeichnender Grenzort (Ware nicht entladen).

Letxter Liefertag im Grenzort:

— 3000 Tonnen am 14. August 1996,
— 3000 Tonnen am 19. August 1996,
— 3000 Tonnen am 23. August 1996.

ANHANG I

Ubernahmeorte in Turkmenistan
1. Ein vom Bieter zu bezeichnender Grenzort (Ware nicht enladen).

Bei Waggons, deren von der Kommission angebrachte Verplombung an den bezeichneten Grenziiber-
gangsstellen nicht unbeschidigt ist, darf die Ubernahmebescheinigung jedoch erst nach der Entladung
sowie nach der am ersten Bahnhof des Landes durchzufiihrenden Mengen- und Qualititskontrolle, ausge-
stellt werden.

2. Zur Ausstellung der Ubernehmebescheinigung ermichtigte Stelle:

Association for Bread Production of Turkmenistan
(Turkmenchleboproduct),

Ashkabad,

Kemine Str. 102,

Mr Nuriev, Chairman,

Tel: 736322515 28,

Fax: 7 3632 25 58 75.
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ANHANG 1T

Verordnung (EG) Nr. 997/96

ABHOLBESCHEINIGUNG

Der Unterzeichnete, rerveeressssasaserenene
(Name/Vomame/Funktion)

bescheinigt hiermit, fiir Rechnung von ... ettt st e

die unten bezeichnete Ware iibernommen zu haben.

Erzeugnis:

Aufmachung:

Gesamtmenge in Tonnen (netto):
(brutto):

der Sicke:

Anzahl
der ,Big Bags“:

Ort und Datum der Ubernahme:

Name des Schiffes:

Name und Anschrift der Speditionsfirma:

Name und Anschrift der Uberwachungsgesellschaft:

Name und Unterschrift ihres Vertreters vor Ort:

Bemerkungen oder Vorbehalte:

Unterschrift und Stempel
des Verarbeiters
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ANHANG IV

Verordnung (EG) Nr. 997/96

Zug Nr. .l

UBERNAHMEBESCHEINIGUNG BEI ANKUNFT DER WAGGONS IM BESTIMMUNGS-

Der Unterzeichnete, ...

bescheinigt hiermit, fiir Rechnung von:

LAND

die unten bezeichnete Ware ibernommen zu haben:

Art des Erzeugnisses:

Ort und Tag der Ubernahme: ............

Nummem
der Waggons

Nummern
der Plomben

Mengen
(Nettogewicht)

Sacke

Anzahl der

Zeitpunkt
des
Grenziibergangs

Mengen (')
Unterschrift und
Bemerkungen

(') Auszufiillen fiir die Waggons, fiir die Kontrollen durchgefiihrt werden mufiten. Es ist das festgestellte Gewicht anzu-

geben.

Name und Anschrift der Transportgeselischaft:

Name und Anschrift der Uberwachungsgesellschaft: ...

Bemerkungen und Vorbehalte:

Vertreter der Uberwachungsgesellschaft

Name, Unterschrift und Stempel
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VERORDNUNG (EG) Nr. 998/96 DER KOMMISSION
vom 4. Juni 1996

zur Einfiihrung eines Uberwachungsmechanismus bei der Einfuhr von frischen

Sauerkirschen/Weichseln mit Ursprung in den Republiken Bosnien-Herzego-

wina, Kroatien und Slowenien sowie der ehemaligen Jugoslawischen Republik
Mazedonien

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Gemeinschaft,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 3355/94 des Rates
vom 22. Dezember 1994 iber die Einfuhrregelung fur
Waren mit Ursprung in den Republiken Bosnien-Herze-
gowina, Kroatien und Slowenien sowie der ehemaligen
Jugoslawischen Republik Mazedonien ('), gedndert durch
die Verordnung (EG) Nr. 3032/95 (3, insbesondere auf
Artikel 9,

in Erwigung nachstehender Griinde:

Mit der Verordnung (EG) Nr. 3355/94 werden fur frische
Sauerkirschen/Weichseln (*) mit Ursprung aus den oben-
genannten Republiken Zollzugestindnisse bis zu einem
Plafond von 3 000 Tonnen jahrlich gewihrt.

Um die ordnungsgemifie Anwendung dieser Bestim-
mungen zu gewihrleisten, ist es angezeigt, fiir Einfuhren
frischer Sauerkirschen/Weichseln mit Ursprung in den
Republiken Bosnien-Herzegowina, Kroatien und Slowe-
nien sowie der ehemaligen Jugoslawischen Republik
Mazedonien eine Einfuhrlizenz einzufiihren. Dazu sind
die besonderen Durchfiihrungsbestimmungen festzulegen.

Es empfiehlt sich, von der Verordnung (EWG)
Nr. 3719/88 der Kommission vom 16. November 1988
Uber gemeinsame Durchfithrungsvorschriften fir Einfuhr-
und Ausfuhrlizenzen sowie Vorausfestsetzungsbescheini-
gungen fiir landwintschaftliche Erzeugnisse (), zuletzt
geindert durch die Verordnung (EG) Nr. 2137/95(*),
abzuweichen, um eine Uberschreitung der mit der
Verordnung (EG) Nr. 3355/94 festgesetzten Menge zu
vermeiden.

Die Einfuhrlizenzen werden jeweils nach dem genauesten
KN-Code erteilt. Die Kombinierte Nomenklatur sieht fiir
die Zeitriume, in denen Sauerkirschen/Weichseln einge-
fiihrt werden, sieben Codes vor. Die Erteilung von
Einfuhrlizenzen sollte deshalb fiir die betreffenden beiden
Codes insgesamt in Betracht gezogen werden. Anderer-
seits ist bei der Giiltigkeitsdauer der Lizenz die Zeit zu
beriicksichtigen, die zur Verbringung des Erzeugnisses in
die Gemeinschaft erforderlich ist.

(") ABL Nr. L 353 vom 31. 12. 1994, S. 1.

() ABL Nr. L 316 vom 30. 12. 1995, S. 4.

() Osterreichischer Ausdruck gemafl Protokoll Nr. 10 der Bei-
trittsakte 1994.

() ABL Nr. L 331 vom 2. 12. 1988, S. 1.

() ABL. Nr. L 214 vom 8. 9. 1995, S. 21.

Damit diese Regelung reibungslos funktionieren kann,
sollte vorgesehen werden, dafl die Mitgliedstaaten der
Kommission woéchentlich die Mengen mitteilen, die auf
die nicht oder nur teilweise ausgenutzten Lizenzen
entfallen — :

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1)  Bei der Einfuhr von frischen Sauerkirschen/Weich-
seln der KN-Codes 0809 20 11, 0809 20 21, 0809 20 31,
0809 20 41, 0809 20 51, 0809 20 61 und 0809 20 71 mit
Ursprung in den Republiken Bosnien-Herzegowina,
Kroatien und Slowenien sowie der ehemaligen Jugoslawi-
schen Republik Mazedonien ist eine Einfuhrlizenz vorzu-
legen; diese wird von den betreffenden Mitgliedstaaten
jedem Antragsteller unabhingig von seinem Sitz inner-
halb der Gemeinschaft erteilt.

(2) Die Erteilung der Einfuhrlizenz ist von einer
Sicherheitsleistung abhingig, die gewihrleisten soll, dafl
die Einfuhr wihrend der Giiltigkeitsdauer der Lizenz
erfolgt.

Artikel 2

(1) Sofern in dieser Verordnung nichts anderes
bestimmt ist, findet die Verordnung (EWG) Nr. 3719/88
auf die Einfuhrlizenzen fiir frische Sauerkirschen/Weich-
seln mit Ursprung in den in Artikel 1 genannten Repu-
bliken Anwendung.

Abweichend von Artikel 8 Absatz 4 der genannten
Verordnung ist der eine grofiere Menge betreffende Tole-
ranzwert nicht anzuwenden.

(2) In Feld 16 des Lizenzantrags und der Einfuhrlizenz
sind die KN-Codes 0809 20 11, 0809 20 21, 0809 20 31,
0809 20 41, 0809 20 51, 08092061 und 0805 2071

einzutragen.

(3) Der Betrag der Sicherheit belduft sich auf 0,72
ECU/100 kg netto.

(4) Die Einfuhrlizenzen gelten 20 Tage lang, vom Tag
ihrer tatsichlichen Erteilung an gerechnet.

Aufler im Fall hoherer Gewalt verfillt die Sicherheit ganz
oder teilweise, wenn die Einfuhr nicht oder nur teilweise
innerhalb dieser Frist durchgefiihrt wird.
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Artikel 3

(1) In Feld 8 des Lizenzantrags und der Einfuhrlizenz
muf bzw. miissen die Republik(en), in der bzw. denen das
Erzeugnis seinen Ursprung hat, als Ursprungsland einge-
tragen werden. Die Einfuhrlizenz gilt nur fiir Erzeugnisse
mit Ursprung in dieser bzw. diesen Republik(en).

(2) Die Einfuhrlizenzen werden am flinften Arbeitstag
nach dem Tag erteilt, an dem sie beantragt wurden, sofern
zwischenzeitlich keine anderen Mafinahmen getroffen
werden.

Artikel 4

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission folgendes mit:

1. die Mengen frische Sauerkirschen/Weichseln, die auf
die beantragten Einfuhrlizenzen entfallen.

Diese Mitteilungen erfolgen

— jeden Mittwoch fiir die am Montag und Dienstag
gestellten Antrige,

— jeden Freitag flr die am Mittwoch und Donnerstag
gestellten Antriige,

— jeden Montag fiir die am Freitag der Vorwoche
gestellten Antrige;

2. die auf die nicht oder nur teilweise ausgenutzten
Einfuhrlizenzen entfallenden Mengen, entsprechend
dem Unterschied zwischen den auf der Lizenzriickseite
verbuchten Mengen und den Mengen, fiir die die
Lizenzen erteilt wurden.

Diese Mitteilung erfolgt jeweils mittwochs fiir die in
der Vorwoche erhaltenen diesbeziiglichen Angaben;

3. wurde in einem der in Nummer 1 genannten Zeit-
riume keine Einfuhrlizenz beantragt oder gibt es keine
im Sinne von Nummer 2 nicht verwendete Menge, so
teilen die Mitgliedstaaten dies der Kommission an den
in diesem Artikel genannten Tagen mit.

Artikel 5

Diese Verordnung tritt am achten Tag nach ihrer Veréf-
fentlichung im Amtsblatt der Europdischen Gemein-
schaften in Kraft.

Sie gilt bis 31. Dezember 1996.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Briissel, den 4. Juni 1996

Fiir die Kommission
Franz FISCHLER
Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 999/96¢ DER KOMMISSION
vom 4. Juni 1996

zur Anderung der Verordnung (EWG) Nr. 3886/92 hinsichtlich der Durchfiih-
rungsvorschriften fiir die Gewidhrung von Verarbeitungsprimien im Sektor
Rindfleisch

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Gemeinschaft,

gestiitzt auf die Verordnung (EWG) Nr. 805/68 des Rates
vom 27. Juni 1968 ber die gemeinsame Marktorganisa-
tion fir Rindfleisch (*), zuletzt geindert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 894/96 (%), insbesondere auf Artikel 4i
Absatz 4,

in Erwigung nachstehender Griinde:

Die durch Artikel 4i der Verordnung (EWG) Nr. 805/68
vorgesehene Verarbeitungsprimie wurde eingeftihrt durch
die Verordnung (EWG) Nr. 3886/92 der Kommission (%),
zuletzt geindert durch die Verordnung (EG) Nr. 1850/
95(Y). Bei der Anwendung dieser Primie konnen sich
Ungerechtigkeiten bezlglich der Strafen ergeben, die
anzuwenden sind, wenn die Zahl der in den Antrigen
angegebenen Tiere nicht der Zahl der fiir die Verarbei-
tung in Frage kommenden Tiere entspricht. Artikel 49
der Verordnung (EWG) Nr. 3886/92 sollte deshalb gedn-
dert werden.

Damit den Primienbeglinstigten kein Nachteil entsteht,
sollte diese Mafinahme ab dem ersten Tag der tatsich-
lichen Anwendung der Verarbeitungsprimie gelten.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Mafinahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses fir Rindfleisch —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Artikel 49 Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 3886/92
erhilt folgende Fassung:

#3)  Ergeben sich bei den zur Verarbeitung vorge-
fihrten Tieren Abweichungen von den in Absatz 1
beschriebenen Tieren, wird die Primie fir die
gezihlten Tiere abziiglich der nicht in Frage
kommenden Tiere gewihrt.

Artikel 2
Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Versf-
fentlichung im Amtsblatt der Europdischen Gemein-

schaften in Kraft.

Sie gilt ab 20. April 1996.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Brussel, den 4. Juni 1996

() ABL Nr. L 148 vom 28. 6. 1968, S. 24.
() ABL Nr. L 125 vom 23. 5. 1996, S. 1.

() ABL Nr. L 391 vom 31. 12. 1992, S. 20.
() ABL Nr. L 177 vom 28. 7. 1995, S. 4.

Fiir die Kommission
Franz FISCHLER
Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1000/96 DER KOMMISSION
vom 4. Juni 1996

zur Anderung der Verordnung (EWG) Nr. 1538/91 mit Durchfithrungsvor-
schriften zur Verordnung (EWG) Nr. 1906/90 des Rates iiber bestimmte
Vermarktungsnormen fiir Gefliigelfleisch

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europdischen
Gemeinschaft,

gestiitzt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1906/90 des Rates
vom 26. Juni 1990 iber die Vermarktungsnormen fiir
Gefliigelfleisch (), zuletzt gedndert durch die Verordnung
(EG) Nr. 3204/93 (3, insbesondere Artikel 9,

in Erwigung nachstehender Griinde:

Die Anwendung der fir Gefligelfleisch geltenden
Vermarktungsnormen ist geregelt durch die Verordnung
(EWG) Nr. 1538/91 der Kommission (%), zuletzt gedndert
durch die Verordnung (EG) Nr. 205/96 (%).

Die Definition von ,Kapaun“ und die diesbeziiglichen, in
Anhang IV der Verordnung (EWG) Nr. 1538/91
genannten Kriterien sollten erfahrungsgemifl geindert
werden.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Mafinahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses fiir Eier und Gefliigelfleisch —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EWG) Nr. 1538/91 wird wie folgt gein-
dert:

1. In Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a) erhilt der dritte
Gedankenstrich folgende Fassung:

»— Kapaun: vor der Geschlechtsreife kastrierter, nach
einer Mastdauer von mindestens 77 Tagen im
Alter von mindestens 140 Tagen geschlachteter
Junghahn®.
2. In Anhang IV erhilt der zweite Gedankenstrich unter
dem

-— zweiten Gedankenstrich von Buchstabe c) folgende
Fassung:

»— 2 m? je Ente oder Kapaun®

— letzten Gedankenstrich von Buchstabe d) folgende
Fassung:

»— vier Wochen bei Kapaunen®.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Verof-
fentlichung im Amtsblatt der Europdischen Gemein-
schaften in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Briissel, den 4. Juni 1996

() ABL. Nr. L 173 vom 6. 7. 1990, S. 1.
() ABL Nr. L 289 vom 24. 11. 1993, S. 3.
() ABL. Nr. L 143 vom 7. 6. 1991, S. 11.
(9 ABL Nr. L 27 vom 3. 2. 1996, S. 6.

Fiir die Kommission
Franz FISCHLER
Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1001/96 DER KOMMISSION
vom 4. Juni 1996

zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 1487/95 zur Festlegung der Bedarfsvor-
ausschitzung fiir die Versorgung der Kanarischen Inseln mit Erzeugnissen des
Schweinefleischsektors und der Beihilfen fiir Gemeinschaftserzeugnisse

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Gemeinschaft,

gestiitzt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1601/92 des Rates
vom 15. Juni 1992 mit Sondermafinahmen fiir bestimmte
landwirtschaftliche Erzeugnisse zugunsten der Kanari-
schen Inseln ('), zuletzt geindert durch die Verordnung
(EG) Nr. 2537/95 der Kommission (?), insbesondere auf
Artikel 4 Absatz 4,

in Erwigung nachstehender Griinde:

Die Beihilfen, die fiir die Versorgung der Kanarischen
Inseln mit Schweinefleischerzeugnissen gewihrt werden,
sind festgelegt in der Verordnung (EG) Nr. 1487/95 der
Kommission (?), gedndert durch die Verordnung (EG) Nr.

2951/95 ().

Damit die Erzeugung auf den Kanarischen Inseln gefor-
dert und dem Anstieg der dortigen Nachfrage Rechnung

getragen wird, sollte die Zahl der reinrassigen Zuchttiere
erhoht werden.

Die in dieser Verordnung vorgesehenen Mafinahmen

entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus-
schusses fiir Schweinefleisch —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Anhang III der Verordnung (EG) Nr. 1487/95 wird durch
den Anhang zur vorliegenden Verordnung ersetzt.
Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Verdffentlichung im
Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften in Karaft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Briissel, den 4. Juni 1996

) ABL Nr. L 173 vom 27. 6. 1992, S. 13.
%) ABL. Nr. L 260 vom 31. 10. 1995, S. 10.
%) ABL. Nr. L 145 vom 29. 6. 1995, S. 63.
() ABL Nr. L 308 vom 21. 12. 1995, S. 41.

Fiir die Kommission
Franz FISCHLER
Mitglied der Kommission
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ANHANG

+ANHANG IIT

Belieferung der Kanarischen Inseln mit aus der Gemeinschaft stammenden reinrassigen
Zuchtschweinen fiir den Zeitraum vom 1. Juli 1995 bis 30. Juni 1996

Zahl der zu

. . Beihilfe
KN-Code ‘Warenbezeichnung lxef;ir:rgen (ECU/Stiick)
010310 00 Reinrassige Zuchtschweine ('):
— minnliche Tiere 160 483
— weibliche Tiere 4000 423

() Die Zulassung zu dieser Unterposition erfolgt nach den in den einschligigen Gemeinschaftsbestimmungen fest-

gesetzten Voraussetzungen.®
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1002/96 DER KOMMISSION
vom 4. Juni 1996

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte fiir die Bestimmung der im Sektor Obst
und Gemiise geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europidischen
Gemeinschaft,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der
Kommission vom 21. Dezember 1994 mit Durchfiih-
rungsbestimmungen zu der Regelung der Einfuhr von
Obst und Gemiise ('), zuletzt geindert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 2933/95(?), insbesondere auf Artikel 4
Absatz 1,

gestiitzt auf die Verordnung (EWG) Nr. 3813/92 des
Rates vom 28. Dezember 1992 tber die Rechnungseinheit
und die im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik anzu-
wendenden Umrechnungskurse (%), zuletzt geandert durch
die Verordnung (EG) Nr. 150/95 (%), insbesondere auf
Artikel 3 Absatz 3,

in Erwigung nachstehender Griinde:

Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der

Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der
pauschalen Einfuhrwerte zu beriicksichtigenden Kriterien
sind in der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 fir die in
ihrem Anhang angefithrten Erzeugnisse und Zeitriume
festgelegt.

In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berticksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94
genannten pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle
im Anhang zur vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 5. Juni 1996 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Briissel, den 4. Juni 1996

(') ABL. Nr. L 337 vom 24. 12. 1994, S. 66.
() ABL Nr. L 307 vom 20. 12. 1995, S. 21.
() ABL Nr. L 387 vom 31. 12, 1992, S. 1.
() ABL Nr. L 22 vom 31. 1. 1995, S. 1.

Fiir die Kommission
Franz FISCHLER
Mitglied der Kommission
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ANHANG
zu der Verordnung der Kommission vom 4. Juni 1996 zur Festlegung pauschaler
Einfuhrwerte fiir die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemiise geltenden
Einfuhrpreise
(ECU/100 kg) (ECU/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) E*i’:f“su;};;lgs KN-Code Drittland-Code (1) E‘;:“hj;’l*r‘;ﬁ‘;s
0702 00 35 052 84,7 528 61,7
060 80,2 600 84,0
064 59,6 624 103,9
066 417 999 83,7
068 623 O s 106 039 109,5
204 46,7 052 64,0
208 440 064 78,6
212 97,5 284 72,1
624 958 388 73,5
999 68,1 400 72,3
ex 0707 00 25 052 82,7 404 63,6
053 156,2 416 72,7
060 61,0 508 72,2
066 53,8 512 65,8
068 69,1 524 65,9
204 1443 528 65,9
624 87,1 624 86,5
999 93,5 728 107,3
0709 10 20 220 317,0 800 78,0
999 3170 804 99,7
0709 90 77 052 552 999 780
204 77.5 0809 10 20 052 64,6
412 54,2 061 31,3
064 105,3
624 1319 999 73,7
995 84,7 0809 20 49 052 14,3
0805 30 30 052 132,2 061 182,0
204 88,8 064 254,1
220 740 068 2626
388 795 400 291,5
400 74,3 600 94,9
512 54.8 624 363,9
520 66,5 676 166,2
524 100,8 999 219,9

(") Nomenklatur der Linder gemif Verordnung (EG) Nr. 68/96 der Kommission (ABL. Nr. L 14 vom 19. 1. 1996, S. 16). Der Code ,999" steht fiir

»Verschiedenes®.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1003/96 DER KOMMISSION
vom 4. Juni 1996

zur Bestimmung des Umfangs, in dem den Ausfuhrlizenzantrigen fiir
Erzeugnisse des Sektors Gefliigelfleisch stattgegeben wird

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Gemeinschaft,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1372/95 der
Kommission vom 16. Juni 1995 mit Durchfithrungsbe-
stimmungen fiir die Ausfuhrlizenzen im Sektor Gefliigel-
fleisch ('), zuletzt geindert durch die Verordnung (EG) Nr.
180/96 (?), insbesondere auf Artikel 3 Absatz 4,

in Erwigung nachstehender Griinde:

Nach der Verordnung (EG) Nr. 1372/95 sind Sondermafi-
nahmen anzuwenden, wenn die Ausfuhrlizenzantrige
Mengen betreffen, welche die unter Beriicksichtigung der
in Artikel 8 Absatz 11 der Verordnung (EWG) Nr.
2777/75 des Rates (%), zuletzt geindert durch die Verord-
nung (EG) Nr. 2916/95 der Kommission (*), genannten
Beschrinkungen normal abgesetzten Mengen und/oder
die dazugehérigen Ausgaben tberschreiten oder zu Gber-
schreiten drohen.

Auf dem Markt fiir bestimmte Erzeugnisse des Sektors
Gefliigelfleisch stellen sich Probleme. Die bevorstehende
Anderung der diesbeziiglichen Erstattungen hat zur Folge,

dafl Ausfuhrlizenzen fiir spekulative Zwecke beantragt
werden. Die Erteilung von Lizenzen fiir die vom 27. bis
31. Mai 1996 beantragten Mengen konnte auflerdem zur
Folge haben, dal die Mengen tiberschritten werden, die
fur einen normalen Absatz erforderlich wiren. Es sind
deshalb die Antrige abzulehnen, fiir welche noch keine
Ausfuhrlizenzen erteilt sind. Zusitzlich miifite der in
bestimmten Fillen anzuwendende Verringerungsprozent-
satz festgesetzt werden —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Unerledigte, gemifl der Verordnung (EG) Nr. 1372/95 im
Sektor Geflugelfleisch gestellte Ausfuhrlizenzantrige,
welche die in Anhang I der vorstehenden Verordnung
genannte Kategorie 1 betreffen und fiir die ab 5. Juni
1996 Ausfuhrlizenzen erteilt werden miifiten, werden
abgelehnt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 5. Juni 1996 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Briissel, den 4. Juni 1996

('y ABL. Nr. L 133 vom 17. 6. 1995, S. 26.
(® ABL Nr. L 25 vom 1. 2. 1996, S. 27.

() ABL. Nr. L 282 vom 1. 11. 1975, S. 77.
() ABL Nr. L 305 vom 19. 12. 1995, S. 49.

Fiir die Kommission
Franz FISCHLER
Mitglied der Kommission



5. 6.96

Amtsblatt der Europiischen Gemeinschaften

Nr. L 134/15

VERORDNUNG (EG) Nr. 1004/96 DER KOMMISSION
vom 4. Juni 1996
zur Anderung der im Sektor Getreide geltenden Zolle

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europdischen
Gemeinschaft,

gestiitzt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1766/92 des
Rates vom 30. Juni 1992 iiber die gemeinsame Markt-
organisation fiir Getreide ('), zuletzt gedndert durch die
Verordnung (EG) Nr. 923/96 (3),

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1502/95 der
Kommission vom 29. Juni 1995 mit Durchfiihrungsbe-
stimmungen zur Anwendung der Verordnung (EWG)
Nr. 1766/92 des Rates hinsichtlich der im Sektor
Getreide geltenden Zolle im Wirtschaftsjahr 1995/96 (%),
zuletzt geindert durch die Verordnung (EG) Nr. 346/
96 (*), insbesondere auf Artikel 2 Absatz 1,

in Erwigung nachstehender Griinde:

Die im Sektor Getreide geltenden Zolle sind festgesetzt in
der Verordnung (EG) Nr. 966/96 der Kommission ().

Weicht der berechnete Durchschnitt der Zoélle wihrend
ihres Anwendungszeitraums um 5 ECU/t oder mehr vom
festgesetzten Zoll ab, wird letzterer gemif Artikel 2
Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 966/96 entsprechend
angepafit. Da dies der Fall ist, sind die mit der Verord-
nung (EG) Nr. 966/96 festgesetzten Zolle anzupassen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Anhinge I und II der Verordnung (EG) Nr. 966/96
werden durch die Anhinge I und II zur vorliegenden
Verordnung ersetzt.

Artikel 2
Diese Verordnung tritt am S. Juni 1996 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Brissel, den 4. Juni 1996

(") ABL Nr. L 181 vom 1. 7. 1992, S. 21.
(® ABL Nr. L 126 vom 24. 5. 1996, S. 37.
() ABL. Nr. L 147 vom 30. 6. 1995, S. 13.
(9 ABL Nr. L 49 vom 28. 2. 1996, S. 5.
() ABL Nr. L 131 vom 1. 6. 1996, S. 3.

Fiir die Kommission
Franz FISCHLER
Mitglied der Kommission
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ANHANG I

Die im Sektor Getreide gemidfl Artikel 10 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1766/92
geltenden Zdlle

Bei der Einfuhr aus

Hifen des Mittelmeerraums, Bei der Einfuhr aus
. des schwarzen Meeres und anderen Hifen auf dem
KN-Code Warenbezeichnung der Ostsee auf dem Land-, Seeweg zu erhebender ()
FluB- oder Seeweg zu Zoll (ECU/y)
erthebender Zoll (ECU/t)
1001 10 00 Hartweizen (') 0,00 0,00
1001 90 91 Weichweizen, zur Aussaat 0,00 0,00

1001 90 99 Weichweizen hoher Qualitit, anderer als zur

Aussaat (%) 0,00 0,00
mittlerer Qualitit 0,00 0,00
niederer Qualitit 16,64 6,64
1002 00 00 Roggen 49,98 39,98
100300 10 Gerste, zur Aussaat 4998 39,98
1003 00 90 Gerste, andere als zur Aussaat (°) 49,98 39,98
1005 10 90 Mais, zur Aussaat, anderer als Hybridmais 28,89 18,89
1005 90 00 Mais, anderer als zur Aussaat (*) 28,89 18,89

1007 00 90 Kérner-Sorghum, zur  Aussaat, anderer als
Hybrid-Kérner-Sorghum 49,98 39,98

(") Auf Hartweizen, der den Mindestmerkmalen gemif Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1502/95 nicht geniigt, wird der fiir Weichweizen niederer Qualitit
geltende Zoll erhoben.

(3 Pur Ware, die iiber den Atlantik nach der Gemeinschaft geliefert wird (siche Artikel 2 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 1502/95), kann der Zoll ermigigt
werden um
— 3 ECU/t, wenn sie in einem Hafen im Mittelmeerraum entladen wird, oder
— 2 ECU/t, wenn sie in einem Hafen in Irland, im Vereinigten Kénigreich, in Dinemark, Schweden, Finnland oder an der Adantikkiiste der Iberischen

Halbinsel entladen wird.

() Der Zoll kann pauschal um 14 oder 8 ECU/t ermifigt werden, wenn die Bedingungen nach Artikel 2 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1502/95 erfiillt

sind.




5.6.96

Amtsblatt der Europaischen Gemeinschaften

Nr. L 134/17

ANHANG 1T

Berechnungsbestandteile (Zeitraum vom 22. 5. 1996 bis 3. 6. 1996):

1. Durchschnitt der zwei Wochen vor der Festsetzung:

Borsennotierung Minneapolis | Kansas City | Chicago Chicago | Mid America | Mid America
Erzeugnis (% Eiweifl, 12 % Feuchtigkeit) HRS2.14% |HRW2.11 % SRW2 YC3 HAD2 US barley 2
Notierung (ECU/t) 183,69 186,12 159,97 154,76 202,59() | 138,14()
Golf-Praimie (ECU/t) — 21,37 20,68 13,41 — —_
Primie/Grofle Seen (ECU/t) 25,75 — — — — —

(') Fob Duluth.

2. Fracht/Kosten: Golf von Mexiko-Rotterdam: 11,56 ECU/t. Grofle Seen-Rotterdam: 20,73 ECU/t.

3. Zuschiisse (Artikel 4 Absatz 2 dritter Unterabsatz der Verordnung (EG) Nr. 1502/95: 0,00 ECU/t).
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1005/9¢ DER KOMMISSION
vom 4. Juni 1996

zur Anderung der im Zuckersektor fiir bestimmte Erzeugnisse geltenden
reprisentativen Preise und zusitzlichen Einfuhrzolle

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europdischen
Gemeinschaft,

gestiitzt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1785/81 des
Rates vom 30. Juni 1981 iiber die gemeinsame Markt-
organisation flir Zucker (), zuletzt gedndert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1101/95 (3),

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1423/95 der
Kommission vom 23. Juni 1995 mit Durchfiihrungsbe-
stimmungen zur Einfuhr von Erzeugnissen des Zucker-
sektors aufler Melasse (°), geindert durch die Verordnung
(EG) Nr. 2528/95 (%), insbesondere auf Artikel 1 Absatz 2
zweiter Unterabsatz und Artikel 3 Absatz 1,

in Erwigung nachstehender Griinde:

Die bei der Einfuhr von Weiflzucker, Rohzucker und
bestimmtem Sirup zu berlicksichtigenden reprisentativen
Preise und zusitzlichen Einfuhrzélle wurden durch die
Verordnung (EG) Nr. 1568/95 der Kommission (%), zuletzt

geindert durch die Verordnung (EG) Nr. 987/96 (%), fest-
gesetzt.

Die Anwendung der mit der Verordnung (EG)
Nr. 1423/95 erlassenen Festsetzungsbestimmungen auf
die Angaben, die der Kommission vorliegen, hat die
Anderung der geltenden Betrige gemifi dem Anhang zur
vorliegenden Verordnung zur Folge —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die bei der Einfuhr der in Artikel 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1423/95 genannten Erzeugnisse anzuwendenden
reprisentativen Preise und zusitzlichen Zélle sind im
Anhang festgesetzt.

Artikel 2
Diese Verordnung tritt am 5. Juni 1996 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Briissel, den 4. Juni 1996

() ABL Nr. L 177 vom 1. 7. 1981, S. 4.
(® ABL Nr. L 110 vom 17. 5. 1995, S. 1.
() ABL Nr. L 141 vom 24. 6. 1995, S. 16.
() ABL. Nr. L 258 vom 28. 10. 1995, S. 50.
() ABL Nr. L 150 vom 1. 7. 1995, S. 36.

Fiir die Kommission
Franz FISCHLER
Mitglied der Kommission

() ABL. Nr. L 131 vom 1. 6. 1996, S. 57.
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ANHANG

zu der Verordnung der Kommission vom 4. Juni 1996 zur Anderung der bei der Einfuhr von
Weiflzucker, Rohzucker und der Erzeugnisse des KN-Codes 17029099 anwendbaren
reprisentativen Preise und zusidtzlichen Zdlle

(in ECU)
Reprisentativer Preis Zusiitzlicher Zoll je
KN-Code je 100 kg 100 kg
Eigengewicht Eigengewicht
170111 10 (") 23,96 432
1701 11 90 (") 23,96 9,55
1701 1210 (") 23,96 4,13
1701 12 90 (') 2396 9,12
1701 91 00 (% 31,39 9,54
1701 99 10 (3 31,39 502
1701 99 90 (» 31,39 502
1702 90 99 (3) 0,31 0,34

(") Festsetzung fiir die Standardqualitit gemaf Artikel 1 der geinderten Verordnung (EWG) Nr. 431/68 des Rates (ABL Nr. L
89 vom 10. 4. 1968, S. 3).

(3) Festsetzung fiir die Standardqualitit gemifl Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 793/72 des Rates (ABl. Nr. L 94 vom
21. 4. 1972, S. 1).

(%) Pestsetzung pro 1 % Saccharosegehalt.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1006/96 DES RATES
vom 3. Juni 1996

zur Einfithrung eines endgiiltigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von
Aktivkohle in Pulverform mit Ursprung in der Volksrepublik China

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europiischen
Gemeinschaft,

gestiitzt auf die Verordnung (EG) Nr. 384/96 des Rates
vom 22. Dezember 1995 iiber den Schutz gegen
gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europdischen Gemein-
schaft gehérenden Lindern ('), insbesondere auf
Artikel 23,

gestiitzt auf die Verordnung (EWG) Nr. 2423/88 des Rates
vom 11. Juli 1988 iiber den Schutz gegen gedumpte oder
subventionierte Einfuhren aus nicht zur Européischen
Wirtschaftsgemeinschaft gehoérenden Lindern (3, insbe-
sondere auf Artikel 12,

auf Vorschlag der Kommission nach Konsultationen im
Beratenden Ausschuf,

in Erwigung nachstehender Griinde:

A. VORLAUFIGE MASSNAHMEN

(1)  Mit der Verordnung (EG) Nr. 1984/95 (3), nachste-
hend ,Verordnung tber den vorliufigen Zoll*
genannt, fiihrte die Kommission einen vorlaufigen
Antidumpingzoll auf die Einfuhren von Aktivkohle
in Pulverform (nachstehend ,AKPF“ genannt) des
KN-Codes ex 3802000 mit Ursprung in der
Volksrepublik China in die Gemeinschaft ein.

Mit der Verordnung (EG) Nr. 2736/95 () verlan-
gerte der Rat die Geltungsdauer dieses Zolls um
zwei Monate.

(2) Nach der Einfiilhrung des vorliufigen Antidum-
pingzolls nahmen ein chinesischer Ausfiihrer, die
Antragsteller und weitere interessierte Parteien
schriftlich zu den vorlaufigen Untersuchungsergeb-
nissen Stellung. Die betroffenen Parteien wurden
auf ihren Antrag hin von der Kommission ange-
hoért. Neun Einfithrer/Hindler, die in der
»~Community of Activated Carbon Importing
Companies in Europe“ (nachstehend ,CACIC*
genannt) zusammengeschlossen sind, machten
gemeinsam besonders umfangreiche schriftliche
Sachduflerungen zu den Feststellungen der
Kommission.

(3)  Auflerdem setzte ein Unternehmen mit Sitz in den
Vereinigten Staaten von Amerika (USA) die

() ABL Nr. L 56 vom 6. 3. 1996, S. 1.

() ABL Nr. L 209 vom 2. 8. 1988, S. 1. Verordnung zuletzt geiin-
dert durch die Verordnung (EG) Nr. 522/94 (ABL Nr. L 66
vom 10. 3. 1994, S. 10).

() ABL Nr. L 192 vom 15. 8. 1995, S. 14.

(9 ABL Nr. L 285 vom 29. 11. 1995, S. 2.

©)

Kommission nach der Einftihrung des vorliufigen
Antidumpingzolls davon in Kenntnis, daf} es 1994
(d.h. nach dem Untersuchungszeitraum) damit
begonnen habe, unter seiner Handelsmarke AKPF
in die Gemeinschaft auszufithren, die in einem
Joint-venture in der Volksrepublik China herge-
stellt werde. Gleichzeitig beantragte das Unter-
nehmen, von dem endgiiltigen Antidumpingzoll
ausgenommen zu werden. Dem Unternehmen
wurde mitgeteilt, dafl dies die Beantragung und
Durchfihrung einer Uberpriffung fiir neue
Ausfithrer gemifi Artikel 11 Absatz 4 der Verord-
nung (EG) Nr. 3283/94 voraussetzte. Da sich dieses
Verfahren auf ein Land ohne Marktwirtschaft
erstreckt, wurde das Unternehmen ferner darauf
hingewiesen, daf es den Organen der Gemein-
schaft zudem in zufriedenstellender Weise
nachweisen misse, dafl in seinem besonderen Fall
eine individuelle Behandlung gerechtfertigt wire.
Allerdings brachten andere interessierte Parteien
teilweise dieselben allgemeinen Argumente wie das
vorgenannte Unternehmen vor, so dafl die Stel-
lungnahmen gegebenenfalls bereits beriicksichtigt
wurden.

Wie unter Randnummer 76 der Verordnung tiber
den vorldufigen Zoll dargelegt, hatte die Kommis-
sion bei der vorliufigen Sachaufklirung keinerlei
Stellungnahmen von offentlichen oder indu-
striellen AKPF-Verwendern erhalten. Nach der
Einfihrung der vorliufigen Antidumpingmafi-
nahmen nahmen jedoch mehrere solcher
Verwender bei der Kommission Stellung.

Auflerdem beantragten einige Einfiihrer/Handler,
die Kommission solle mit ,grofien“ AKPF-Verwen-
dern Kontakt aufnehmen, um Angaben iiber die
Entwicklung ihres Verbrauchs in den letzten
Jahren zu erhalten und zu ermitteln, wie diese
Verwender AKPF aus China im Vergleich zu der in
der Gemeinschaft hergestellten Ware beurteilen.
Die Kommission gab diesem Antrag statt und
sandte zahlreichen AKPF-Verwendern in der
Gemeinschaft einfache Fragebogen zu. Insgesamt
kontaktierte sie 22 Abnehmer in sechs verschie-
denen Mitgliedstaaten. Allerdings tibermittelten nur
12 Abnehmer, auf die rund 6 % des gesamten
Gemeinschaftsverbrauchs entfielen, aussagekriftige
Stellungnahmen oder Antworten. Unter den Rand-
nummern 62 bis 66 dieser Verordnung wird niher
auf diese zusitzlichen Informationen eingegangen.

Die Kommission holte alle weiteren fir ihre
endgtiltige Sachaufklirung fiir notwendig erach-
teten Informationen ein, priifte sie nach und
inderte in einigen Punkten die vorliufigen Berech-
nungen zur Ermittlung der Dumping- und Preis-
unterbietungsspannen sowie der Schadensschwelle.
Die Parteien wurden sowohl iiber diese geinderten
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Berechnungen als auch tber die wichtigsten
Tatsachen und Erwigungen unterrichtet, auf deren
Grundlage beabsichtigt wurde, die Einfiihrung
eines endgiiltigen Antidumpingzolls und die
endgiiltige Vereinnahmung der Sicherheitslei-
stungen fir den vorliufigen Zoll zu empfehlen.
Nach dieser Unterrichtung wurde ihnen ferner eine
Frist zur Stellungnahme eingerdumt. Die Stellung-
nahmen wurden gepriift und die Feststellungen der
Kommission gegebenenfalls entsprechend gein-
dert.

B. VERFAHRENSFRAGEN

Die CACIC machte hinsichtlich der Einleitung
dieser Untersuchung geltend, dafl der Antrag des
»Buropean Chemical Industry Council® (nachste-
hend ,CEFIC“ genannt) ,inhaltlich unvollstindig
sei, »falsche Behauptungen® enthielte und ,mehrere
mafigebliche Tatsachen, die die Kommission von
der Einleitung dieser Untersuchung abgehalten
hitten®, unberiicksichtigt liefle. Zur Stiitzung seiner
Behauptung gab die CACIC an, die Antragsteller
hitten die Namen und Anschriften einiger ihnen
bekannter Einfiihrer in mehreren Mitgliedstaaten
nicht angegeben, so dafl diese Einfiihrer nicht an
der Untersuchung mitarbeiten konnten. Die
CACIC machte ferner geltend, die Kommission sei
auf viele falsche Anschriften und Fehler in dem
Antrag aufmerksam gemacht worden, habe aber
nicht gentiigend Mafinahmen ergriffen, um die Lage
in allen Mitgliedstaaten zu untersuchen.

Die CACIC behauptete dartiber hinaus, die
Kommission habe die Mitarbeit eines Einfiihrers/
Hindlers in Schweden abgelehnt, so dafl die
Verordnung tber den vorliufigen Zoll nicht der
Lage auf allen Mirkten der Gemeinschaft
Rechnung trage. Daher vertrat die CACIC die
Auffassung, dal die Verordnung tiber den vorliu-
figen Zoll nicht nur die Rechte der Einfiihrer in
den neuen Mitgliedstaaten verletze, sondern auch
in ihrer Marktanalyse unvollstindig sei.

Zu den nicht im Antrag genannten Einflhrern ist
festzustellen, dafl die Kommission ihnen Frage-
bogen zusandte, sobald sie am Anfang des Verfah-
rens von deren Existenz unterrichtet wurde. Die
Kommission ist zum Zeitpunkt der Einleitung
einer Untersuchung nicht in der Lage, alle von
dem Verfahren betroffenen Einfiihrer oder
Ausfiihrer zu kennen, denn sie hingt anfinglich
von den Angaben in dem Antrag ab. In diesem Fall
war die Kommission davon tiberzeugt, dafl der
Antragsteller alle ihm zur Verfligung stechenden
mafigeblichen Informationen dbermittelt hatte.
Auflerdem ist daran zu erinnern, daf§ die Veroffent-
lichung einer Bekanntmachung iiber die Einleitung
eines Antidumpingverfahrens im Amitsblart der
Europdischen Gemeinschaften unter anderem
gerade darauf abzielt, alle interessierten Parteien zur

®

©)

(10)

Stellungnahme und zur Mitarbeit am Verfahren
aufzufordern.

Zu den falschen Anschriften einiger interessierter
Parteien in dem Antrag ist darauf hinzuweisen, dafl
die Kommission diesen Unternehmen ein zweites
Mal einen Fragebogen zusandte, als sie von einem
der bekannten Einfihrer auf die Fehler
aufmerksam gemacht wurde.

Hinsichtlich der Behauptung, die Mitarbeit eines
schwedischen Einfiihrers/Héndlers sei durch die
Kommission abgelehnt worden, ist klarzustellen,
daf} sich dieses Unternehmen im Februar 1995
selbst meldete und davon unterrichtet wurde, dafl
es aufgrund des fortgeschrittenen Stadiums der
Untersuchung keinen Fragebogen mehr ausfiillen
koénne. Dem Unternehmen wurde jedoch mitge-
teilt, dal seine Stellungnahmen insbesondere zum
Interesse der Gemeinschaft iuflerst willkommen
seien. Das Unternehmen nahm jedoch erst wieder
nach der Einfilhrung der vorliufigen Zélle mit der
Kommission Kontakt auf und gab an, im Untersu-
chungszeitraum keine AKPF aus der Volksrepublik
China eingefiihrt zu haben. ’

Daher wird die Auffassung vertreten, dafl die
Rechte aller interessierten Parteien auf Verteidi-
gung ihrer Interessen beachtet wurden. Auf die
Behauptung, die Kommission habe nicht alle
Mirkte der Gemeinschaft untersucht und ihre
Analyse sei daher unvollstindig, wird unter Rand-
nummer 67 eingegangen.

C. WARE UND GLEICHARTIGE WARE

Einige Parteien machten erneut geltend, die chine-
sische AKPF kénne nicht als Ware betrachtet
werden, die der in der Gemeinschaft hergestellten
AKPF (oder der in den USA, dem Vergleichsland,
hergestellten AKPF) gleichartig sei. Diese Parteien
behaupteten, in Anbetracht der vielen unterschied-
lichen AKPF-Qualititen, der wunterschiedlichen
Produktionsmethoden, der  unterschiedlichen
Ausgangsstoffe und der unterschiedlichen techni-
schen Eigenschaften der Fertigerzeugnisse wiirde
die Kommission die Sachlage zu stark verein-
fachen, wenn sie alle Waren als gleichartig behan-
deln wiirde.

Ein Einfithrer/Hindler gab erneut an, die chine-
sische AKPF-Qualitit ,GA“ (die mit Zinkchlorid
chemisch aktiviert wird) eigne sich ganz besonders
far die Abwasserbehandlung, insbesondere im
Vergleich zu der normalerweise fiir diesen Zweck
verwendeten AKPF aus der Gemeinschaft. Das
Unternehmen beantragte daher erneut, dafl diese
chinesische AKPF-Qualitit nicht als Ware ange-
sehen werden solle, die den in der Gemeinschaft
hergestellten Qualititen gleichartig sei. In diesem
Zusammenhang gab ein bedeutender Abnehmer
an, die chinesische AKPF-Qualitit, die er zur
Abwasserbehandlung  von  dem  fraglichen
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Einfithrer/Hindler gekauft habe, sei wirtschaftlich
gesehen bestimmten in der Gemeinschaft herge-
stellten Qualititen vorzuziehen. In anderen Worten
wies diese AKPF-Qualitit aus China also im
Vergleich zu bestimmten in der Gemeinschaft
hergestellten Qualititen bessere Eigenschaften auf
und wurde zu einem giinstigeren Preis verkauft.
Dies bedeutet selbstverstindlich nicht, dafl in der
Gemeinschaft keine besseren AKPF-Qualititen
hergestellt werden, sondern lediglich, dafl qualitativ
gleichwertige Waren aus der Gemeinschaft teurer
sind und daher in der Regel nicht zur Abwasserbe-
handlung verwendet werden.

Derselbe Einfiihrer/Hindler behauptete ferner,
diese ,GA“-Qualitit sei auch deswegen nicht als
gleichartige Ware anzusehen, weil sie im Vergleich
zu der in der Gemeinschaft mit Phosphorsiure
chemisch aktivierten AKPF einen niedrigeren
Reinheitsgrad aufweise. Daher kénne sie anders als
die in der Gemeinschaft hergestellte AKPF fur
viele Zwecke nicht verwendet werden.

In diesem Zusammenhang ergab die Untersu-
chung, daf} die ,GA“-Qualitit in der Gemeinschaft
an viele unterschiedliche Abnehmer verkauft
wurde, an die auch die Gemeinschaftshersteller ihre
Waren verkauften (z.B. Nahrungsmittelindustrie,
chemische Industrie, Wasserreinigungsbetriebe).
Auflerdem gab der einzige kooperierende chine-
sische Ausfiihrer selbst an, dafl sich seine ,GA®“-
Qualitit fiir viele Verwendungszwecke eignen
wiirde, so auch fur die chemische und die pharma-
zeutische Industrie sowie die Nahrungsmittelindu-
strie. Dies wurde wihrend der Untersuchung auch
von mehreren Einfihrern/Hindlern bestitigt.

Ein anderer Hindler behauptete, die chinesische
~GA“-Qualitit wiirde sich ganz besonders fiir die
Weinerzeugung eignen und solle, da in der
Gemeinschaft keine mit Zinkchlorid aktivierte
AKPF hergestellt werde, nicht als gleichwertige
Ware angesehen werden. Dazu ist darauf hinzu-
weisen, dafl zwar in der Gemeinschaft offen-
sichtlich keine mit Zinkchlorid aktivierte AKPF
bergestellt wird (siehe Randnummern 11 bis 17 der
Verordnung iiber den vorldufigen Zoll), jedoch
gleichwertige, mit Phosphorsiure aktivierte Quali-
titen produziert werden, die speziell fiir die Wein-
industrie entwickelt wurden. Dies riumte der
Hindler selbst indirekt ein, als er behauptete, er
miisse sich bei Einfilhrung eines hohen Antidum-
pingzolls auf die chinesische AKPF vom Gemein-
schaftsmarkt zuriickziehen, so dafl nur noch die
beiden grofiten Gemeinschaftshersteller auf diesem
speziellen AKPF-Absatzmarkt miteinander konkur-
rieren wiirden.

Auflerdem wurde behauptet, es sei nicht ange-
messen, die chemisch aktivierte AKPF aus den

(14)

(15)

(16)

USA mit derjenigen aus der Volksrepublik China
zu vergleichen, da beide Linder unterschiedliche
chemische Aktivatoren verwenden wiirden. Dazu
wird die Auffassung vertreten, daf zwar nicht
immer dieselben Aktivatoren verwendet werden,
aber die Produktionsmethoden dhnlich sind (siehe
Randnummer 13 der Verordnung {iber den vorliu-
figen Zoll). Zudem verwenden die USA und die
Volksrepublik China die gleichen Ausgangsstoffe.
Die Fertigerzeugnisse ahneln sich dadurch so stark,
dafl sie einen Vergleich zulassen.

Daher wird der Schlufl gezogen, dafl zwar, wie
unter den Randnummern 18 und 19 der Verord-
nung Uber den vorlaufigen Zoll dargelegt,
bestimmte Unterschiede zwischen den AKPF-
Qualititen bestehen kénnen, die aus der Volksre-
publik China eingefiihrt werden und denjenigen,
die in der Gemeinschaft und in den USA herge-
stellt werden, daff aber die materiellen Eigen-
schaften der Fertigerzeugnisse dennoch ahnlich
genug sind, um diese Waren als gleichartig im
Sinne von Artikel 2 Absatz 12 der Verordnung
(EWG) Nr. 2423/88 anzusechen. Die unter den
vorstehenden Randnummern aufgefiihrten Argu-
mente beziehen sich lediglich auf potentielle
Qualititsunterschiede; zudem legte keine der inter-
essierten Parteien Beweise dafiir vor, dafl die aus
China eingefiihrte AKPF mit der in der Gemein-
schaft und in den USA hergestellten AKPF nicht
direkt konkurriert. Daher werden die Feststel-
lungen unter den Randnummern 17, 20 und 21 der
Verordnung iiber den vorliufigen Zoll bestitigt.

D. WIRTSCHAFTSZWEIG DER GEMEINSCHAFT

Da keine neuen Argumente zu den Feststellungen
unter Randnummer 22 der Verordnung iiber den
vorlaufigen Zoll vorgebracht wurden, werden diese
Feststellungen bestitigt.

E. DUMPING

1. Normalwert — Wah! des Vergleichslandes

Einige interessierte Parteien bezweifelten, dafl die
USA in diesem Verfahren ein angemessenes
Vergleichsland darstellten. Sie behaupteten, dafl die
grolen modernen Unternehmen in den USA nicht
mit den kleinen traditionellen Produktionsbe-
trieben in der Volksrepublik China verglichen
werden konnten und dafl die Unterschiede bei den
Investitionskosten und den Abschreibungen in den
USA einen solchen Vergleich ,ad absurdum®
fihren wiirden.
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Dieses Argument liflt jedoch vollkommen unbe-
riicksichtigt, daf8 die Volksrepublik China zu den
Lindern ohne Marktwirtschaft zihlt, in denen der
In- und Output eines Herstellers in verschiedener
Hinsicht direkt vom Staat kontrolliert wird.
Aufgrund dieses staatlichen Eingriffs konnen keine
zuverldssigen Inlandspreise und -kosten ermittelt
werden, so dafl zur Bestimmung des Normalwertes
ein Vergleichsland gewihlt werden mufl. Dabei
zieht die Kommission unter Berticksichtigung des
Einzelfalls jeweils das am ehesten geeignete
Vergleichsland heran und nimmt gegebenenfalls
die erforderlichen Berichtigungen vor. Im vorlie-
genden Verfahren wurde aus den Griinden unter
Randnummer 25 der Verordnung Gber den vorliu-
figen Zoll die Auffassung vertreten, dafl die Wahl
der USA als Vergleichsland nicht unangemessen
war.

In Zusammenhang mit der Wahl des Vergleichs-
landes duflerten diese Parteien ferner die Vermu-
tung, die namentlich nicht genannten kooperie-
renden Parteien in den USA seien mit den
Gemeinschaftsherstellern geschiftlich verbunden,
so dafl die Untersuchung nicht zu objektiven
Ergebnissen fihren konne. Die Kommission kann
die Namen der kooperierenden US-Hersteller
nicht, wie beantragt, bekanntgeben, da die
Einfilhrer und der kooperierende chinesische
Ausfiihrer tber deren durchschnittliche inlindische
Verkaufspreise (und die technischen Daten der
Qualititen, die zur Ermittlung des Normalwertes
herangezogen wurden) unterrichtet wurden. Die
gleichzeitige Bekanntgabe der Namen der
Hersteller wiirde einen Vertrauensbruch darstellen.
Auflerdem ist daran zu erinnern, dafl die Kommis-
sion Kontrollbesuche in den Betrieben dieser
Hersteller durchfiihrte und die iibermittelten
Angaben vor Ort iiberpriifte. Im {ibrigen waren die
Inlandsverkiufe, die zur Berechnung des Normal-
wertes herangezogen wurden, gewinnbringend und
ausschliefllich  fiir  unabhingige  Abnehmer
bestimmt und wurden zu Preisen getitigt, die fur
den amerikanischen Inlandsmarkt reprasentativ
waren. Daher ist es vollkommen irrelevant, ob diese
US-Hersteller mit Gemeinschaftsherstellern
geschiftlich verbunden sind oder nicht.

Eine andere interessierte Partei warf die Frage auf,
warum nicht Malaysia anstelle der USA als
Vergleichsland gewihlt worden war, da der durch-
schnittliche Preis der Ausfuhren aus Malaysia in die
Gemeinschaft gemifl den Eurostat-Statistiken im
Untersuchungszeitraum (1. Januar bis 31.
Dezember 1993) niedriger war als der durchschnitt-
liche chinesische Ausfuhrpreis im selben Zeitraum.
Diese Partei schlug ferner vor, den durchschnitt-
lichen Preis der Ausfuhren aus Malaysia in die
Gemeinschaft (gemafl den Eurostat-Statistiken) zur
Ermittlung des Normalwertes fiir wasserdampfakti-
vierte AKPF aus China heranzuziehen. Da in
Malaysia keine chemisch aktivierte AKPF herge-
stellt werde, solle ferner ein theoretischer malaysi-
scher Ausfuhrpreis zur Ermittlung des Normal-
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wertes fiir chemisch aktivierte AKPF aus China
errechnet werden.

Der Vorschlag, den Normalwert in Malaysia
anhand der Eurostat-Statistiken auf der Grundlage
eines durchschnittlichen Ausfuhrpreises fiir viele
verschiedene, unbekannte Qualititen (bei denen es
sich moglicherweise nicht immer um AKPF
handelt) zu ermitteln, steht im Widerspruch zu der
Forderung simtlicher anderen interessierten
Parteien, der zufolge alle Vergleiche fiir die
Dumping- und Schadensermittlung getrennt nach
den beiden Aktivierungsmethoden anhand von
Daten vorgenommen werden sollen, die sich
jeweils  auf  vergleichbare = AKPF-Qualititen
beziehen. Daher konnte der Vorschlag nicht ange-
nommen werden.

Unter Randnummer 25 der Verordnung {iber den
vorldufigen Zoll wurde ein weiterer Grund dafiir
genannt, warum Malaysia in diesem Verfahren
nicht als Vergleichsland gewihlt werden konnte.
Denn der grofite malaysische AKPF-Hersteller, der
der Kommission bekannt war, ibermittelte nicht
die erbetenen Informationen. Aufierdem ist den
verfiigbaren Informationen zu entnehmen, dafl in
Malaysia  ausschliellich  wasserdampfaktivierte
AKPF hergestellt wird, wihrend in den USA wie in
der Volksrepublik China sowohl wasserdampfakti-
vierte als auch chemisch aktivierte AKPF-Quali-
titen produziert und auf dem Inlandsmarkt
verkauft werden.

Daher werden die Schlufifolgerungen zur Wahl des
Vergleichslandes unter Randnummer 26 der
Verordnung (ber den vorldufigen Zoll bestitigt.

2. Normalwert

Bei der endgiiltigen Sachaufklirung wurde der
Normalwert nach den Methoden ermittelt, die
unter den Randnummern 27 und 28 der Verord-
nung tUber den vorliufigen Zoll beschrieben
wurden.

3. Ausfuhrpreis

Der einzige kooperierende chinesische Ausfiihrer
stellte einen hinreichend begriindeten Berichti-
gungsantrag, weil bei der Berechnung des Ausfuhr-
preises eine Provision bestimmten Exportge-
schiften falsch zugewiesen worden sei. Die Berech-
nung wurde entsprechend berichtigt.

Da keine weiteren Argumente zu den Feststel-
lungen unter den Randnummern 29 bis 32 der
Verordnung tiber den vorldufigen Zoll vorgebracht
wurden, werden diese Feststellungen bestatigt.

4. Vergleich

Die Kommission tibermittelte allen interessierten
Parteien auf Antrag zusitzliche Angaben iber die
technischen Daten und die grundlegenden
Verwendungszwecke einiger amerikanischer AKPF-
Qualititen, die fiir den Warenvergleich herange-
zogen worden waren.
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Einige Parteien brachten vor, die Vergleiche
zwischen den chinesischen Ausfuhrpreisen und
den Normalwerten wiirden sich auf unzulissige
Vereinfachungen stlitzen. Sie machten erneut
geltend, dafl Laboranalysen durch unabhingige
Stellen erforderlich seien, um einen ,fairen
Vergleich“ zwischen den chinesischen und den
amerikanischen =~ AKPF-Qualititen  bei  der
Dumpingberechnung bzw. zwischen den chinesi-
schen Qualititen und den in der Gemeinschaft
hergestellten Qualititen bei der Berechnung der
Preisunterbietungs- und Zielpreisunterbietungs-
spannen zu ermdglichen (siche Randnummern 35,
46 und 47 der Verordnung tiiber den vorldufigen
Zoll).

Dazu ist darauf hinzuweisen, dafl der Einfiihrer/
Hindler, der als erster die Verwendung solcher
Laboranalysen vorschlug, in seinen Stellung-
nahmen gegeniiber der Kommission im Verlauf
des Jahres 1994 selbst Vergleiche zwischen den
chinesischen und den in der Gemeinschaft herge-
stellten AKPF-Qualititen vorgenommen und sogar
eine amerikanische AKPF-Qualitit angegeben
hatte, die seiner Auffassung nach mit der chinesi-
schen Ware vergleichbar war. Die Kommission
stiitzte sich sogar auf einige dieser Vergleiche,
sofern die Handelsdaten und die grundlegenden
Verwendungszwecke der Waren offensichtlich
dhnlich waren. Erst im Januar 1995 schlug das
Unternehmen die Heranziehung von Laborana-
lysen unabhingiger Stellen vor.

Die Untersuchung ergab bekanntlich, dafi die
verschiedenen AKPF-Qualititen ungeachtet des
Ursprungslandes im Hinblick auf ihre grundle-
genden Verwendungszwecke weitgehend
austauschbar sind. Wie unter den Randnummern
14 und 15 der Verordnung iber den vorlaufigen
Zoll dargelegt, kdnnen verschiedene AKPF-Quali-
titen, die fir denselben Verwendungszweck
verkauft werden, bestimmte Unterschiede bei ihren
genauen technischen Daten aufweisen, wobei der
Verwender darauf achten mufl, die kostenwirk-
samste AKPF-Qualitit fiir seinen besonderen
Bedarf zu wihlen. Diese Unterschiede sind in den
Merkblittern aufgefiihrt, die die Hersteller oder die
Einfihrer/Hindler zur allgemeinen Information
der Abnehmer herausgeben oder die den
Rechnungen, Kaufvertrigen usw. beiliegen. Die
Kommission berticksichtigte sowohl die Angaben
auf diesen Merkblittern als auch die bekannten
grundlegenden Verwendungszwecke, um jeweils die
Preise offensichtlich dhnlicher AKPF-Qualititen zu
vergleichen und somit auf Antrag bestimmter inter-
essierter Parteien die Zugrundelegung allgemeiner
AKPF-Durchschnittspreise zu vermeiden. Daher
wurde die Auffassung vertreten, dafl detaillierte
Laboranalysen bei diesem Aspekt der Untersu-
chung nicht weiterhelfen wiirden.

Das gleiche Unternehmen beantragte ein Treffen
mit den Antragstellern und ,moglicherweise einer
neutralen Instanz“, um die Warenvergleiche zu

(30)
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erértern. Da ein solches Zusammentreffen in
Artikel 7 Absatz 6 der Verordnung (EWG) Nr.
2423/88 vorgesehen ist, unterrichtete die Kommis-
sion die Antragsteller von diesem Antrag. Der
CEFIC hielt ein solches Zusammentreffen jedoch
nicht fir erforderlich, da er seiner Auffassung nach
der Kommission bereits alle ihm zur Verfliigung
stehenden aussagekriftigen Informationen und
technischen Angaben fiir die Durchfiihrung ange-
messener Vergleiche libermittelt hatte. Daher kam

es zu keinem Zusammentreffen zwischen den

direkt betroffenen Parteien.

Obwohl alle interessierten Parteien und insbeson-
dere die Einfiihrer/Hindler (denen ebenfalls die in
China und in der Gemeinschaft und sogar in den
USA hergestellte AKPF ausreichend bekannt war)
aufgefordert wurden, unter Vorlage entsprechender
Beweise konkrete alternative Vergleiche oder sogar
Berichtigungen fiir Unterschiede in den mate-
riellen Eigenschaften zwischen den verschiedenen
AKPF-Qualititen vorzuschlagen, wurden nur
wenige sachdienliche Informationen iibermittelt.
Da diese Angaben jedoch Zweifel daran
aufkommen lieflen, ob der Vergleich der Kommis-
sion im Fall einer bestimmten wasserdampfakti-
vierten AKPF-Qualitit aus China angemessen war,
inderte die Kommission den Vergleich bei dieser
chinesischen Qualitit.

Somit wird bestitigt, dafl die Vergleiche, die die
Kommission fiir die einzelnen Qualititen auf der
Grundlage der handelsiiblichen technischen Daten
und der bekannten Verwendungszwecke vornahm,
beibehalten werden sollten.

Ferner wurde behauptet, die zur Berechnung der
Dumpingspanne herangezogenen Preise auf dem
US-Markt seien nicht auf der gleichen Handelsstufe
in Rechnung gestellt worden, so daf} entsprechende
Berichtigungen vorgenommen werden miifiten.
Insbesondere wurde geltend gemacht, dafl ein
Einfiihrer/Hindler von chinesischer AKPF in der
Gemeinschaft nicht die gleiche Funktion ausiibe
wie ein amerikanischer Hindler, der die in den
USA hergestellte Ware im Inland vertreibe, und
dafl sich beispielsweise Umfiill-, Lager- und Finan-
zierungskosten sowie Kosten fiir technische
Kundenbetreuung/Produktentwicklung sowie
Qualititssicherung zwar in den Inlandpreisen der
amerikanischen Hersteller widerspiegeln wiirden,
nicht aber in den chinesischen Ausfuhrpreisen. Die
Parteien, die diese Behauptung vorbrachten,
schlugen jedoch keine spezifischen Berichtigungs-
betrige vor.

Generell ist darauf hinzuweisen, daf} die Kommis-
sion den Normalwert anhand der amerikanischen
Inlandspreise, geliefert Hindler, vornahm (dies
entspricht der Handelsstufe der chinesischen
Ausfuhren an die Einfilhrer/Hindler in der
Gemeinschaft). Gemifi Artikel 2 Absatz 10 der
Verordnung (EWG) Nr. 2423/88 koénnen nur
Berichtigungen fiir die die Vergleichbarkeit der
Preise beeinflussenden Unterschiede (z. B. Unter-
schiede bei den Verkaufskosten) vorgenommen
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werden. Wie unter Randnummer 34 der Verord-
nung Uber den vorliufigen Zoll dargelegt, berich-
tigte die Kommission daher die fir die Vergleiche
herangezogenen amerikanischen Inlandspreise, um
alle Rabatte, Nachlisse, Provisionen und Verpak-
kungskosten zu berlicksichtigen.

Was das Umfiillen anbetrifft, so ergab die Untersu-
chung, dal chinesische AKPF stets in Sicke
verpackt wird, die in Frachtcontainern in die
Gemeinschaft versandt werden. Einige Einfihrer/
Hindler in der Gemeinschaft behaupteten jedoch,
die Qualitit dieser Sicke sei fiir ihre Kunden unan-
nehmbar, so dafl die Ware vor dem Weiterverkauf
umgefiillt werden miisse. Wie in der Verordnung
Uber den vorliufigen Zoll dargelegt, hat die
Kommission bei den amerikanischen Inlands-
preisen bereits einen Abzug zur Beriicksichtigung
aller Verpackungskosten der US-Hersteller vorge-
nommen, so dafl keine weitere Berichtigung einge-
riumt werden kann.

Die Behauptung, nur in den amerikanischen
Preisen, nicht aber in den chinesischen Ausfuhr-
preisen seien Lagerkosten inbegriffen, wird nicht
als glaubwiirdig angesehen. In den chinesischen
Ausfuhrpreisen miissen sich zwangsldufig auch
gewisse Lagerkosten niedergeschlagen, da die Ware
gelagert werden muff, um eine wirtschaftlich
vertretbare Menge fiir den Export anzusammeln
und/oder die vertraglich vorgesehenen Lieferfristen
einzuhalten. Somit konnen keine Berichtigungen
fir Lagerkosten vorgenommen werden, da diese
Kosten offensichtlich sowohl in den amerikani-
schen als auch in den chinesischen Preisen einge-
schlossen sind.

Zu den in den amerikanischen Inlandspreisen,
nicht aber in den chinesischen Ausfuhrpreisen
enthaltenen Finanzierungskosten ist darauf hinzu-
weisen, dafl solche Kosten in der freien Marktwirt-
schaft von allen Unternehmen ungeachtet ihrer
Funktion als Import-, Vertriebs-, Produktions- oder
Handelsgesellschaft zu tragen sind. Dies wiirde
auch fiir die chinesischen Ausfiihrer und Hersteller
gelten, wenn sie ebenfalls unter den Bedingungen
der freien Marktwirtschaft arbeiten miifiten. Da dies
nicht der Fall ist, wird die Auffassung vertreten,
dal das vorgenannte Argument flr dieses
Verfahren irrelevant ist. Die chinesischen
Ausfihrer riumten bei ihren Exporten in die
Gemeinschaft dhnliche Zahlungsbedingungen ein
wie die kooperierenden US-Hersteller bei ihren
Inlandsverkiufen. Daher ist in dieser Hinsicht
keine Berichtigung erforderlich.

Zu den Kosten fiir technische Kundenbetreuung/
Produktentwicklung und Qualititssicherung ergab
die Untersuchung, dafl sich die chinesischen
Ausfithrer zwar in ihren Verkaufsvertrigen fiir die
Qualitit der gelieferten Ware verbtirgen und daher
Qualititssicherungskosten tragen diirften, aber ihre
Kunden weder technisch betreuen noch kunden-
spezifische Produktentwicklung betreiben. Da es
sich bei AKPF um ein kunden- (d. h. verwender-)
bezogenes Produkt handelt und die Hersteller sehr

38)
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hiufig spezifische Qualititen fiir den Bedarf
bestimmter Kunden entwickeln, wurde die Auffas-
sung vertreten, dafl die entsprechenden Kosten zu
den Verkaufskosten der US-Hersteller gehéren,
obwohl sie in deren Biichern unter ,Forschungs-
und Entwicklungskosten“ erfafit werden. Daher
wurden die inlindischen Verkaufspreise der
einzelnen US-Hersteller zur Berticksichtigung der
von ihnen tatsichlich getragenen Kosten fiir
technische Kundenbetreuung und Produktentwick-
lung berichtigt.

5. Dumpingspannen

Auf der Grundlage der vorgenannten Schlufifolge-
rungen zur Ermittlung des Normalwertes und des
Ausfuhrpreises sowie des Vergleichs zwischen
ihnen ergab sich bei der endgiiltigen Sachaufkli-
rung das Vorliegen von Dumping bei den
Einfuhren der fraglichen Ware mit Ursprung in der
Volksrepublik China.

Unter Berticksichtigung des geinderten Vergleichs
bei einer AKPF-Qualitit, der korrekten Zuweisung
einer bestimmten Provision sowie der Berichtigung
des Normalwerts wegen Kosten fiir technische
Kundenbetreuung  und Produktentwicklung
erreichte  die  gewogene  durchschnittliche
Dumpingspanne 69,9 %, ausgedriickt als Prozent-
satz des Nettopreises frei Grenze der Gemeinschaft,
unverzollt.

F. SCHADIGUNG

1. Gemeinschaftsverbrauch

Eine Partei machte geltend, die Kommission hitte
die Entwicklung des Gemeinschaftsverbrauchs
nicht nur zwischen 1990 und dem Untersuchungs-
zeitraum, sondern auch in friiheren Jahren prifen
miissen, da sich dabei ein Verbrauchsriickgang
abgezeichnet hitte (anstelle eines geringen
Zuwachses von 3,3 % in der Zeit von 1990-1993).
Bei einer solchen Analyse liber einen lingeren
Zeitraum hitten sich aufgrund der Stillegung eines
groflen AKPF-Produktionsbetriebs in Deutschland
vor 1990 andere Entwicklungstrends beim Gemein-
schaftsverbrauch ergeben.

Die Organe der Gemeinschaft priifen tiblicherweise
die Entwicklung des Verbrauchs, der Einfuhrvo-
lumen, der Marktanteile, der Preise usw. iliber einen
Zeitraum von mehreren Jahren (normalerweise vier
Jahre einschliefllich des Untersuchungszeitraums).
An dieser Regel hielten sie auch im vorliegenden
Fall fest, da sie der Auffassung waren, daf sie sich
dadurch einen objektiven Uberblick {iber die
Entwicklung der Marktsituation fir alle betroffenen
Parteien verschaffen konnten. Selbst wenn ein
lingerer Zeitraum untersucht und sich dabei eine
andere Verbrauchsentwicklung abzeichnen wiirde,
wiirde sich derselbe Trend bei der Entwicklung des
Marktanteils der Gemeinschaftshersteller (riicklau-
fige Tendenz) sowie bei der Entwicklung der
Einfuhren aus China (steigende Tendenz) ergeben.
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Mehrere  Einfihrer/Hindler machten  ferner
geltend, dal erhebliche Mengen AKPF aus der
Volksrepublik China in die Gemeinschaft versandt,
aber dort nie in den zollrechtlich freien Verkehr
ubergefiihrtt worden seien (dh. sie wurden in
Zollager verbracht und von dort aus in Drittlinder
weiterverkauft). Ferner wurde behauptet, in einigen
Fillen sei chinesische AKPF zunichst in den zoll-
rechtlich freien Verkehr in die Gemeinschaft Gber-
gefiihrt, dann aber in Drittlinder wiederausgefiihrt
worden. Zur Klirung des Sachverhalts forderte die
Kommission die betroffenen Parteien zur Uber-
mittlung sachdienlicher Angaben und Unterlagen
auf. Diese Parteien legten der Kommission jedoch
nicht die erforderlichen Informationen vor, um das
tatsichliche Jahr der Einfuhr dieser wiederausge-
fiihrten chinesischen AKPF-Mengen ermitteln und
damit auf die Behauptung eingehen zu koénnen,
dafl in der Gemeinschaft effektiv weniger AKPF
verbraucht wurde, als die Kommission bei ihrer
Untersuchung ermittelt hatte.

2. Voiumen und Marktanteil der gedumpten
Einfuhren

Abgesehen von den Argumenten unter der vorge-
nannten Randnummer wurden keine neuen Stel-
lungnahmen zum Volumen und Marktanteil der
gedumpten Einfuhren Gbermittelt. Daher werden
die Feststellungen unter den Randnummern 37 bis
44 der Verordnung Giber den vorlaufigen Zoll besti-

tigt.

3. Preise der gedumpten Einfuhren und Preis-
unterbietung

Wie schon bei den Vergleichen der Kommission
zur Ermittlung der Dumpingspanne beantragten
einige interessierte Parteien erneut, daf auch bei
der Ermittlung der Preisunterbietungsspannen der
Vergleich zwischen den in der Gemeinschaft
hergestellten und den aus der Volksrepublik einge-
fiihrten AKPF-Qualititen auf der Grundlage unab-
hingiger Laboranalysen durchgefiihrt werden solle.

Auflerdem wurde behauptet, die technischen Daten
der verschiedenen AKPF-Qualititen, die die
Kommission fiir ithren Vergleich verwendet habe,
seien unvollstindig.

Unter den Randnummern 46 und 47 der Verord-
nung tiber den vorliufigen Zoll sowie unter den
Randnummern 27 bis 31 der vorliegenden Verord-
nung wurde erldutert, warum es in dieser Untersu-
chung fiir ausreichend angesehen wurde, die
Vergleiche auf der Grundlage der verfligbaren
technischen Daten und der bekannten Verwen-
dungszwecke von AKPF vorzunchmen. Die
Kommission stiitzte sich dabei auf die handelsiib-
lichen technischen Merkblitter der Gemeinschafts-
hersteller sowie auf die technischen Daten fiir
chinesische AKPF, die normalerweise den Kaufver-
trigen der Einfiihrer beigefiigt sind.

Obwohl die Kommission alle interessierten
Parteien vor der Einfilhrung der vorldufigen
Mafinahmen friihzeitig tiber die Vergleiche unter-
richtete, schlug keine der interessierten Parteien
konkrete alternative Vergleiche oder auch nur

(46)

#7)
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49)

Berichtigungen fir Unterschiede in den mate-
ricllen Eigenschaften zwischen den verschiedenen
AKPF-Qualititen vor. Dabei konnte davon ausge-
gangen werden, dafl die Einfiilhrer/Hindler, die
zuweilen auch die in der Gemeinschaft hergestellte
AKPF verkaufen, 1iiber die erforderlichen
Fachkenntnisse verfligten, um solche Angaben
vorzulegen, wenn sie es denn gewollt hitten.

Es wurde behauptet, der Marktpreis fiir chinesische
AKPF in der Gemeinschaft sei genauso hoch und
zum Teil sogar hoher als die entsprechenden Preise
der Gemeinschaftshersteller. Obwohl bei einigen
Exportgeschiften méglicherweise die gleichen oder
sogar hohere Preise in Rechnung gestellt wurden
wie bei einigen Verkaufsgeschiften mit bestimmten
Qualititen der Gemeinschaftshersteller (siehe
Randnummer 48 der Verordnung (iber den vorliu-
figen Zoll), sollte nicht vergessen werden, daf} die
Preise der Gemeinschaftshersteller durch die
gedumpten chinesischen Einfuhren insgesamt
erheblich unterboten wurden.

Zur Ermittlung der tatsichlichen Preisunterbie-
tungsspanne ist daran zu erinnern, dafl die gewo-
genen durchschnittlichen Nettoverkaufspreise ab
Werk, die die Gemeinschaftshersteller dén Verwen-
dern in der Gemeinschaft fiir die einzelnen Quali-
titen in Rechnung stellten, jeweils mit den gewo-
genen durchschnittlichen  Einfuhrpreisen der
entsprechenden chinesischen Qualititen verglichen
wurden, die durch Berichtigungen auf die Stufe
verzollt, netto, ab Lager, gebracht wurden.

Es wurde jedoch geltend gemacht, die Kommission
habe bei der Anhebung der chinesischen Einfuhr-
preise mit dem Ziel, sie auf die Stufe ab Lager und
somit auf eine dhnliche Handels- und Geschifts-
stufe zu bringen wie die Verkaufspreise der
Gemeinschaftshersteller ab Werk, weder alle von
den Einfiihrern/Hindlern in der Gemeinschaft
getragenen Kosten noch einen angemessenen
Gewinn berticksichtigt. Dies trifft nicht zu, da die
Kommission, wie sie den Parteien wihrend der
Untersuchung mitteilte, die cif-Einfuhrpreise der
chinesischen Ware zu diesem Zweck um 27 %
erhoéhte.

Dieser Prozentsatz entspricht dem gewogenen
Durchschnitt aller von den kooperierenden Einfiih-
rern  geltend gemachten Kosten (GZT-Zolle,
Kosten fiir Transport, Lagerung, Umfiillen, Finan-
zierung, Wertminderung usw.) und einem ange-
messenen Gewinn unter Zugrundelegung der
Gewinn- und Verlustrechnungen der Einfiihrer/
Hindler. Im Einklang mit der Berichtigung, die bei
der Ermittlung des Normalwerts wegen der offen-
sichtlich nicht in den chinesischen Preisen enthal-
tenen Kosten fiir technische Kundenbetreuung
und kundenspezifische Produktentwicklung einge-
riumt wurde, wurde jedoch bei der Berechnung der
endgtiltigen Preisunterbietungsspanne beschlossen,
die Verkaufspreise der einzelnen Gemeinschafts-
hersteller um die Kosten zu verringern, die die
einzelnen Hersteller in diesem Zusammenhang im
Untersuchungszeitraum getragen hatten.

Auf dieser Grundlage ergaben sich Preisunterbie-
tungsspannen von bis zu 35 %. Im gewogenen
Durchschnitt beliefen sich die liberpriiften Preisun-
terbietungsspannen auf 21 %.
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4. Situation des Wirtschaftszweigs der
Gemeinschaft

Da keine neuen Argumente zu der Produktion, der
Produktionskapazitit, den Lagerbestinden, dem
Absatzvolumen, dem Marktanteil, der Rentabilitat
und der Beschiftigung vorgebracht wurden (Rand-
nummern 51 bis 59 der Verordnung tber den
vorliufigen Zoll), werden die einschligigen Fest-
stellungen bestitigt.

5. Schlufolgerungen zur Schidigung

In Anbetracht dieser Feststellungen und in Erman-
gelung anderer stichhaltiger Argumente werden die
Schlufifolgerungen unter den Randnummern 60
und 61 der Verordnung tiber den vorldufigen Zoll
bestitigt, wonach der Wirtschaftszweig der
Gemeinschaft eine bedeutende Schidigung im
Sinne von Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung
(EWG) Nr. 2423/88 erlitten hat.

G. SCHADENSURSACHE

1. Allgemeine Bemerkungen

Mehrere interessierte Parteien wiederholten die
Argumente, die sie bereits zuvor zur Schadensur-
sache vorgebracht hatten. Diese Parteien behaup-
teten, die Kommission habe diese Argumente bei
ihren vorldufigen Feststellungen und bei der Darle-
gung der wichtigsten Tatsachen und Erwigungen,
auf deren Grundlage die Einfihrung endgiiltiger
Mafinahmen vorgeschlagen werden sollte, nicht
ausreichend berticksichtigt. Wie unten dargelegt,
trifft diese Behauptung nicht zu, da die Kommis-
sion unter den Randnummern 62 bis 71 der
Verordnung tiber den vorlidufigen Zoll ausdrticklich
auf die fraglichen Punkte einging.

Die Einfithrer machten erneut geltend, dafl es
zwischen 1990 und dem Untersuchungszeitraum in
der Gemeinschaft infolge technologischer Entwick-
lungen sowie des verstirkten Verbrauchs wiederver-
wendbarer Aktivkohlen zu einem Nachfrageriick-
gang bei AKPF gekommen sei. Die Kommission
rdumte unter Randnummer 70 der Verordnung
tber den vorliufigen Zoll ein, dafl die Nachfrage
nach diesen alternativen Produkten moglicherweise
gestiegen sei, was jedoch nicht zwangslaufig
bedeutet, daff die Nachfrage nach AKPF gesunken
ist. Wie unter den Randnummern 42, 62 und 70
der Verordnung iber den vorlaufigen Zoll darge-
legt, erthdhte sich die Nachfrage (d.h. der Gemein-
schaftsverbrauch) zwischen 1990 und dem Untersu-
chungszeitraum effektiv um 3,3 %. Vor allem ist
jedoch zu beriicksichtigen, dafl der Absatz der
Gemeinschaftshersteller zurtickging, wihrend sich
die Importe (insbesondere die gedumpten
Einfuhren aus China) deutlich erhohten.

Ferner wurde behauptet, die Schlielung eines
groflen deutschen AKPF-Produktionsbetriebs vor
1990 (sieche Randnummer 40) habe zu einem
Anstieg der chinesischen Einfuhren gefiihrt, da der

(59)
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Vertriebspartner  dieses  Herstellers  angeblich
»gezwungen® war, die zuvor in der Gemeinschaft
hergestellte Ware durch chinesische AKPF zu
ersetzen, obwohl dieses Partnerunternehmen
dartiber hinaus AKPF anderer Gemeinschaftsher-
steller und auch AKPF aus mehreren anderen
Drittlindern vertrieb bzw. einfiihrte. Obwohl einge-
rdumt wird, dafl sich dieser Vertriebspartner nach
einem Ersatz fiir seinen AKPF-Lieferanten
umsehen mufite, was einen Anstieg der AKPF-
Einfuhren aus China erkliren kann, dndert dies
nichts an der Tatsache, daf} die Importwaren aus
China zu gedumpten Preisen verkauft und die
Preise der Gemeinschaftshersteller dabei erheblich
unterboten wurden, so dafl die fraglichen Importe
eine bedeutende Schiadigung verursachten.

Unter Bezugnahme auf die Feststellungen unter
den Randnummern 45 und 56 der Verordnung
tiber den vorliufigen Zoll behauptete eine Partei,
die AKPF-Einfuhren aus China konnten keine
Schiadigung des Wirtschaftszweigs der Gemein-
schaft verursacht haben, da sich die durchschnitt-
lichen Preise dieser Einfuhren zwischen 1990 und
1993 um 10,6 % erhoht hitten und im gleichen
Zeitraum auch die durchschnittlichen AKPF-
Verkaufspreise der Gemeinschaftshersteller insge-
samt gestiegen seien. Hier ist daran zu erinnern,
daf} sich die Preise der Gemeinschaftshersteller im
fraglichen Zeitraum insgesamt nur um 1,4 %
erhohten und in einigen Fillen sogar zuriick-
gingen. In Anbetracht der hohen Preisunterbie-
tungsspanne von 21,0 % im Jahr 1993 muf} daher
der Schluff gezogen werden, dafl 1990 (als die
chinesischen Einfuhren anfingen, auf dem
Gemeinschaftsmarkt vorzudringen) die Preisun-
terbietung sogar noch héher war, nicht aber, dafl es
keinen ursichlichen Zusammenhang zwischen den
gedumpten Einfuhren aus China und der Schadi-
gung des Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft gibt.

Dariiber hinaus wurde behauptet, die finanziellen
Schwierigkeiten der Gemeinschaftshersteller seien
nicht auf die Einfuhren aus China, sondern in
erster Linie auf die deutlich gestiegenen Produk-
tionskosten der Hersteller — und zwar im Falle
eines Herstellers auf besonders hohe Rohstoffko-
sten — zurlickzufiihren.

Obwohl die Gemeinschaftshersteller grundsitzlich
in der Lage sein sollten, ihre Waren zu Preisen zu
verkaufen, die alle Kosten auf einem Markt mit
fairen Wettbewerbsbedingungen decken, tiberpriifte
die Kommission in Anbetracht der Argumente
mehrerer interessierter Parteien erneut die Gesamt-
entwicklung der Produktionskosten bei den koope-
rierenden Gemeinschaftsherstellern. Dabei kam sie
zu dem Schluff, dafl einige auflergewdhnliche
Rohstoffkosten, die ein Gemeinschaftshersteller im
Untersuchungszeitraum getragen hatte, bei der
Ermittlung der Schadensschwelle nicht berticksich-
tigt werden sollten, um die normalen Kosten zu
erfassen. Dieses Vorgehen wird bestitigt.

Einige interessierte Parteien behaupteten erneut,
die offensichtlich zu Billigpreisen angebotenen
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AKPF-Einfuhren aus Malaysia hitten sich auf den
Gemeinschaftsmarkt ausgewirkt. Diese Parteien
brachten jedoch keine neuen stichhaltigen Argu-
mente vor, und es wird die Auffassung vertreten,
dafl unter den Randnummern 67 und 68 der
Verordnung tiber den vorldufigen Zoll bereits ange-
messen auf die angefiihrten Aspekte eingegangen
wurde.

Wie unter Randnummer 68 der Verordnung {iber
den vorliufigen Zoll dargelegt, lagen der Kommis-
sion keine Beweise daflir vor, dafl die Ausfuhren
aus Malaysia im Untersuchungszeitraum gedumpt
waren. Die Beweise, die der Kommission zu den
angeblich gedumpten Ausfuhren aus Malaysia
vorgelegt wurden, bezogen sich auf das Jahr 1994
(ein Jahr nach dem Untersuchungszeitraum), so
dafl sich anhand dieser Beweise kein Zusammen-
hang zwischen den mdoglicherweise gedumpten
Einfuhren aus Malaysia im Jahr 1994 und der
Schidigung des Wirtschaftszweigs der Gemein-
schaft im Untersuchungszeitraum ermitteln lief}.

Einige interessierte Parteien versuchten anhand
einer Berechnung nachzuweisen, dafl die Gemein-
schaftshersteller selbst dann noch erhebliche
Verluste verzeichnet hitten, wenn anstelle der
chinesischen Einfuhren im Untersuchungszeitraum
AKPF aus der Gemeinschaft verkauft worden wire.
Bei dieser Berechnung wird jedoch vergessen, dafl
das tatsichliche Absatzvolumen und die tatsich-
lichen Geschaftsergebnisse der Gemeinschaftsher-
steller in diesem Zeitraum in Wirklichkeit von den
gedumpten chinesischen Billigeinfuhren beeinflufit
waren und daher nicht die Grundlage fiir eine
solche theoretische Berechnung bilden konnen.
Daher wird die Auffassung vertreten, dafl diese
Berechnung fehlerhaft ist und keine Hinweise auf
die mogliche finanzielle Lage der Gemeinschafts-
hersteller bei Wegfall der AKPF-Einfuhren aus
China geben kann.

Ferner behaupteten einige Parteien, die Gemein-
schaftshersteller hiatten AKPF auflerhalb der
Gemeinschaft zu sehr viel niedrigeren Preisen
verkauft als in der Gemeinschaft selbst, so daf} das
Preisniveau auf dem Gemeinschaftsmarkt nicht der
einzige Grund fiir ihre tatsichliche ,wirtschaftliche®
Situation sei. Wie unter Randnummer 69 der
Verordnung tber den vorliufigen Zoll dargelegt,
stellte die Kommission fest, dal die Gemein-
schaftshersteller ihre Waren auflerhalb der
Gemeinschaft gewinnbringend und daher zu
deutlich héheren Preisen verkauften als das in der
Gemeinschaft — mit Verlust — verkaufte AKPF.
Denn der gewogene durchschnittliche Preis, zu
dem die kooperierenden Gemeinschaftshersteller
simtliche AKPF-Qualititen auflerhalb der Gemein-
schaft verkauften, erhdhte sich von 1792 ECU je
Tonne im Jahr 1990 auf 1 839 ECU je Tonne im
Untersuchungszeitraum. Die vorgenannte Behaup-
tung stiitzt sich somit auf falsche Vermutungen.
Dennoch wurde unter den Randnummern 69 und
71 der Verordnung tiiber den vorliufigen Zoll
eingerdumt, dafl die Absatzeinbufien der Gemein-
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schaftshersteller auflerhalb der Gemeinschaft

Auswirkungen hatten.

2. Schluflfolgerungen zur Schadensursache

Da ansonsten keine aussagekriftigen, begriindeten
Stellungnahmen vorgebracht wurden, werden die
Schlufifolgerungen unter Randnummer 71 der
Verordnung tber den vorliufigen Zoll bestitigt.

H. INTERESSE DER GEMEINSCHAFT

Wie unter Randnummer 4 dargelegt, nahm die
Kommission nach der Einfithrung der vorliufigen
Mainahmen mit 22 Unternechmen in sechs
verschiedenen Mitgliedstaaten Kontakt auf, die
grofitenteils von bestimmten Einfiihrern/Hindlern
als .wichtige® AKPF-Abnehmer ausgewiesen
worden waren. Nur zwolf Verwender, auf die rund
6% des gesamten Gemeinschaftsverbrauchs
entfielen, ibermittelten aussagekriftige Informa-
tionen oder Antworten auf einen einfachen Frage-
bogen.

Finf dieser zwolf Verwender gaben an, daff ihr
AKPF-Verbrauch  konstant sei, vier weitere
erklirten, ihr Verbrauch sei riicklaufig, und die
restlichen drei gaben eine Steigerung ihres
Verbrauchs an.

Von den Verwendern, die den Fragebogen beant-
worteten oder Stellungnahmen iibermittelten,
erklarten sieben Unternehmen, die Preise fiir
AKPF aus China und aus der Gemeinschaft seien
vergleichbar, aber nur zwei von ihnen gaben die
Handelsnamen der von ihnen verglichenen Quali-
titen an. Die Priifung der technischen Daten der in
der Gemeinschaft hergestellten Qualititen, die
diese beiden Verwender verglichen hatten, ergab
jedoch, dafl die chinesische Ware gegeniiber der in
der Gemeinschaft hergestellten Ware bessere
technische Eigenschaften aufwies und daher fiir die
Zwecke dieser Untersuchung nicht vergleichbar
war. Auflerdem gaben zwei andere Verwender an,
AKPF aus China sei deutlich billiger als qualitativ
gleichwertige AKPF aus der Gemeinschaft. Drei
Verwender erklirten, sie hitten sich aufgrund des
Preis-Leistungs-Verhiltnisses fir AKPF aus China
entschieden. Dagegen gab ein anderer Verwender
an, dafl er aus genau demselben Grund die Ware
der Gemeinschaftshersteller gewihlt habe. Zwei
andere Verwender griffen nicht mehr auf chine-
sische AKPF, sondern auf die Ware aus der
Gemeinschaft zuriick. Aufgrund dieser wider-
spriichlichen Angaben der Verwender konnte in
diesem Bereich keine eindeutige Schlufifolgerung
gezogen werden.

Auflerdem ibermittelten die Verwender nicht die
erbetenen begriindeten Stellungnahmen zu den
Auswirkungen, die die Einfihrung von Antidum-
pingmafinahmen gegentiiber chinesischer AKPF auf
ihr Betriebsergebnis hitte. Die meisten Verwender
behaupteten jedoch, hohe Antidumpingzdlle
kénnten eine Verdringung der chinesischen
Einfuhren vom Gemeinschaftsmarkt und damit
gegebenenfalls eine Schmilerung des Wettbewerbs
zur Folge haben.
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In diesem Zusammenhang ist daran zu erinnern,
dafl handelspolitische Schutzmafinahmen auf die
Beseitigung der handelsverzerrenden Auswirkungen
schidigender Dumpingpraktiken und auf die
Wiederherstellung eines funktionierenden Wettbe-
werbs abzielen. Daher koénnen keine anderen
Schlufifolgerungen gezogen werden als unter den
Randnummern 75 und 76 der Verordnung iber
den vorldufigen Zoll.

Ein schwedischer Einfiihrer/Hindler brachte vor,
die Einfiihrung von Antidumpingzéllen auf AKPF
aus China wiirde duflerst negative Auwirkungen auf
seine Geschiftstitigkeit haben. Das Unternehmen
gab jedoch gleichzeitig an, im Untersuchungszeit-
raum sei keine AKPF aus China in sein skandina-
visches Absatzgebiet (Schweden, Finnland, Dine-
mark) eingefithrt worden. Dieser Einfiihrer machte
ferner geltend, dal die Kommission auch
Schweden und Finnland in ihre Untersuchung
hitte einbeziehen miissen, obwoh! diese Liander im
Untersuchungszeitraum noch nicht zur Gemein-
schaft gehorten. Dazu weist die Kommission darauf
hin, daBl sich der AKPF-Gesamtverbrauch in
Schweden und Finnland schitzungsweise nur auf
700 Tonnen pro Jahr, d. h. rund 2 % des gesamten
Gemeinschaftsverbrauchs belduft. Da zudem im
Untersuchungszeitraum keine AKPF aus China
eingefiihrt wurde, ist davon auszugehen, daff die
Einbeziehung der Import-, Absatz- und
Verbrauchsangaben fiir die beiden neuen Mitglied-
staaten in die Untersuchung der Kommission keine
nennenswerten Auswirkungen gehabt hitte.

Daher wird die Auffassung vertreten, dal die Fest-
stellungen der Kommission zum Interesse der
Gemeinschaft in der Verordnung iber den vorliu-
figen Zoll bestitigt werden sollten. Denn es
wurden keine zwingenden Griinde fiir die Schlufi-
folgerung gefunden, dafl die Einfiihrung endgiil-
tiger Mafinahmen nicht im Interesse der Gemein-
schaft lige.

L. VERPFLICHTUNG

Der einzige kooperierende chinesische Ausfiihrer
bot eine Verpflichtung in Form eines Mindest-
preises und einer gleichzeitigen mengenmifligen
Beschrinkung der Ausfuhren von chemisch akti-
vierter AKPF an. Dieser Ausflihrer deutete an, die
chinesischen Behorden konnten die Einhaltung
einer solchen Verpflichtung gewihrleisten. Die
chinesischen Behorden gingen jedoch eine solche
Verpflichtung nicht ein. In dem Verpflichtungsan-
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gebot wurden weder genaue Preise oder Mengen
angegeben, noch wurde auf die wasserdampfakti-
vierte AKPF Bezug genommen, die das fragliche
Unternehmen in die Gemeinschaft ausfiihrt. Hier
ist daran zu erinnern, daff AKPF in vielen verschie-
denen Qualititen angeboten wird, fiir die unter-
schiedliche Preise in Rechnung gestellt werden.
Daher kénnte eine Verpflichtung auf der Grund-
lage eines durchschnittlichen Mindestpreises nicht
angenommen werden. Eine Verpflichtung mit
unterschiedlichen Vorgaben fiir die einzelnen
Qualititen wire dagegen kaum zu iiberwachen, da
anhand der offiziellen Einfuhrstatistiken (in denen
nicht nach den einzelnen Qualititen unterschieden
wird) nicht Uberprift werden konnte, welche
AKPF-Qualititen dieses Unternehmen genau in
die Gemeinschaft exportiert.

Auflerdem ist dieser chinesischer Ausfiihrer, bei
dem es sich in Wirklichkeit um eine Handelsge-
sellschaft handelt, zwar méglicherweise der grofite
AKPF-Ausfiihrer im Handel mit der Gemeinschaft,
doch entfallen auf ihn weder die Gesamtheit noch
der grofite Teil der AKPF-Ausfuhren aus China in
die Gemeinschaft. Da in China noch mehrere
andere Ausfihrer titig sind und die chinesischen
Behorden selbst nicht ihre Bereitschaft erkennen
lielen, die Einhaltung einer solchen Verpflichtung
zu gewihrleisten, erscheint die Annahme einer
Verpflichtung in diesem Verfahren nicht ange-
messen.

Der Ausfithrer wurde davon unterrichtet, dafl eine
Verpflichtung nicht angenommen werden konne.
Dieses Vorgehen wird bestitigt.

J. ZOLL

Zur Berechnung der Schadensschwelle wurden in
der Verordnung iiber den vorliufigen Zoll die
tatsichlichen gewogenen durchschnittlichen Netto-
verkaufspreise (ab Werk) der in der Gemeinschaft
hergesteliten AKPF-Qualititen, die nach Auffas-
sung der Kommission mit den aus China einge-
fithrten Qualititen vergleichbar waren, jeweils um
den gewogenen durchschnittlichen Verlust aller
Gemeinschaftshersteller und einen angemessenen
Gewinn von § % erhoht. In diesem Zusammen-
hang beantragte der CEFIC, die angemessene
Gewinnspanne, um die die kostendeckenden
AKPF-Verkaufspreise der Gemeinschaftshersteller
zur Ermittlung der Schadensschwelle zu erhéhen
sind, solle nur anhand der gewinnbringenden
Verkiufe der Gemeinschaftshersteller im Aktiv-
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kohlegeschift ermittelt werden und nicht auf der
Grundlage des durchschnittlichen Gewinns, in den
auch die mit Verlust getatigten AKPF-Verkiufe
einflieflen wiirden. Auflerdem wurde behauptet, ein
Gewinn von 5 % vor Steuern sei zu niedrig, um
angemessene Investitionsertrige zu gewihrleisten,
zumal die Gemeinschaftshersteller 1990, d. h. vor
Beginn des Anstiegs der chinesischen Einfuhren,
bei ihren AKPF-Verkiufen in der Gemeinschaft
einen durchschnittlichen Gewinn von 9,6 % erzielt

hitten.

Dazu ist klarzustellen, dafl der durchschnittliche
Gewinn jedes der drei kooperierenden Gemein-
schaftshersteller in ihrem gesamten Aktivkohlege-
schift, ausschliefilich der mit Verlust getitigten
AKPF-Verkiufe in der Gemeinschaft, im Untersu-
chungsraum nur zwischen 4,1 % und 54 %
schwankte. Da zudem nur 70 % der Absatzein-
buflen, die die Gemeinschaftshersteller zwischen
1990 und dem Untersuchungszeitraum bei AKPF
verzeichneten, den gedumpten chinesischen
Einfuhren zugute kamen, ist es unangemessen, die
kostendeckenden Preise der Gemeinschaftsher-
steller um den vollen Gewinn von 9,6 % aus dem
Jahr 1950 zu erhéhen.

Aufgrund all dieser Stellungnahmen der interes-
sierten Parteien wurden jedoch einige Aspekte der
Methode zur Festsetzung der vorldufigen Zolle
Uberpriift, und es wurde eine andere Methode als
geeigneter angesehen, um die kostendeckenden
(Deckung der Produktionskosten in voller Hohe)
und einen angemessenen Gewinn abwerfenden
Preise fiir die AKPF-Qualititen der Gemeinschafts-
hersteller zu ermitteln, die mit den entsprechenden
chinesischen Qualititen zu vergleichen waren.

Dabei wurden fiir die verschiedenen Qualititen
jeweils die gesamten, gegebenenfalls berichtigten
(sieche Randnummer 56) Produktionskosten der
einzelnen Gemeinschaftshersteller zuziiglich eines
Gewinns von 5 % zugrunde gelegt. Im Interesse
eines fairen Vergleichs wurden diese theoretischen,
gewinnbringenden Preise sodann nach unten ange-
palt, um die Kosten fiir technische Kundenbe-
treuung und Produktentwicklung zu berticksich-
tigen, die die einzelnen Hersteller im Untersu-
chungszeitraum getragen hatten (siche Rand-
nummer 48).

Der gewogene Verkaufspreis ab Lager (d.h. cif-
Einfuhrpreis zuziiglich 27 % fir die Handels-
spanne der Einfiihrer/Hindler) der einzelnen aus
China eingefiihrten Qualititen wurde sodann mit
einem einzigen gewogenen durchschnittlichen
gewinnbringenden Preis der Gemeinschaftsher-
steller verglichen. Fir jede chinesische Qualitit
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wurde dieser einheitliche Preis der Gemeinschafts-
hersteller zur Bestimmung der Schadensschwelle
auf der Grundlage der Preise festgesetzt, der gemafy
der vorstehenden Randnummer fiir die einzelnen
Qualititen der Gemeinschaftshersteller ermittelt
worden waren (dabei wurden die Preise entspre-
chend den von den einzelnen Gemeinschaftsher-
stellern verkauften Mengen gewogen).

Der sich aus diesem Vergleich ergebende Diffe-
renzbetrag (gewogen nach den eingefiihrten
Mengen) ergab die Schadensschwelle. Die gesamte
Schadensschwelle wurde sodann als Prozentsatz des
cif-Gesamtwertes der Einfuhren aus China ausge-
drtickt.

Diese Methode wird bestitigt; somit belauft sich die
endgiiltige Schadensschwelle auf 38,6 %, ausge-
driickt als Prozentsatz des Nettopreises frei Grenze
der Gemeinschaft, unverzollt.

Da auch die neue Schadensschwelle niedriger ist
als die geinderte Dumpingspanne (siehe Rand-
nummer 39), sollten - Antidumpingzoélle auf der
Grundlage der endgiiltigen Schadensschwelle
eingefiihrt werden.

Hinsichtlich der Form des endgiiltigen Zolls wird
die Ansicht vertreten, dafl die Struktur einer
staatlich kontrollierten Wirtschaft den chinesischen
Ausflihrern eine betrichtlichen Spielraum fiir eine
Senkung ihrer Ausfuhrpreise lafit. Um das Risiko
zu verringern, dafl der Zoll von den chinesischen
Ausfiihrern getragen wird, ist ein spezifischer Zoll
(d. h. ein fester Betrag pro Tonne) in diesem Fall
angemessener als ein Wertzoll oder ein variabler
Zoll.

Der Betrag eines solchen Zolls wurde auf der
Grundlage der obengenannten endgiiltigen
Schadensschwelle berechnet und beliuft sich auf
323 ECU pro Tonne (Nettogewicht). Dies wird vom
Rat bestitigt.

Die Kommission wird die Marktlage nach der
Einfiilhrung von Antidumpingmafinahmen priifen;
sollten Umstinde, insbesondere hinsichtlich der
Entwicklung der Preise, eine Uberpriifung rechtfer-
tigen, so wird diese zwei Jahre nach Annahme der
endgiiltigen Mafinahmen eingeleitet.

K. VEREINNAHMUNG DER VORLAUFIGEN
ZOLLE

In Anbetracht der Anderung der Form des Zolls ist
der Rat der Auffassung, dafl der vorliaufige Zoll in
diesem Fall nicht endgtltig vereinnahmt werden
sollte —
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Auf die Einfuhren von Aktivkohle in Pulverform
des KN-Codes ex 38021000 (Taric-Zusatzcode:
3802 10 00°91) mit Ursprung in der Volksrepublik China
wird ein endgiiltiger Antidumpingzoll eingefthrt.

(2 Der Betrag des endgiiltigen Antidumpingzolls
belauft sich auf 323 ECU pro Tonne (Nettogewicht).

(3) Sofern nichts anderes bestimmt ist, finden die
geltenden Zollbestimmungen Anwendung.
Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verdffentli-
chung im Amiesblatt der Europdischen Gemeinschaften
in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem

Mitgliedstaat.

Geschehen zu Luxemburg am 3. Juni 1996.

Im Namen des Rates
Der Préisident
C. A. CIAMPI
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(Nicht verdffentlichungsbediirftige Rechtsakte)

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION
vom 20. September 1995
in einem Verfahren nach der Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 des Rates
(IV/IM.553 — RTL/Veronica/Endemol)

(Nur der englische Text ist verbindlich)

(96/346/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestiitzt auf den Vertrag zur Griindung der Europidischen
Gemeinschaft,

gestiitzt auf die Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 des Rates
vom 21. Dezember 1989 iiber die Kontrolle von Unter-
nehmenszusammenschliissen ('), insbesondere auf Artikel
8 Absatz 3 und Artikel 22,

gestiitzt auf die Entscheidung der Kommission vom 22.
Mai 1995, das Verfahren in dieser Sache einzuleiten,

nachdem den beteiligten Unternechmen Gelegenheit
gegeben wurde, sich zu den Einwinden der Kommission

zu auflern,

nach Anhérung des Beratenden Ausschusses fir die
Kontrolle von Unternehmenszusammenschlissen (3),

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)  Am 21. April 1995 ging bei der Kommission ein
Antrag der niederlaindischen Regierung nach
Artikel 22 der Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 des
Rates (Fusionskontrollverordnung) ein, in dem die
Kommission um Priifung des von RTL4 SA (RTL),
Vereniging Veronica Omroeporganisatie (Veronica)
und Endemol Entertainment Holding BV
(Endemol) geplanten Gemeinschaftsunternehmens
Holland Media Groep SA (HMG) ersucht wurde.
Die niederlindische Regierung erhielt am 23. Mirz
1995 durch eine Pressemitteilung, die ihr von den
Parteien Ubermittelt worden war, Kenntnis von

(') ABL Nr. L 395 vom 30. 12. 1989, S. 1; Berichtigung: ABL. Nr.
L 257 vom 21. 9. 1990, S. 13.
(3 ABL Nr. C 160 vom 5. 6. 1996, S. 3.

2

3)

dem Vorhaben. Der Antrag nach Artikel 22 wurde
somit innerhalb der in Artikel 22 Absatz 4 vorgese-
henen Einmonatsfrist gestellt.

Die Kommission stellte fest, dafl dieser Antrag im
Sinne von Artikel 22 der Fusionskontrollverord-
nung zulissig ist und der Zusammenschluf§ Anlafl
zu ernsthaften Bedenken hinsichtlich seiner Ver-
einbarkeit mit dem Gemeinsamen Markt gibt. Mit
Entscheidung vom 22. Mai 1995 leitete die Kom-
mission daher das Verfahren nach Artikel 6 Absatz
1 Buchstabe c) in Verbindung mit Artikel 22 der
Fusionskontrollverordnung ein.

I. DIE PARTEIEN

RTL ist eine Gesellschaft luxemburgischen Rechts,
die vorwiegend niederldndischsprachige Radio- und
Fernsehprogramme  anbietet, die von der
Compagnie Luxembourgeoise de Télédiffusion
(CLT) ausgestrahlt werden. CLT hilt — direkt und
indirekt — 47,27 % des Aktienkapitals von RTL.
CLT ist eine nach luxemburgischem Recht gegriin-
dete Rundfunkorganisation, die auf verschiedenen
auslindischen Mirkten in den Bereichen Fern-
sehen, Horfunk, Verlagswesen und damit zusam-
menhingenden Unternehmungen titig ist. Der
Gesamtumsatz von CLT belief sich 1993 auf 1,937
Mrd. ECU. Das niederlindische Verlagshaus NV
Verenigd Bezit (VNU) ist indirekt mit 38 % an
RTL beteiligt. RTL betreibt zwei unabhingige
kommerzielle TV-Sender in niederlindischer
Sprache, RTL4 und RTLS, die auf die Niederlande
ausgerichtet sind.
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Veronica ist ein nach niederlindischem Recht
gegriindeter Verein, der bis September 1995 auf
dem niederlindischen Fernseh- und Hérfunkmarkt
als offentliche Rundfunkorganisation titig war.
Veronica gehérte zu den drei Rundfunkanstalten,
die ihre Programme iiber den offentlichen Kanal
»Nederland 2“ ausstrahlen. 1994 kiindigte Veronica
seinen Ausstieg aus dem offentlichen Rundfunk an,
um als kommerzieller Sender weiterzuarbeiten. Die
Entscheidung, sich aus dem 6ffentlichen Rundfunk
zuriickzuziehen, fiel endgliltig im Januar 1995, als
Veronica keine neue Zulassung als offentlicher
Sender ab 1. September 1995 beantragte.

Endemol ist eine niederlindische Gesellschaft, die
aus einem Zusammenschlufl zwischen JE Enter-
tainment BV und John de Mol Communications
BV im Jahr 1994 hervorging. Endemol ist eine
unabhiingige Produktionsgesellschaft fiir Fernseh-
programme mit Titigkeitsschwerpunkt in den
Niederlanden.

II. DAS VORHABEN

Die Parteien vereinbarten die Grindung einer
neuen Gesellschaft HMG, die Fernseh- und Rund-
funkprogramme zusammenstellen und anbieten
soll, die von dem Unternehmen selbst, von CLT,
Veronica oder anderen Sendern in den Nieder-
landen und Luxemburg ausgestrahlt werden. Da die
Vorschriften der Fusionskontrollverordnung ber
die Aussetzung des Vollzugs eines Zusammen-
schlusses nicht auf Verfahren nach Artikel 22
Anwendung finden, waren die Parteien berechtigt,
den Zusammenschlufl, wie weiter unten im
einzelnen dargelegt, zu vollziehen.

RTL hilt 51 % der HMG-Anteile, wihrend sich
Veronica und Endemol tiber die Holding Veronica
Media Groep (VMG) die verbleibenden 49 % teilen.
RTL ist dariiber hinaus mit 20 % am Kapital von
Veronica Blad, einer Tochtergesellschaft von
Veronica, die die wéchentlich erscheinende Fern-
sehzeitschrift von Veronica herausgibt, und mit
24,99 % am Kapital von Endemol beteiligt.

Alle bestehenden Fernseh- und Horfunkaktivititen
der Parteien, die auf die Niederlande gerichtet sind,
wurden der HMG iibertragen.

RTL hat in das Gemeinschaftsunternehmen die
Fernsehsender RTL4 und RTLS sowie die damit
verbundenen Aktiva eingebracht, den RTL Rock-
Sender, das Recht, die Sendelizenz von CLT zu
nutzen, das Geschift mit den vorwiegend nieder-
lindischsprachigen Radio- und Fernsehpro-
grammen, die in Luxemburg und in den Nieder-
landen ausgestrahlt werden, sowie ihre 50 %ige
Beteiligung an der Werbegesellschaft IPN SA
(IPN), die Werbezeit fir RTL4 und RTLS verkauft.

Veronica und Endemol haben dem Gemeinschafts-
unternehmen den Fernsehsender Veronica mit den
dazugehorigen Aktiva sowie das Rundfunkgeschift
von Endemol (dh. den Radiosender Holland FM)
tibertragen.

Die TV-Programme von HMG werden seit dem 1.
September 1995 (iber drei getrennte Kanile ausge-

(19
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(12)

strahlt. Die Kanile RTL4 und RTLS werden unter
der luxemburgischen Sendelizenz von CLT
betrieben, wihrend Veronica tber eine niederlin-
dische Zulassung als kommerzieller Sender verfiigt.

III. ZUSAMMENSCHLUSS

Das Vorhaben stellt einen Zusammenschluff im
Sinne von Artikel 3 der Fusionskontrollverordnung
dar. HMG ist ein konzentratives Gemeinschafts-
unternehmen.

[...10-

[...]

Auch wenn die Auslegung der Parteien von Artikel
3 Absatz 4 zutrifft [ ...], liegt nach Auffassung der
Kommission nach wie vor eine gemeinsame
Kontrolle vor. Die Tatsache, daf} die Stimme eines
Griinderunternehmens fiir den Fall, daf} eine Eini-
gung trotz der Bemithungen aller Griinderunter-
nehmen nicht zustande kommt, den Ausschlag
gibt, bedeutet nicht unbedingt, dafl keine gemein-
same Kontrolle besteht (vgl. Bekanntmachung iiber
den Begriff des Zusammenschlusses, ABl. Nr. C
385 vom 31. Dezember 1994, S. 5 (Randnummer
37)). Dies gilt insbesondere dann, wenn jedes
Grinderunternehmen einen fiir den Betrieb des
Gemeinschaftsunternehmens lebenswichtigen Bei-
trag leistet (Randnummer 34). Im vorliegenden Fall
ist der Hauptzweck des Gemeinschaftsunterneh-
mens, die beiden RTL-Sender mit dem neuen
kommerziellen Sender Veronica zusammenzulegen
und die Versorgung mit Programmen von Endemol
sicherzustellen, was nach Aussage der Parteien fiir
die Erhaltung des Profils der HMG-Sender
wesentlich ist. Sowohl RTL als auch Veronica-
Endemol leisten daher einen fiir den Betrieb von
HMG entscheidenden Beitrag. Unter diesen Vor-
aussetzungen koénnen die Griinderunternehmen das
Gemeinschaftsunternehmen nur dann betreiben,
wenn sich alle Beteiligten tiber die wichtigsten stra-
tegischen Entscheidungen einig sind.

In der Praxis wiirde RTL daher von seiner strittigen
ausschlaggebenden Stimme nur in auflergewdhn-
lichen Situationen Gebrauch machen, so daf} eine
gemeinsame Kontrolle dadurch nicht ausge-
schlossen ist.

Aber auch wenn keine gemeinsame Kontrolle im
Sinne von Artikel 3 der Fusionskontrollverordnung
gegeben wire, lige dennoch im vorliegenden Fall
ein Zusammenschluf§ in Form des Erwerbs der
alleinigen Kontrolle durch RTL iiber die von VMG
auf HMG {ibertragenen Vermogenswerte vor. Im
vorliegenden Fall wiirde sich hierdurch an der
nachstehenden  Beurteilung des Zusammen-
schlusses nichts éndern. Auch die Beurteilung der
Auswirkungen des Zusammenschlusses auf den
Produktionsmarkt bliebe gleich, da Endemol und
HMG nach wie vor strukturell miteinander
verbunden wiren (vgl. Randnummer 100).

() Als Geschiftsgeheimnis entfernt.
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Da die Griinderunternehmen ihre simtlichen Akti-
vititen auf den Mirkten des Gemeinschaftsunter-
nehmens (kommerzieller Rundfunk in den Nieder-
landen) in die HMG einbringen, gibt es fiir eine
Koordinierung des Wettbewerbsverhaltens der
Grinderunternehmen auflerhalb des Gemein-
schaftsunternehmens keine Basis mehr.

IV. KEINE GEMEINSCHAFTSDIMENSION

Den von den Parteien vorgelegten Zahlen zufolge
erreicht der weltweite Gesamtumsatz aller betei-
ligten Parteien nicht den Schwellenwert von § Mrd.
ECU. Der geplante Zusammenschluf§ hat demnach
keine gemeinschaftsweite Bedeutung im Sinne von
Artikel 1 der Fusionskontrollverordnung.

Es kann daher offen bleiben, ob VNU ein betei-
ligtes Unternehmen im Sinne von Artikel 1 der
Fusionskontrollverordnung ist. Ist VNU kein betei-
ligtes Unternehmen, so erreicht nur einer der
Beteiligten, nidmlich RTL, einen gemeinschafts-
weiten Gesamtumsatz von tber 250 Mio. ECU.

V. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HANDEL
ZWISCHEN MITGLIEDSTAATEN

Der Zusammenschlufl beeintrichtigt den Handel
zwischen Mitgliedstaaten im Sinne von Artikel 22
Absatz 3 der Fusionskontrollverordnung. Die Griin-
dung des Gemeinschaftsunternehmens wird sich
auf die Zutrittsbedingungen fiir neue Marktteil-
nehmer einschliefilich auslindischer Sendeunter-
nehmen auf dem niederlindischen Markt fiir Fern-
sehsendungen und Fernsehwerbung auswirken. Sie
wird auch eine Auswirkung auf den Markt fiir den
Erwerb fremdsprachiger Programme (insbesondere
in Englisch) in den Niederlanden haben. Sitz des
Gemeinschaftsunternehmens HMG ist Luxemburg,
und zumindest die Sender RTL4 und RTLS
arbeiten unter der Sendelizenz des Grolherzogtums
Luxemburgs. Die niederlindischen offentlichen
Fernsehprogramme werden auch in das belgische
Kabelnetz eingespeist, so dafl eine Verinderung in
der Struktur des niederlindischen Fernsehmarkts
zumindest indirekt auch auf dem belgischen Fern-
sehmarkt spiirbar sein wird. Sollte sich ferner die
Rechtslage in Belgien im Hinblick auf VIM so
indern, dafl der Wettbewerb auslindischer Sender
in diesem Markt zunehmen kann, so wird ein
derartiger Wettbewerb wahrscheinlich insbesondere
von kommerziellen hollindischen  Sendern,
einschlieffilich der HMG Sender, herriihren.

VL. ARTIKEL 2 DER FUSIONSKONTROLLVER-
ORDNUNG

A. Die relevanten Produktmirkte

Der Zusammenschlufl wirkt sich auf folgende
Produktmirkte aus:

(18)

(19)

i) Fernsehmarkt:

Wie weiter unten eingehender beschrieben
wird, konkurrieren alle Fernsehveranstalter um
Zuschaueranteile. Da es jedoch keine direkte
Geschiftsbeziehung zwischen den Betreibern
»frei zuginglicher TV-Kanile auf der ,Ange-
botsseite* und den Zuschauern auf der
»Nachfrageseite” gibt, konnte man einwenden,
dafl es sich bei dem Fernsehmarkt nicht um
einen Markt im eigentlichen 6konomischen
Sinne handelt. Im vorliegenden Fall kommt es
hierauf jedoch nicht an, so dafl die Frage offen
bleiben kann. Da alle Beteiligten von ,Fernseh-
markt“ und ,Zuschauermarkt“ sprechen, wird in
dieser Entscheidung die im TV-Sektor allge-
mein anerkannte Terminologie verwendet;

if) Markt fiir Fernsehwerbung;

iii) Markt fiir unabhingig produzierte niederlin-
dische Fernsehprogramme, d.h. Fernsehproduk-
tionen, die keine Eigenproduktionen der
niederlindischen Sendenunternehmen sind.

Aufgrund der Wettbewerbsstruktur des Marktes
und der Tatsache, dafl die Marktanteile der Radio-
sender, die in das GU eingebracht werden sollen,
sehr gering sind, wird der Zusammenschluf§ nach
Auffassung der Kommission keine beherrschende
Stellung auf den Mirkten fiir Radiosendungen und
Radiowerbung begriinden oder verstirken.

Nach Ansicht der Parteien sollte sich die Prifung
der Kommission im vorliegenden Fall auf den
Markt fir Fernsehwerbung beschrinken, da die
niederlindische  Regierung die Kommission
gebeten hatte zu priifen, ob der Zusammenschluff
eine beherrschende Stellung begriindet oder
verstirkt, die einen wirksamen Wettbewerb auf
dem Markt fiir Fernsehwerbung in den Nieder-
landen erheblich behindern wiirde. Da die nieder-
landische Regierung nicht auf Wettbewerbspro-
bleme in anderen Mirkten hingewiesen hat, wiirde
eine Untersuchung anderer Mirkte nach Ansicht
der Parteien iiber den Antrag der niederlindischen
Regierung hinausgehen.

Die Kommission kann der Auffassung der Parteien
nicht folgen. Artikel 22 Absatz 3 bestimmt
ausdriicklich, dafl sich die Feststellung der
Kommission auf den fraglichen Zusammenschlufl
als solchen bezieht und nicht auf Teilaspekte dieses
Zusammenschlusses wie beispielsweise bestimmte
Produktmirkte. Artikel 22 unterscheidet sich in
diesem Punkt von Artikel 9. Nach Artikel 9 kann
die Kommission einen Zusammenschluf nur dann
prifen oder an den =zustindigen Mitgliedstaat
verweisen, wenn unter Berlicksichtigung des Markts
der betreffenden Waren oder Dienstleistungen ein
gesonderter riumlicher Markt besteht (Artikel 9
Absatz 3). Mirkte mit Wettbewerbsproblemen
kénnen in der Regel erst nach Priifung des Zusam-
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(20)

(1)

menschlusses festgestellt werden, die die Kommis-
sion auf Antrag der betreffenden Regierung durch-
zufithren hat. Nach Artikel 22 ist hier in der
gleichen Weise vorzugehen wie bei Fillen von
gemeinschaftsweiter ~ Bedeutung. Flr  einen
Mitgliedstaat wire es ohnehin schwierig festzu-
stellen, in welchen Mirkten sich Wettbewerbspro-
bleme stellen konnen, wenn ein Mitgliedstaat wie
im vorliegenden Fall iiber keine echten Untersu-
chungsbefugnisse verfiigt, weil es keine innerstaat-
lichen Vorschriften fiir die Fusionskontrolle gibt.

i) Der Fernsehmarkt

In diesem Markt, der auch als Zuschauermarkt
bezeichnet wird, konkurrieren die Sendeunter-
nehmen um Zuschaueranteile. Dies gilt vor allem
fir kommerzielle Sender, die sich Giber Werbung
finanzieren, aber auch fiir 6ffentliche Rundfunkan-
stalten, deren Einnahmen zumindest teilweise aus
der Werbung stammen, da die Zuschaueranteile auf
dem Fernsehmarkt entscheidend fiir ihren Erfolg
auf dem Markt fiir Fernsehwerbung sind. Im Wett-
bewerb um Zuschaueranteile kdénnen sich auch
Privatsender, die sich tiber Werbung finanzieren,
und offentliche Rundfunkanstalten, die sich nur
tber Rundfunkgebiihren finanzieren, oder Pay-TV-
Anbieter gegeniiberstehen, deren Einnahmequelle
die Abonnementbetrige sind. Auch fiir Sendeunter-
nehmen, die keine Fernsehwerbung betreiben, ist
die Sehbeteiligung ein wichtiger Mafistab fiir die
Attraktivitit der Fernsehsender und fiir ihre Akzep-
tanz in der breiten Offentlichkeit.

Der Zuschauermarkt kann aber unter Umstinden
alle Fernsehsender einschlieflen. Unter Berticksich-
tigung der Wirtschaftsbeziehungen zwischen
Sendeanstalten auf der Angebotsseite und
Zuschauern auf der Nachfrageseite mufl jedoch
unterschieden werden zwischen dem Markt fiir
Fernsehwerbung einerseits, in dem Sendeunter-
nehmen um Werbeeinnahmen konkurrieren, und
dem Pay-TV-Markt andererseits, in denen Anbieter
um Abonnenten werben.

In den Niederlanden finanzieren sich die offent-
lichen Sendeanstalten sowohl {iber Rundfunkge-
biihren als auch tber die Werbung. Daneben gibt
es einen Pay-TV-Anbieter. Aus den oben darge-
legten Griinden werden alle Fernsehsender, deren
Programme in den Niederlanden ausgestrahlt
werden, in die nachstehende Analyse des Zuschau-
ermarkts einbezogen.

In allen verfiigbaren Zahlen tber die Zuschaueran-
teile in den Niederlanden ist seit jeher der
Zuschaueranteil beriicksichtigt, der auf das Heim-
video entfillt. Obwohl Heimvideo nicht zum Markt
fir Fernsehsendungen im eigentlichen Sinne
gehort, wird es in der nachstehenden Analyse der

22

(23)

(24)

Zuschaueranteile berticksichtigt. Fiir die Untersu-
chung des Falls ist dies jedoch unerheblich, da der
Zuschaueranteil, der dem Heimvideo zugerechnet
wird, fiir die Stellung der Sendeunternehmen auf
dem Markt fiir Fernsehwerbung keine Rolle spielt.

ii) Der Markt fiir Fernsehwerbung

Der Wettbewerb auf dem Markt fiir Fernsehwer-
bung spielt sich entweder direkt in den Bezie-
hungen zwischen Fernsehsendern und Werbetrei-
benden ab oder zwischen Sendern und Werbeagen-
turen, die im Auftrag der Werbetreibenden mit den
Sendern verhandeln.

Der Markt fir Fernsehwerbung ist von anderen
Werbemirkten, insbesondere der Werbung in
Printmedien, abzugrenzen. Die von den verschie-
denen Werbemedien angesprochenen Zielgruppen
konnen sehr unterschiedlich sein. Auch die
Technik (z.B. Kurzfilme fiir die Fernsehwerbung
und Grafiken fiir Zeitschriften) und die entspre-
chenden Produktionskosten sind in den einzelnen
Medien vollig verschieden. Nicht zuletzt bestehen
auch erhebliche Preisunterschiede je nachdem,
wieviele Verbraucher erreicht werden sollen. In den
Niederlanden beispielsweise betrugen die Kosten
fur Fernsehwerbung im Jahr 1993 11,22 US-Dollar
je tausend Werbekontakte (Tagesdurchschnitt)
gegeniiber 5,04 US-Dollar fir die Werbung in Zeit-
schriften (). Zwar mag es zu Uberschneidungen
zwischen Fernsehwerbung und der Werbung in
anderen Medien kommen, auf die weiter unten
niher eingegangen wird, doch ist im Ergebnis fest-
zustellen, dafl es sich bei der Fernsehwerbung und
der Werbung in den Printmedien um getrennte
Mirkte handelt.

iii) Der Markt fir unabhingig produzierte
niederlindische TV-Programme, d.h.
keine Eigenproduktionen der Sender

Wie unter Randnummern 89 und 90 néher ausge-
fuhrt wird, ist die unabhingige Produktion nieder-
lindischer TV-Programme im Verhiltnis zu den
Eigenproduktionen der Sendeunternehmen als
eigenstindiger Produktmarkt anzusehen. Die
Eigenproduktionen  der  Fernsehunternehmen
dienen in erster Linie dazu, ihre Zuschauer an sich
zu binden. Diese Produktionen konkurrieren nicht
mit denen unabhingiger Produzenten. Der Markt
fiir unabhingige Produktionen bestimmt sich nach
Angebot und Nachfrage, d.h. die Sendeunter-
nehmen brauchen Programme, die sie iiber ihre
Kanile ausstrahlen kénnen, und die unabhingigen
Produzenten bieten ihnen solche Programme an.

(") Quelle: Young & Rubicam, Media in Europe, European Media
Cost Comparison 1993.



Nr. L 134/36

Amtsblatt der Europiischen Gemeinschaften

5. 6. 96

(26)

27)
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B. Der relevante rdumliche Markt

Fernsehsendungen

Der relevante riumliche Markt fiir Fernsehsen-
dungen beschrinkt sich im vorliegenden Fall auf
die Niederlande. Abgrenzungskriterien sind die
geltenden Rechtsvorschriften, bestehende Sprach-
barrieren, kulturelle Faktoren und sonstige Wett-
bewerbsbedingungen (z. B. die Struktur des Kabel-
fernsehmarkts). Nach diesen Kriterien unter-
scheiden sich die Niederlande deutlich von
anderen Lindern.

Was die belgische Flagge betrifft, so konkurrieren
die kommerziellen TV-Sender, die auf die Nieder-
lande gerichtet sind, aufgrund der rechtlichen
Unterschiede (z. B. Besonderheiten des 6ffentlichen
Rundfunks in den Niederlanden, Exklusivlizenz
des Senders VIM fiir kommerzielles Fernsehen in
Belgien) in einem raumlichen Markt, der sich wirt-
schaftlich selbst von diesem Nachbargebiet unter-
scheidet. RTL4 und RTLS werden in Belgien nicht
ausgestrahlt. Nederland 1, 2 und 3 werden in
Belgien empfangen, da sie in das belgische Kabel-
netz eingespeist werden. Allerdings erreichten sie
1994 zur besten Sendezeit (18.00 bis 24.00 Uhr)
eine Sehbeteiligung von nur 34 bzw. 2%
(gegeniber 16, 17 bzw. 18 % in den Niederlanden).
Der belgische kommerzielle Sender VIM kann in
den Niederlanden nicht empfangen werden, da er
nur in das belgische Kabelnetz eingespeist wird.
Die flimischen offentlichen Sendeanstalten TV1
und TV2 werden in das niederlindische Kabelnetz
eingespeist, wo sie 1994 zur besten Sendezeit einen
Zuschaueranteil von nur 2 bzw. 1% erzielten
(wihrend sie zusammen auf dem belgischen Fern-
sehmarkt 22 % erreichen). Kulturelle Schranken
sind das Haupthindernis fiir die Durchdringung
der niederlindischen und belgischen Fernseh-
mirkte. Fernsehprogramme werden in Belgien und
in den Niederlanden in derselben Sprache ausge-
strahlt. Die Unterschiede in der Ausdrucksweise,
im nationalen Geschmack und in den Vorlieben
fiir bestimmte Fernsehstars sind nach Aussagen der
Parteien und aller anderen von der Kommission
kontaktierten Sendeunternehmen und Herstellern
so stark ausgeprigt, dafl die Fernsehmirkte in den
Niederlanden und im flimischen Teil Belgiens als
verschiedene riumliche Mirkte anzusehen sind.

Fernsehwerbung

Auch der niederlindische Markt fiir Fernsehwer-
bung bildet gegeniiber dem belgischen Fernseh-
werbemarkt einen eigenen riumlichen Markt.

Die Wettbewerbsbedingungen sind auf dem Markt
fiir Fernsehwerbung vollig unterschiedlich. In den
Niederlanden steht die 50 %ige RTL-Tochter —
IPN — mit dem Gemeinschaftsunternehmen der
offentlichen Rundfunkanstalten STER im Wettbe-
werb um Werbeeinnahmen. In Belgien war VIM
noch vor kurzem der einzige kommerzielle Sender,
der Werbezeit verkaufen durfte. Das Gemein-
schaftsunternehmen STER (andere Unternehmen

(29)

(30)

kommen nicht in Betracht, da RTL4 und RTLS in
Belgien nicht ausgestahlt werden), das im Auftrag
der niederlindischen o6ffentlichen Rundfunkan-
stalten Werbezeit verkauft, lifft die Werbewirkung
im flimischen Teil Belgiens aufler acht, d. h. die
Fernsehzuschauer in diesem Gebiet werden in den
Tarifen nicht beriicksichtigt. VIM verkauft seiner-
seits keine Werbezeit in den Niederlanden. Nicht
zuletzt sind auch die Vorschriften fiir die Fernseh-
werbung in Belgien und in den Niederlanden
unterschiedlich (in Belgien bestehen u. a. Beschrin-
kungen fir kinderorientierte Werbung im Umfeld
von Kinderprogrammen und fiir Preisangaben in
der Fernsehwerbung). Wie bei Fernsehprogrammen
bestehen zudem auch in der Fernsehwerbung
kulturelle Schranken (Unterschiede im Ausdruck,
im Geschmack, Vorlieben fiir bestimmte Werbe-
triger usw.), die bei der Beurteilung des raumlichen
Marktes berticksichtigt werden miissen und im
Ergebnis zu der Feststellung fiithren, dafl es einen
auf das Gebiet der Niederlanden beschrinkten
rdumlichen Markt fiir Fernsehwerbung gibt.

Unabhingige niederlindische TV-Produk-
tionen

Unabhingige niederlindische TV-Produktionen
bilden einen eigenen riumlichen Markt. Der
flimische Teil Belgiens gehért nicht hierzu.
Aufgrund der kulturellen Unterschiede kaufen
belgische Sendeunternehmen keine niederlindi-
schen  Produktionen und  niederlindische
Sendeunternehmen keine belgischen Produktionen.
Dies haben auch die Ermittlungen der Kommis-
sion bestitigt: Von allen hierzu befragten niederlin-
dischen Produzenten einschlieffllich Endemol
haben nur drei angegeben, dafl sie TV-Produk-
tionen in Belgien verkauft haben. Verglichen mit
dem Gesamtwert der unabhingigen Produktionen
in den Niederlanden ist der Wert dieser Verkiufe
minimal. Die Unterschiede zwischen den TV-
Produktionen der beiden Linder kommen beson-
ders bei den Unterhaltungsprogrammen
einschlielilich  Fernsehshows, Talkshows und
Sendungen mit politischem oder kulturellem
Inhalt zum Tragen. Es ist schwierig, Zuschauer im
belgischen Flandern fir ein Programm zu
gewinnen, in dem Fernsehstars auftreten, die zwar
in den Niederlanden, jedoch nicht in Flandern
bekannt sind. Umgekehrt ist es genauso schwierig,
das niederlindische Publikum fir Programme zu
interessieren, die fiir belgische Zuschauer produ-
ziert worden sind.

C. Auswirkungen des Zusammenschlusses

Die drei oben beschriebenen Mirkte sind so mit-
einander verbunden, dafl sich die Position von
HMG oder den Griinderunternehmen in einem
Markt direkt auf ihre Position in anderen Mirkten
auswirkt. Der Zuschaueranteil ist ein wesentlicher
Faktor zur Bestimmung der Marktposition auf dem
Markt fir Fernsehwerbung. Mit hohen Werbeein-
nahmen kdnnen attraktivere Programme und Uber-
tragungsrechte flir Sportveranstaltungen erworben
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werden, was wiederum zu einer besseren Position
auf dem Zuschauermarkt fiihrt. Der priferentielle
Zugang zu den interessantesten Programmen stirkt
die Position sowohl auf dem Werbe- als auch auf
dem Zuschauermarkt, wihrend die Verbindung des
Produzenten Endemol mit dem  grofiten
Sendeunternehmen in den Niederlanden seine
Position auf dem Markt fiir unabhingige Produk-
tionen stirkt. So verschaffen die im GU vereinten
Krifte der Partner, wie nachstehend ausgefiihrt
wird, dem Gemeinschaftsunternehmen selbst sowie
Endemol eine sehr starke Position gegeniiber ihren
jeweiligen Wettbewerbern.

1. Der Fernsehmarkt

i) Struktur des niederlindischen Fernsebmarkts
vor der Griindung von HMG

In den Niederlanden gibt es sowohl offentliche
Rundfunkanstalten als auch kommerzielle Sender.
Zusitzlich zu den direkt auf die Niederlande ausge-
richteten Sendern werden auch auslindische
Sender, die nicht speziell auf die Niederlande
ausgerichtet sind, in das niederlindische Kabelnetz
eingespeist.

(32)

Die Programme der offentlichen Rundfunkan-
stalten werden tiber die drei Kanile Nederland 1, 2
und 3 ausgestrahlt. Die Kanile werden von der
Nederlandse Omroepprogramma Stichting (NOS)
im Namen der acht grofiten Rundfunkanstalten
(Algemene Omroepvereniging (AVRO), Vereniging
Evangelische Omroep (EO), Katholieke Radio
Omroep (KRO), Nederlandse Christelijke Radio
Vereniging (NCRV), TROS, Omroepvereniging
VARA (VARA), Veronica Omroep Organisatie
(VOO) -Veronica-, Omroepvereniging VPRO
(VPRO)) betrieben. NOS ist eine Dachorganisation,
die sich um die Verwaltung kiimmert, aber auch
selbst Programme — hauptsichlich Nachrichten
und Sport — ausstrahlt. Die offentlichen Rund-
funkanstalten haben einen ,A“-Status, der die
Sendezeit bestimmt, die jeder Anstalt zusteht, und
zwar 676 Stunden/Jahr auf einem bestimmten
Kanal. Den ,A“-Status erhilt eine Rundfunkanstalt,
wenn sie mindestens 450 000 Mitglieder aufweist.
Die verschiedenen Rundfunkorganisationen spie-
geln die kulturellen und politischen Unterschiede
in den Niederlanden wider. So gibt es Anstalten,
die protestantisch, katholisch, liberal oder soziali-
stisch geprigt sind. Dem Omroep Handboek
1994/95 (S. 2) zufolge stellen sich die acht gréfiten
Rundfunkorganisationen wie folgt dar:

— AVRO (unabhingig liberal, 648 000 Mitglieder),
— EO (evangelisch, 532000 Mitglieder),
— KRO (rdmisch-katholisch, 615000 Mitglieder),
— NCRV (christlich, 548 000 Mitglieder),
— TROS (unabhingig, volksnah, 530 000 Mitglieder),
— VARA (sozialdemokratisch, 531 000 Mitglieder),
— VOO (Veronica) (unabhingig, junge Leute, 1036 000 Mitglieder),
— VPRO (sozialkritisch, 543000 Mitglieder).

Die Mitglieder dieser Rundfunkanstalten (4 983 000
Mitglieder) machen insgesamt rund 89 % der
niederlindischen Haushalte aus. Die Anstalten
verteilen sich auf die drei Kanile wie folgt:

NED 1 NED 2 NED 3
AVRO EO VARA
KRO TROS VPRO
NCRV VOO NOS

Das ,Commissariaat voor de Media“ bestimmt,
welcher Anteil an der gesamten Sendezeit jeder
Anstalt zusteht und an welchen Tagen oder zu
welchen Tageszeiten sie senden diirfen. Darliber
hinaus teilt das Commissariaat mehr als 35 anderen
Sendeunternehmen und  Vereinigungen  wie
Bildungseinrichtungen (EDUCOM, NOT, RVU
und Teleac), Kirchen (IKON, RKK) sowie sozialen
und kulturellen Gruppen (HOS, Socutera), dem

(33)

Innenministerium und den politischen Parteien
Sendezeit auf den drei Kanilen zu.

Die offentlichen Rundfunkanstalten sind aufgrund
dieser Gegebenheiten in ihrer Struktur recht
kompliziert und wenig flexibel. Abstimmungen
untereinander sind notwendig, damit sie ihre
Programme ausstrahlen konnen. Die Koordinie-
rung ihrer Programme ist zur Zeit nicht unproble-
matisch. Die niederlindische Regierung hat die
Kommission von ihren Bemiihungen unterrichtet,
die gegenwirtigen Programmkoordination
zwischen den Organisationen zu verbessern. Diese
Bemiihungen zielen sowohl auf eine bessere verti-
kale Koordinierung zwischen den Sendeunter-
nehmen ab, die ihre Programme iiber denselben
Kanal ausstrahlen, als auch auf eine bessere hori-
zontale Koordinierung zwischen den verschiedenen
Kanilen. Es ist allerdings fraglich, ob diese Bemii-
hungen in den nichsten fiinf Jahren zu einer
nennenswerten Verbesserung filhren werden. Die
Unterschiede in den Auffassungen und politischen
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(39)

(36)

Ausrichtungen sind so stark ausgepriigt, dafl eine
vertikale Koordinierung in der Praxis noch zumin-
dest fiir einige Jahre schwierig bleiben wird. Ange-
sichts der derzeitigen Programminhalte diirfte eine
horizontale Koordinierung ebenfalls nur begrenzt
moglich sein.

Die kommerziellen Sender in den Niederlanden
strahlen ihre Programme sowohl in Niederlandisch
als auch in anderen Sprachen aus. Zu den nieder-
lindischsprachigen Sendern zihlen RTL4 und
RTLS5 sowie einige Spartensender wie Kindernet
und Eurosport. Daneben gibt es einige neue
Sender, zu denen SBS6 gehort, der ab September
1995 senden wird, und Spartensender wie TV10
Gold und The Music Factory (Sender von Arcade),
die ihren Betrieb im Mai dieses Jahres aufnahmen.
Zu den fremdsprachigen Sendern zihlen ARD,
WDR, BBC, TVS und RAL

Wihrend die 6ffentlichen Programme tiber Kabel
und erdgebundene Sendernetze ausgestrahlt werden
(98 % der niederlindischen Haushalte), werden die
kommerziellen Sender hauptsichlich tiber Kabel
ausgestrahlt. 1994 konnten RTL4 und RTLS von
etwa 93 % der niederlindischen Haushalte
empfangen werden. Damit ein Sendeunternehmen
seine Programme in den Niederlanden ausstrahlen
kann, mufl es seine Fihigkeit nachweisen, im
ersten Sendejahr mindestens 30 % der an das
Kabelnetz angeschlossenen Bevdlkerung und im
zweiten Sendejahr 60 % der Bevélkerung zu
erreichen. Diese gesetzliche Bestimmung wird
moglicherweise in Verbindung mit den derzeitigen
Vorschligen zur Anderung des Mediengesetzes in
Zukunft wegfallen.

RTL nahm seinen Betrieb in den Niederlanden
1989 mit der Einfiihrung von RTL4 auf. Bis dahin
entficlen auf die offentlichen Rundfunkorganisa-
tionen rund 80 % des niederlindischen Zuschauer-
markts. 1992 betrug ihr Anteil nur noch 53 %. Die
Anteile am  niederlindischen  Fernsehmarkt
verteilen sich im Jahresdurchschnitt wie folgt
(Sehbeteiligung zur besten Sendezeit, d.h. 18.00
Uhr bis 24.00 Uhr im Jahr 1994):

— Nederland 1: 16 %,
— Nederland 2: 17 %,
— Nederland 3: 18 %,
— RTL 4: 26 %,
— RTL §5: 6 %,
— Andere (auslindische Sender,

17 %.

Pay-TV, Video):

1994 erzielten die éffentlichen Rundfunkanstalten
einen Marktanteil von 51 %, RTL4 und RTLS
32% und die ibrigen Sendeunternehmen
zusammen 17 %. In den ersten drei Monaten des
Jahres 1995 stiegen die Marktanteile von RTL4
und RTLS auf 34,3 % an.

(37)

(38)

(39)

(40)

(41)

ii) Struktur des Fernsebmarkts in den Nieder-
landen nach dem Zusammenschluf

Wie Veronica schon vorher angekiindigt hatte,
verpflichtete sich das Sendeunternehmen, sich
Anfang 1995 aus dem offentlichen Rundfunk
zurtickzuziehen und als kommerzieller Sender mit
siecben Sendetagen in der Woche anstelle der bishe-
rigen 2,5 Sendetage auf den Markt zu treten.
Veronica hat inzwischen eine Lizenz fiir einen
kommerziellen Sender erhalten und den Sendebe-
triecb am 1. September 1995 aufgenommen.

Ohne die Griindung von HMG wire Veronica der
stirkste kommerzielle Wettbewerber von RTL4
und RTLS. Die Programme von RTL4, RTLS und
Veronica werden jedoch im Rahmen des Gemein-
schaftsunternehmens koordiniert, so daf HMG der
stirkste kommerzielle Sender in den Niederlanden
sein wird.

Aus dem Geschiftsplan der HMG (Januar 1995)
geht hervor, dafl die Parteien fiir 1996 einen
Zuschaueranteil der drei Sender zusammen von
[...] erwarteten (RTL4 [...], RTLS [...] und
Veronica [ ...]). Den Parteien zufolge miissen diese
Zahlen nun berichtigt werden, da der neue
kommerzielle Sender SBS, der Ende August 1995
in Betrieb genommen wurde, ihrer Ansicht nach
eine bessere Marktposition einnehmen wird, als sie
urspriinglich angenommen hatten. Die Parteien
rechnen nun mit einem Zuschaueranteil der HMG
von [...], wenn SBS 4 % erzielt, bzw. [...], wenn
SBS 8 % erreicht.

Die Position der HMG auf dem Fernsehmarkt wird
sich zum einen danach bestimmen, wie effizient
die in dem GU zusammengeschlossenen Sender
arbeiten und zum anderen danach, inwieweit die
offentlichen Rundfunkanstalten und die ibrigen
kommerziellen Sender — vor allem SBS — in der
Lage sein werden, HMG als Wettbewerber gegen-
tiberzutreten.

iil) Starken der HMG

RTL4 und RTLS sind bisher die einzigen kommer-
ziellen Sender, die in den Niederlanden einen voll-
stindigen Programmservice bieten. Der Sender
RTL4, der seit 1989 titig ist, erreicht im Jahres-
durchschnitt eine Sehbeteiligung von 26 %. Sein
Programm ist in erster Linie auf Familien zuge-
schnitten. Hausfrauen bilden eine besondere Ziel-
gruppe. RTL4, der Sender der Stars, ist in erster
Linie fur sein Unterhaltungsprogramm bekannt.
Der Erfolg von RTL4 lifit sich daran ermessen, dafl
RTL4 von den 56 Programmen mit den héchsten
Einschaltquoten im Jahr 1993/94 (aufler Sportsen-
dungen), 33 ausstrahlt. RTLS wurde 1993 einge-
fihrt. Inzwischen belduft sich sein Zuschaueranteil
im Jahresdurchschnitt auf 6 %. Eine der Ziel-
gruppen von RTLS sind junge Leute.

Als Mitglied der CLT-Gruppe hat RTL4 SA
Zugang zu den weitreichenden Ressourcen dieser
Gruppe, die auch in anderen europiischen Lindern
grofle, erfolgreiche Fernsehsendungen betreibt.
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Veronica gilt allgemein als populirster 6ffentlicher
Sender. Als Veronica noch iiber Nederland 2 ausge-
stahlt wurde, schwankte seine Sehbeteiligung
zwischen 17 % im Juni/Juli 1994 und 25 % im
November 1994. Veronica ist der Rundfunksender
mit der bei weitem héchsten Mitgliederzahl (iiber 1
Million gegeniiber von 600000 der anderen
Anstalten). Hauptzielgruppe von Veronica sind
junge Leute, vor allem die Altersgruppe zwischen
20 und 34 Jahren, sowie junge Familien. Der
Sender hat ein maskulineres Profil als die RTL-
Sender. Wie sein Slogan .jung, wild und aufregend”
zeigt, vermittelt Veronica das Bild eines modernen
und dynamischen Fernsehsenders. Zu seinen
erfolgreichen Programmen gehort beispielsweise
auch die wochentlich ausgestrahite Show ,All you
need is love®, die mit die héchsten Einschaltquoten
aller Nicht-Sportsendungen erzielt.

Die Kombination der drei Sender RTL4, RTLS und
Veronica ermdglicht es der HMG, ihr Programm so
zu koordinieren, dafl eine Hochstzahl von
Zuschauern angesprochen wird. Etwaigen Konkur-
renzsendern wird auf diese Weise gleichzeitig die
Grundlage entzogen. Veronica und die RTL-Sender
stehen nicht miteinander im Wettbewerb, was
nicht der Fall wire, wenn Veronica ein eigenstin-
diger kommerzieller Sender wire. HMG kann auf
diese Weise die Programme fiir die einzelnen
Zuschauergruppen koordinieren und daftir sorgen,
dafl den ganzen Tag Uber auf allen drei Kanilen
komplementire Programme zur Verfligung stehen.

RTL4 und Veronica decken die Hauptzielgruppen
ab. RTLS kann daher als ,Kampfsender* direkt
gegen die Programme der Konkurrenzsender,
insbesondere gegen neue Marktteilnehmer, einge-
setzt werden. Wie aus dem ,Trendletter der HMG
an das HMG-Personal hervorgeht, erklirte der
Programmdirektor der HMG, dafl RTLS als Kampf-
sender der flexibelste niederlindische Sender sein
wird, der mit seinem Programm Konkurrenzsen-
dern erforderlichenfalls sofort zuvorkommen kann.

Die Kombination der RTL-Sender mit Veronica
wird noch durch die Verbindung zwischen HMG
und Endemol, einem der Griinderunternehmen,
verstirkt. Wie weiter unten ausgefiihrt wird (Rand-
nummern 91 bis 97), ist Endemol der bei weitem
grofite unabhingige TV-Produzent in den Nieder-
landen. Endemol produziert die beliebtesten Fern-
sehsendungen und verfligt tiber die entsprechenden
Senderechte. Er hat einen privilegierten Zugriff auf
erfolgreiche  geschiitzte ~Konzepte fir TV-
Programme (formates), und die populirsten Fern-
sehstars stehen bei ihm unter Vertrag, viele auf
exklusiver Basis. Bereits in der Vergangenheit
lieferte Endemol die meisten Programme fiir RTL4,
RTLS und Veronica. Diese Geschiftsbeziehung
grindet nun auf einer Unternehmensverbindung,
die den drei Sendern einen priferentiellen Zugang
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zu den erfolgreichsten Endemol-Produktionen
verschafft. Dies ergibt sich nicht nur aus der Unter-
nehmensverbindung als solcher, sondern wird auch
aus der Produktionsvereinbarung zwischen HMG
und Endemol deutlich, derzufolge HMG unter
anderem [...]

Ein weiterer Anteilseigner der HMG ist VNU, eines
der fihrenden niederlindischen -Verlagshauser.
VNU gibt eine Vielzahl allgemeiner wéchentlicher
Familienzeitschriften heraus (z. B. Libelle, Margriet,
Panorama, Story und Nieuwe Revue), die das Fern-
sehprogramm und andere Informationen enthalten,
mit denen die Aufmerksamkeit gezielt auf
bestimmte Programme oder Fernsehstars gelenkt
werden kann. Eine Unternehmensverbindung
zwischen einem Fernsehsender und Printmedien,
die unter anderem tber die Fernsehwelt berichten,
kann zur Forderung von TV-Programmen des
Senders benutzt werden. Hierzu kann es trotz
bestehender Statuten iiber die Unabhingigkeit des
Herausgebers kommen, da, wie die Erfahrung zeigt,
Printmedien tendenziell die allgemeine Ausrich-
tung der Medien beeinflussen. Auflerdem kann es
auch zu einer direkten Zusammenarbeit zwischen
verbundenen Sendern und Verlegern kommen. Ein
Beispiel hierfur ist das Schénheits- und Gesund-
heitsmagazin ,Top Santé“, an dem VNU zu 40 %
beteiligt ist. Diese Zeitschrift steht im Zusammen-
hang mit dem gleichnamigen Fernsehprogramm,
das von RTL4 ausgestrahlt wird. Kein anderer
niederlindischer Sender unterhilt vergleichbare
Beziehungen zu den Printmedien.

Wichtig ist in diesem Zusammenhang auch, daf§
Veronica im Besitz der grofiten niederlindischen
Programmzeitschrift ,Veronica Gids“ mit einer
wochentlichen Auflage von tber 1,2 Millionen und
einem Marktanteil bei den Programmzeitschriften
von rund 25 % ist. Dies bedeutet fiir die drei
HMG-Sender einen erheblichen Wettbewerbsvor-
teil bei der Werbung fiir ihre Programme.

iv) Mogliche GegenmafSnabmen der dffentlichen
Rundfunkanstalten

Im Gegensatz zu HMG sind die 6ffentlichen Rund-
funkanstalten nicht in der Lage, ihre Uber die drei
offentlichen Kanile ausgestrahlten Programme in
der Weise zu koordinieren, daf} sie sich gegenseitig
erginzen. Wie oben ausgefiihrt (Randnummer 33),
erschweren die unterschiedlichen Weltanschau-
ungen der oOffentlichen Rundfunkanstalten eine
Koordinierung ihrer Programme fiir jeden Kanal
und die Verbindung eines Kanals mit einem
bestimmten Image oder Profil. Fir Nederland 1, 2
und 3 ist es daher als eigenstindige Sender sehr
viel schwieriger als fiir RTL4, RTLS und Veronica,
grofle Zuschauergruppen anzusprechen. Die Erfah-
rung zeigt dariiber hinaus, dafl die allgemeinen
Vorschriften fur den offentlichen Rundfunk in den
Niederlanden eine Programmkoordinierung nach
dem Vorbild der drei privaten Sender erschweren.
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So kommt es, dafl dhniche Programme zur
gleichen Zeit auf mehreren offentlichen Kanilen
ausgestrahlt werden. Auch wenn es Bemiihungen
gibt, die horizontale und vertikale Koordinierung
im offentlichen Rundfunk zu verbessern, so ist
doch aus den oben dargelegten Griinden zu
erwarten, daf} diesen Bemiihungen in den nichsten
fiinf Jahren nur ein begrenzter Erfolg beschieden
sein wird. Eine deutliche Verbesserung liefle sich
vermutlich nur mit einer grundlegenden Umgestal-
tung des offentlichen Rundfunks selbst erreichen.

Die Parteien machen geltend, dafl die 6ffentlichen
Rundfunkanstalten durch die Rundfunkgebiihren
iiber eine garantierte Einnahmequelle verfiigen, die
sich 1994 auf iber 900 Mio. hfl belief und
zusammen mit den Werbeeinnahmen mehr als 1,4
Mrd. hfl ausmachte. Die offentlichen Rundfunkan-
stalten haben dadurch einen deutlichen Wett-
bewerbsvorteil. Es ist allerdings zu bedenken, dafl
die Rundfunkgebiihren und die Einnahmen aus der
Radio- und Fernsehwerbung nicht der NOS und
den acht grofien Rundfunkanstalten allein vorbe-
halten sind. Die Einnahmen des niederlindischen
Kultusministeriums, die 1994 fir den gesamten
offentlichen Rundfunk in den Niederlanden
bestimmt waren, setzten sich zusammen aus den
Radio- und Fernsehgebiihren (968 Mio. hfl), der
Radio- und Fernsehwerbung (460 Mio. hfl) und
Zinsertrigen (18 Mio. hfl). Der Gesamtbetrag von
1,446 Mrd. hfl wurde wie folgt verteilt.

(in Mio. hfl)

iberregionaler offentlicher Rundfunk 1059
NOS (Sendeeinrichtungen, Studios,
Archive, Rundfunkorchester usw.) 120
niederlindischer Hérfunk fiir das Ausland 79
regionaler Rundfunk 24
Stiftungen usw. (Mobilisierung von Geldern
fiir niederlandische Produktionen) 72
Riicklagen 87
sonstiges 5

Insgesamt 1 446

Dieser Aufstellung ist zu entnehmen, daf mit den
Einnahmen aus den Rundfunkgebiihren sehr viele
verschiedene Bereiche finanziert werden miissen,
die weit iiber NOS und die acht grofiten Rund-
funkanstalten hinausgehen. Selbst der Betrag von 1
Mrd. hfl, der dem tiberregionalen Rundfunk vorbe-
halten ist, ist nicht ausschlieflich fiir den TV-
Bereich der Anstalten vorgesehen. Mit diesem
Betrag mufl auch der offentliche Horfunk finan-
ziert werden (217 Mio. hfl) sowie die vorstehend
erwihnten mehr als 35 Organisationen und
Einrichtungen, die ebenfalls ber die drei offent-
lichen Kanile senden. 1994 erhielt jede der acht
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grofien Rundfunkanstalten 58,5 Mio. hfl von den
gesamten Einnahmen aus Rundfunkgebiihren und
Werbung. NOS erhielt 180 Mio. hfl (129 Mio. hfl
fiir die aligemeine Programmgestaltung, 35 Mio. hfl
fur die Berichterstattung, 8 Mio. hfl fiir Teletext
und 7 Mio. hfl fiir Minderheiten und das Friesland-
Fernsehen). Die Werbeeinnahmen (460 Mio. hfl)
sind dem {berregionalen Rundfunk vorbehalten.
Damit entfillt auf die Werbeeinnahmen ein Anteil
von 43 % am Gesamtetat des iiberregionalen
offentlichen Rundfunks (1 059 Mio. hfl).

Die Rundfunkgebiihren dienen demnach der
Finanzierung eines komplexen offentlichen Rund-
funksystems (Radio und Fernsehen). NOS und die
acht anderen Rundfunkanstalten erhalten nur
einen bestimmten Anteil am Gebiihrenauf-
kommen. Die Einnahmen aus der Werbung
spielen daher fiir sie eine wichtige Rolle.

Um die Hohe der durch die Rundfunkgebiihren
garantierten Einnahmen der offentlichen Rund-
funkanstalten richtig einschitzen zu kénnen, mufl
auch bedacht werden, daf} die offentlichen Rund-
funkanstalten sehr viel mehr Personal beschiftigen
als ihr kommerzieller Wettbewerber RTL4 und ihre
Gemeinkosten damit sehr viel hoher sind. Die
neun grofiten offentlichen Rundfunkanstalten
beschiftigen etwa 2 300 Personen, wihrend RTL4
und RTL5 rund 350 Personen beschiftigen. Das
Gemeinschaftsunternehmen HMG, das wie die
offentlichen  Rundfunkanstalten drei Kanile
betreibt, wird etwa 500 Personen beschiftigen. Dies
ist immer noch weniger als ein Viertel der von den
offentlichen  Rundfunkanstalten  beschiftigten
Personen. Allgemein resultieren aus der komplexen
Struktur des niederlindischen 6ffentlichen Rund-
funks, insbesondere aus der Vielzahl der Sendean-
stalten und der damit verbundenen Vermoégens-
werte, unweigerlich hohere Kosten fiir die offent-
lichen Rundfunkanstalten als fiir die kommer-
ziellen Sender.

Die Parteien weisen darauf hin, dafl die 6ffent-
lichen Rundfunkanstalten 1995 zusitzlich zu den
normalen Rundfunkgebiihren weitere 67 Mio. hfl
erhalten werden. Hierzu ist allerdings zu bemerken,
dafl es sich bei diesen zusitzlichen Einnahmen, die
aus den Riicklagen der dffentlichen Rundfunkan-
stalten stammen, um eine einmalige Zahlung
handelt.

Wie nachstehend ausgefiihrt wird, werden sich die
Werbeeinnahmen der 6ffentlichen Rundfunkan-
stalten nach Grindung der HMG aufgrund der
Position, die HMG auf dem Fernsechwerbemarkt
einnehmen wird, deutlich verringern. Diese
Einnahmenverluste werden sich unmittelbar auf
den Produktionsetat der 6ffentlichen Rundfunkan-
stalten auswirken, was wiederum Folgen fiir den
Zuschauermarkt haben wird. Besonders gravierend
wire, wenn die 6ffentlichen Rundfunkanstalten ihr
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Ubertragungsrecht fiir wichtige Sportereignisse an
HMG verlieren oder gezwungen wiirden, sehr viel
Geld zu bieten, um diese Rechte zu behalten (').
Die Parteien machen geltend, daf die Ubertra-
gungsrechte fiir Spiele der niederlindischen Fuf-
balliga, die derzeit 17 Mio. hfl kosten, 1995/96 auf
75 Mio. hfl ansteigen konnten.

Die Parteien machen allgemein geltend, dafl der
Erwerb von Ubertragungsrechten an Sportveranstal-
tungen betrichtliche Investitionen erfordere, die
nicht durch Werbeeinnahmen ausgeglichen werden
konnten, so dafl es in erster Linie die offentlichen
Rundfunkanstalten seien, die solche Rechte mit
offentlichen Mitteln erwerben kdnnten. Demgegen-
Uber erklirte der Geschiftsfihrer der HMG[...].

Ein weiterer Nachteil entsteht den éffentlichen
Rundfunkanstalten durch die Unternehmensver-
bindung zwischen HMG und Endemol, die HMG
Zutritt zu den attraktivsten Programmen von
Endemol verschafft. Diese Programme diirften
damit fiir die 6ffentlichen Rundfunkanstalten nicht
mehr verfiigbar sein. So gesehen wird es besonders
schwierig sein, die Liicke zu schlieflen, die
Veronicas Ausscheiden aus dem offentlichen Rund-
funk hinterlassen hat, da der Erfolg des Veronica-
Programms weitgehend auf die Endemol-Produk-
tionen zuriickzufiihren war.

Aus diesen Griinden, die ein wesentliches Struk-
turelement des niederlindischen Fernsehmarkts
enthiillen, sind die Moglichkeiten der offentlichen
Rundfunkanstalten, dem neuen Unternehmen
HMG auf dem Zuschauermarkt als Wettbewerber
entgegenzutreten, begrenzt. Der 6ffentliche Rund-
funk beschrinkt schon seinem Wesen nach die
Moglichkeiten der offentlichen Rundfunkanstalten,
einem kommerziellen Sender wie HMG mit
kommerziellen Mitteln zu begegnen. Wihrend
HMG ihr Programm unter kommerziellen
Gesichtspunkten so optimieren kann, daff ein
Maximum an Zuschauern angesprochen wird, ist
dies den offentlichen Rundfunkanstalten aufgrund
ihres offentlichen Auftrags nicht méglich. Der
Offentliche Auftrag verlangt von den drei offent-
lichen Sendern, daff sie ein Minimum an
Sendungen ausstrahlen, die das gesamte Zuschauer-
spektrum umfassen einschliefllich Sendungen, die
nur eine begrenzte Zahl von Zuschauern interes-
sieren (z. B. Kunst- und Kultursendungen, Informa-
tionen fir Minderheiten usw.).

v) Marktzutritt von SBS

Am 28. August 1995 hat ein neuer niederlindischer
kommerzieller Sender seinen Betrieb in den
Niederlanden aufgenommen. SBS wird ein allge-
meines Unterhaltungsprogramm ausstrahlen (SBS6),
das zu 45% Sendungen in niederlindischer
Sprache enthalten wird. SBS6 gehért zum Scandi-

() Es trifft zu, da8 NOS als Mitglied der Union der Europi-
ischen Rundfunkorganisationen (UER) den Vortritt bei be-

stimmten Sporterei

issen hat. Hiervon ausgenommen sind

jedoch u.a. Spiele der niederlindischen Fuflballiga.

(59

(56)

(57)

navian Broadcasting System (SBS), das 1990
gegriindet wurde und in Skandinavien kommer-
zielle TV-Sender betreibt. Seit Februar 1995
betreibt SBS auch den Sender VT4 in niederlindi-
scher Sprache, der auf die flimische Region
Belgiens gerichtet ist. Der Umsatz der SBS-Gruppe
belief sich 1994 auf rund 70 Mio. US-Dollar.

Nach Darstellung der Parteien ist SBS als ernstzu-
nehmender Konkurrent der drei HMG-Sender
anzusehen. Es scheint jedoch, dafl die Wett-
bewerbsmoglichkeiten fiir SBS in den Nieder-
landen im Vergleich zu HMG begrenzt sind. RTL4
und RTLS sind als kommerzielle Sender in den
Niederlanden fest etabliert. Veronica ist zwar als
kommerzieller Sender neu auf dem Markt, doch
den niederlandischen Fernsehzuschauern und
insbesondere seinen mehr als 1 Million Mitgliedern
gut bekannt. SBS6 ist den niederlindischen
Zuschauern hingegen vollig unbekannt und mufl
sein Image von Grund auf aufbauen. Aufilerdem
steht SBS nur ein einziger Sender zur Verfiigung
im Gegensatz zu den drei HMG-Sendern, die ihre
Programme koordinieren und erginzen und so alle
Zielgruppen erreichen konnen.

Die Parteien machen geltend, dafl SBS6 nach
eigenen Angaben der SBS mit einem Programmetat
von jahrlich 70 Mio. hfl ausgestattet wird. Die
Parteien schlieflen daraus, dafl SBS sich als ernst-
zunehmender Wettbewerber erweisen und einen
Marktanteil von mindestens 8 % -— wenn nicht
mehr — erreichen wird. Ein Programmetat von 70
Mio. hfl erscheint fiir einen kommerziellen Sender
in den Niederlanden allerdings recht gering. Nach
dem Geschiftsplan der HMG betrigt der Pro-
grammetat von Veronica allein schon [...]

Die Parteien tragen ferner vor, daff die wichtigsten
SBS-Aktiondre die US-Unternehmen ABC und
Viacom sind. SBS koénnte daher auf die Finanz-
und Programmreserven dieser Unternehmen
zurtickgreifen. Viacom ist allerdings nicht direkt
beteiligt, sondern verfigt lediglich iiber eine
Option zum Erwerb von 6 %. SBS selbst ist zudem
ein relativ kleines Unternehmen verglichen
beispielsweise mit der CLT-Gruppe.

Im Gegensatz zur CLT-Gruppe, die ein strategi-
sches Interesse daran hat, den filhrenden Sender in
den Niederlanden zu unterstiitzen, ist zudem
fraglich, ob ein US-Medienunternehmen wie ABC,
das mit 23,4 % an SBS beteiligt ist, ein gleiches
strategisches Interesse an der Unterstiitzung eines
relativ kleinen niederlindischen Senders hat, das
iiber die Begriindung einer gewissen Prisenz in den
Niederlanden hinausgeht. ABC besitzt {iberdies
keine eigenen Filmrechte. Richtig ist, dafl SBS eine
Vereinbarung mit der Viacom-Tochter Paramount
Pictures getroffen hat, die SBS Zugang zum Film-
bestand der Paramount verschafft. In den nichsten
zwei, drei Jahren wird SBS hiervon jedoch nicht
Gebrauch machen kénnen, [...]
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Die Parteien machen ferner geltend, dal SBS iiber
den geplanten Erwerb von Capital Cities-ABC
durch Walt Disney Zugang zu den Filmrechten der
Walt Disney Cooperation erhalten kénnte. Es ist
allerdings darauf hinzuweisen, daf CLT und Walt
Disney vor kurzem ein Gemeinschaftsunternehmen
errichtet haben, das den neuen deutschen TV-
Sender Super RTL betreiben wird. Dieses Gemein-
schaftsunternehmen scheint Teil einer umfas-
senden Kooperation zwischen CLT und Walt
Disney zum gemeinsamen Betrieb von Fernsehsen-
dern in Europa zu sein. Ferner ist darauf hinzu-
weisen, dafl ABC iiber eine Beteiligung am deut-
schen TV-Sender RTL2 verfiigt, an dem auch CLT
beteiligt ist]...]

Auflerdem ist die niederlindische Rechtsvorschrift,
dafl ein kommerzieller Sender Zugang zu Kabel-
netzen haben mufl, die wenigstens 30 % aller
Haushalte in wenigstens flinf Provinzen erfassen,
weiterhin eine hohe Hiirde fiir neue kommerzielle
Sender, die den Zuschauern noch unbekannt sind.
Deshalb mufite SBS auch eine starke Verhand-
lungsposition der Kabelgesellschaften gewirtigen,
um diese Schwelle erreichen und einen entspre-
chenden Anteil der niederlindischen Fernsehzu-
schauer (gegenwirtig 45 %) erfassen zu konnen.
Demgegentiber verfiigt Veronica bereits iiber den
uneingeschrinkten Zugang zu simtlichen nieder-
lindischen Kabelsystemen, was auf seine vorhan-
dene Prisenz in den Niederlanden als offentliche
Sendeanstalt und seine Beliebtheit bei den
Zuschauern zuriickzufiihren ist. Selbst wenn in
Zukunft die Anforderung einer bestimmten Erfas-
sung der niederlindischen Kabelsysteme wegfallen
sollte, wird in der Praxis die Notwendigkeit fortbe-
stehen, einen erheblichen Anteil der an Kabelnetze
angeschlossenen niederlindischen Haushalte zu
erreichen, um auf den niederlindischen Fernseh-
markt treten zu kénnen, denn die terrestrischen
Frequenzen sind in den Niederlanden den offent-
lichen Sendeanstalten vorbehalten, und wegen der
weiten Verbreitung der Kabelnetze haben nur
relativ wenige Haushalte einen Satellitenanschlufl.
Das Erfordernis der Einspeisung in die Kabelnetze
und die sehr beschrinkten iberschiissigen Kapazi-
titen innerhalb dieser Netze verleihen den Kabel-
gesellschaften auf jeden Fall eine starke Verhand-
lungsposition gegeniiber Neuzugingern, was fiir
diese ein  erhebliches Marktzutrittshemmnis
darstellt. Dieser Zusammenhang wird sich noch
weiter zuspitzen, wenn nach der Verwirklichung
der Vorschlige zur Anderung des bestehenden
Mediengesetzes die Kabelgesellschaften in der Lage
sein werden, sich zu Fernsehsendern zu entwickeln
und ihre eigenen Fernsehprogrammpakete anzu-
bieten, wodurch sich deren Verhandlungsposition
noch weiter verbessern diirfte.

Schliefllich stellt die Méglichkeit, daR HMG den
Sender RTLS als ,Kampfsender® gegen neue Wett-
bewerber auf dem Markt einsetzen kénnte, fiir SBS
eine besondere Bedrohung dar. Nach den Aussagen
von SBS in der Anh6rung hat RTLS jiingst einen
Programmplan angekiindigt, der eine genaue Kopie
des zuvor von SBS an die Werbetreibenden heraus-
gegebenen Plans darstellt. Daraufhin sah sich SBS
veranlaflt, seine Planung zu Z4ndern, um sich von
HMG absetzen zu kénnen. SBS befiirchtet jedoch,
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dafl dadurch seine Mdoglichkeit schwinden kénnte,
die Zuschauer einen ganzen Abend lang an sich zu
binden.

Hieraus it sich schlielen, daff es ohnehin
schwierig wire, erfolgreich auf den niederlindi-
schen Markt zu treten und dafl die Aussichten fiir
SBS, cine gesicherte Stellung auf dem Markt
erlangen zu konnen, durch die Griindung von
HMG noch zusitzlich erschwert wiirden.

vi) Sonstige Sender

Es gibt noch eine Reihe anderer kleiner Sendean-
stalten in den Niederlanden, bei denen es sich im
wesentlichen um Spartensender wie z.B. Kindernet,
Eurosport oder nur regionale und lokale Sender
handelt und die bisher noch keine erheblichen
Marktanteile erlangen konnten.

Aulerdem hat die niederlindische Gesellschaft
Arcade jlingst den Musiksender Music Factory und
den Sender TV10Gold gestartet. Sollte Music
Factory einen bestimmten Marktanteil erringen
kénnen, ginge dies hauptsichlich zu Lasten des
europaweiten Musiksenders MTV, der in die
niederlindischen Kabelnetze eingespeist wird.
TV10Gold ist im wesentlichen ein Wiederholungs-
sender, der bestehende Produktionen wie z.B. alte
Fernsehserien ausstrahlt.

Samtliche vorgenannten Sender sind hinsichtlich
ihres Programmangebots eingeschrinkt. Jeglicher
Versuch ihrerseits, das Angebot spiirbar zu erwei-
tern, wirde auf die starke Markistellung der drei
HMG-Programme stoflen. Das Bestehen von HMG
kann deshalb nur von derartigen Versuchen
abhalten. Zu den offentlichen Fernsehanstalten ist
zu bemerken, dafl sie ebenso gut wie¢ Veronica in
der Lage gewesen wiren, sich zu kommerziellen
Sendern zu entwickeln. Sie haben sich jedoch zu
Beginn dieses Jahres um eine neue Lizenz als
offentliche Sendeanstalt fir die nichsten fiinf Jahre
beworben. Deshalb wird zumindest in diesem Zeit-
raum seitens der offentlichen Anstalten kein neuer
kommerzieller Sender entstehen.

vii) SchlufSfolgerung

Aus den genannten Griinden wird HMG eine
starke Stellung auf dem niederlindischen Fernseh-
markt erlangen kénnen. Ihre Anteile wiirden in der
Groflenordnung von 42 bis 43 % liegen, womit die
drei HMG-Programme einen hdheren Aanteil als
die drei offentlichen Sendeanstalten zusammen
hitten. Auf jeden Fall wiirde der Marktanteil
wenigstens um die 40 % betragen, womit HMG
und die drei offentlichen Anstalten ungefihr auf
der gleichen Stufe wiren. Es ist jedoch fiir die wett-
bewerbsrechtliche Wiirdigung nicht erforderlich,
den genauen Zuschaueranteil zu ermitteln, da in
diesem Fall dessen Hauptbedeutung darin besteht,
dafl er die wichtigste Bezugsgrofie fiir die Ermitt-
lung der Marktmacht auf dem Fernsehwerbemarkt
darstellt. Es wird im folgenden erldutert, dafl nach
Auffassung der Kommission HMG in beiden
Fillen eine beherrschende Stellung auf dem Fern-
sehwerbemarkt erlangen wiirde.
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2. Auswirkung von HMG auf den Fernseh-
werbemarkt

i) Marktstruktur vor Griindung von HMG

Im Jahr 1994 betrug der Marktanteil der offent-
lichen Sendeanstalten in den Niederlanden und
von RTL jeweils rund 50 %. Hervorzuheben ist,
dafl RTL iiber einen gleich hohen Anteil am Fern-
sehwerbemarkt verfiigte, obwohl sein Zuschaueran-
teil wesentlich niedriger war als der Anteil der
dffentlichen Anstalten. Tatsichlich hatten RTL4
und RTLS einen Bonusfaktor von 1,3 (was
bedeutet, dafl bei Nichteinbeziehung der nicht
direkt in die Niederlande sendenden Anstalten, auf
die rund 17 % der Zuschauer entfallen, der
Zuschaueranteil von RTL4 und RTLS im Jahr
1994 38,6 % betrug, was einen Bonusfaktor von 1,3
auf dem Fernsehwerbemarkt ergibt, da der Anteil
an diesem Markt 50 % betrug). Dieser Bonusfaktor
ist u.a. auf die den offentlichen Sendern gesetzlich
auferlegten Einschrinkungen zuriickzufiihren. Der
Umfang ihrer Werbesendungen ist auf 6,5 % der
Gesamtsendezeit beschrinkt. Auch ist es den
offentlichen Sendern nicht erlaubt, Programme fiir
Werbezwecke zu unterbrechen. Demgegeniiber ist
RTL als kommerzieller Sender lediglich durch die
Regeln eingeschrinkt, die mit der Fernsehsende-
richtlinie des Jahres 1989 vorgegeben sind und die
deren Werbeanteil auf héchstens 15% der
Gesamtsendezeit beschrinken und Unterbre-
chungen fiir Werbezwecke in bestimmten Grenzen
zulassen. Vor allem die Moglichkeit der Unterbre-
chung fir Werbezwecke verschafft RTL einen
ertheblichen Geschiftsvorteil. Veronica kann als
kommerzieller Sender nun dieselben Vorteile
gegeniiber den offentlichen Anstalten in Anspruch
nehmen.

Ganz allgemein wiirden die HMG-Programme, wie
RTL in der Vergangenheit, in Zukunft weitere
Wettbewerbsvorteile auf dem Fernsehwerbemarkt
gegeniiber den Offentlichen Sendeanstalten in
Anspruch nehmen kénnen. Wie bereits RTL wire
HMG in der Lage, seinen Programmen ein
bestimmtes Profil durch die Ausrichtung auf
bestimmte Zielgruppen zu geben, was fir die
offentlichen Sendeanstalten ein sehr viel schwieri-
geres Unterfangen wire. Da die verschiedenen
Sendeanstalten gezwungen sind, sich einen Kanal
zu teilen, wechseln die einzelnen Sender von Tag
zu Tag. Angesichts der unterschiedlichen weltan-
schaulichen Ausrichtung der 6ffentlichen Sendean-
stalten ist es fir diese schwierig, wenn nicht
unméglich, eine kohirente Programmplanung und
damit eine Identitit und ein Profil dauerhaft aufzu-
bauen. Auflerdem bewirken die Einschrinkungen,
die den Sendeanstalten aufgrund ihres offentlichen
Auftrags und ihrer Organisationsstruktur auferlegt
sind, daffl ihnen der Aufbau eines dauerhaften fiir
die Werbewirtschaft attraktiven Programmumfeldes
ungleich schwieriger ist. Deren 6ffentlicher Auftrag
bedingt, dafl wenigstens 10 % des Programms
kulturbezogen sind (mit einem Mindestanteil von
5% fir die Kiinste) und 15 % aus Informations-
und Erzichungssendungen bestehen. Auch ist zu
bedenken, daf nicht nur die Lizenzgebiihren,
sondern auch die Werbeeinnahmen (liber STER)
zuerst an den niederlindischen Staat gehen. Wie
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bereits erwihnt, erhilt NOS daraufhin einen Anteil
an diesen Einnahmen aus dem von der niederlin-
dischen Regierung dafiir genehmigten Budget. Die
ibrigen acht groflen Sendeanstalten erhalten
jeweils einen gleich hohen Anteil an den
Einnahmen aus den Lizenzgebiihren und den
Werbeeinnahmen. Es liegt auf der Hand, daf ein
solches System die Anreize fiir die offentlichen
Sendeanstalten schmilert, ihre Programme haupt-
sichlich auf die Erzielung hochstmoglicher Werbe-
einnahmen abzustellen.

ii) Lage nach der Griindung von HMG

In ihrem Geschiftsplan gingen die Parteien davon
aus, im Jahr 1996 einen Anteil von [...] am
niederlindischen Fernsehwerbemarkt zu erlangen
und diesen Anteil auf [...] im Jahr 1999 zu stei-
gern. Die Parteien machen nunmehr geltend, dafl
diese Zahl néu ermittelt werden miisse, da das
Wettbewerbspotential von SBS stirker sei als zu
Beginn des Jahres angenommen. Nach den
Parteien wiirde sich der Marktanteil von HMG auf
[...]in dem Fall belaufen, daf} SBS einen Markt-
anteil von 4 % erlangt und auf [...] fir den Fall,
dafl der Marktanteil von SBS 8 % betragen sollte.
Der von den Parteien fiir HMG angegebene Bonus-
faktor belduft sich nun auf {...].

Wie bereits erwihnt, ist es wahrscheinlich, dafl die
drei Programme von HMG einen Zuschaueranteil
von 42 bis 43 % erreichen konnten. Ein Zu-
schaueranteil von 42 % des Gesamtmarkts wiirde
einem Marktanteil von 50,6 % bei Ausschlieffung
auslidndischer Sender entsprechen. Ausgehend von
einem Bonusfaktor von 1,3 (wie bei RTL4 und
RTLS in der Vergangenheit) wiirde dies einen
Anteil am Fernsehwerbemarkt von 65,8 % ergeben.
Bei einem Bonusfaktor von 1,2 [...] wiirden die
drei HMG-Programme einen Anteil von 60,7 %
am Fernsehwerbemarkt erzielen konnen.

Die Kommission hat bei einer mit dem niederlin-
dischen Medienmarkt vertrauten Beraterfirma eine
6konometrische Studie in Auftrag gegeben (deren
Kopie den Parteien zugesandt wurde). Dieser Studie
liegt ein Marktmodell zugrunde, und sie beriick-
sichtigt einige der fiir die Entwicklung des Fern-
sehwerbemarkts in den Niederlanden relevanten
Bezugsgrofien sowie die Stellung der Teilnehmer
an diesem Markt. Bei der Modellermittlung der
Marktanteile auf dem Fernsehwerbemarkt wurden
alternative Annahmen zukiinftiger Zuschauerstruk-
turen der Sendeanstalten in den Niederlanden
zugrunde gelegt.

Bei dem ersten Modell wird von den Annahmen
[...] ausgegangen, diese Zahl jedoch um einen
Marktanteil von 4 % fir SBS6 bereinigt (). Die
Annahmen fiir die Marktanteile des Jahres 1996
sind folgende:

(") In der Studie sind SBS/Arcade die 4 % zugewiesen. Wie be-
reits erklart, wiirde der Marktanteil von Arcade iiberwiegend
zu Lasten von MTV gehen und kénnte deshalb in die Markt-
anteile der nichteinheimischen Sender einbezogen werden.
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Angenommene Zuschauermarktanteile im Jahr
1996
(18.00 bis 24.00 Ubr)
Veronica 16,4 %
RTL4 und RTLS 26 %
HMG 42,4 %
NEDS (') 36,6 %
SBS6 4 %
Auslindische Sender 17 %

(") Nederland 1, Nederland 2 und Nederland 3 zusammen.

Ausgehend von diesen Annahmen wiirden sich die
Werbeeinnahmen im Jahr 1996 wie folgt aufteilen:

Anteil an den Fernsehwerbeeinnahmen 1996

(72)

Beiden Modellen liegt die Annahme zugrunde, dafl
die drei HMG-Programme gemeinsam einen
hbéheren Zuschaueranteil als die offentlichen
Anstalten erreichen konnten.

Einer weiteren Modellserie lag die Annahme
zugrunde, daf die drei HMG-Programme einen
gleich hohen Zuschauermarktanteil wie die 6ffent-
lichen Anstalten erreichen kénnten.

Auf der Grundlage eines Zuschauermarktanteils
von 39,5 % sowohl fiir die 6ffentlichen Anstalten
als auch fiir HMG und eines Marktanteils von 4 %
fiur SBS6 wurden in dem Modell folgende Anteile
am Fernsehwerbemarkt ermittelt:

Anteil an den Werbeeinnahmen 1996

Veronica
RTL4 und RTLS
HMG

223 %
37,2 %
59,5 %

Veronica 242 %
RTL4 und RTLS 38,5 %
HMG 62,7 %
NEDS 31,7 %
SBS6 5,6 %

Das zweite Modell dhnelt dem ersten mit der
Ausnahme, dafl SBS6 einen Marktanteil von 8 %
erringen wiirde. Die Annahmen fiir die Zuschauer-

marktanteile sind deshalb folgende:

Angenommene Zuschauermarktanteile 1996

(18.00 bis 24.00 Ubr)

Veronica

RTL4 und RTLS
HMG

NEDS

SBSé6

Auslindische Sender

15,5 %
24,8 %
40,3 %
34,7 %

8 %
17 %

Ausgehend von diesen Annahmen wiirden sich die
Werbeeinnahmen im Jahr 1996 wie folgt aufteilen:

Anteil an den Fernsehwerbeeinnahmen 1996

Veronica

RTL4 und RTLS
HMG

NEDS

SBSé

22,8 %
36,3 %
59,1 %
29,9 %
11 %

73)

349 %
5.6 %

NEDS
SBSé

Auf der Grundlage eines Zuschaueranteils von
37,5 % sowohl fiir die 6ffentlichen Anstalten als
auch fiir HMG und eines Marktanteils von 8 % fiir
SBS6 wurden in dem Modell folgende Anteile am
Fernsehwerbemarkt ermittelt:

Anteil an den Fernsehwerbeeinnahmen 1996

Veronica 21 %
RTL4 und RTLS 35 %
HMG 56 %
NEDS 329 %
SBS6 11 %

In drei der vier beschriebenen Modelle ergibt sich
ein Anteil von HMG am Fernsehwerbemarkt von
rund 60 % und dariiber. In einem Modell liegt
dieser Wert immerhin noch bei 56 % (').

In Anbetracht der Erwartungen der Parteien, des
Bonusfaktors fir HMG und der Ergebnisse des
okonometrischen Modells ist es sehr wahr-
scheinlich, dafl der Anteil vom HMG am Fernseh-
werbemarkt wenigstens 60 % betragen wird.

(") Die diesem Modell zugrundeliegende Annahme fiir die Zu-
schaueranteile erscheint nicht realistisch. Das gleiche gilt fiir
andere in der Studie durchgerechnete theoretische Modelle.
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Es gibt sogar Anhaltspunkte dafiir, dafi dieser
Marktanteil bereits im Jahr 1996 oder zumindest
im Laufe der Zeit wesentlich hoher liegen kdnnte.
Zu den wichtigen Bezugsgroflen fiir die zukiinftige
Entwicklung der Stellung von HMG auf dem Fern-
sehwerbemarkt zihlen:

— Verbesserung der Einschaltquoten und der
Zuschaueranteile;

— Flexibilitit bei der Anbietung geeigneter
Werbezeiten in den drei HMG-Programmen
einschliefllich Werbeunterbrechungen;

— Maoglichkeit des Anbietens von Werbepaketen;

— Fordermdglichkeiten.

(In der erwihnten Studie wurden nicht alle Bezugs-
groflen voll berticksichtigt.)

In Anbetracht der strategischen Vorteile von HMG
mit der Kombination von drei Programmen und
seinem bevorzugten Zugang zu den beliebtesten
Endemol-Produktionen ist davon auszugehen, dafl
der Anteil von HMG am Zuschauermarkt und
seine Einschaltquoten im Laufe der Zeit zunehmen
werden. Dies gilt um so mehr, wenn es HMG
gelange, die Ubertragungsrechte fiir wichtige Sport-
veranstaltungen z.B. der niederlindischen Fuflbal-
liga zu erwerben. Die Parteien haben zwar geltend
gemacht, dal die Werbeeinnahmen aus Sportpro-
grammen hiufig nicht die Kosten fiir die Ubertra-
gungsrechte decken, doch da Sportsendungen fiir
einen Sender ein wichtiges Profilelement sein
koénnen, kénnen sie deshalb auch aus wirtschaft-
licher Sicht insgesamt vorteilhaft sein. Auflerdem
hitte HMG mit seinen drei Programmen die
Moglichkeit, die Verwertung der Rechte in bezug
auf Sendungen und Werbung zu optimieren.

Die Moglichkeit, Werbeunterbrechungen einzu-
legen, verleiht den kommerziellen Sendern in der
Regel einen wesentlichen Vorteil. Dieser Vorteil
wird noch gestirkt, wenn ein kommerzieller Sender
drei vollkoordinierte Programme anbietet. HMG
konnte das Angebot geeigneter Werbezeiten an die
Werbetreibenden optimieren, indem z.B. sich
erginzende Werbezeiten fiir bestimmte Ziel-
gruppen in allen drei Programmen angeboten
wiirden.

Auflerdem konnte HMG Werbepakete anbieten,
die tber die Gewihrung von Rabatten nach
Mafigabe der erworbenen Gesamtwerbezeit hinaus-
gehen. HMG kénnte die in einem Programm
ausgestrahlte Werbung mit der Werbung auf den
anderen Programmen verkniipfen. Zu diesem
Zweck konnte die Tarifstruktur so gestaltet werden,
dafl sie den Werbetreibenden ein derartiges Werbe-
paket aufzwingt. Dies konnte auch durch das
Anbieten verborgener Rabatte erreicht werden,
indem 2z.B. in einem weniger erfolgreichen
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Programm gebiihrenfreie Werbezeiten angeboten
werden. Im Prinzip kann auch STER als Verkaufs-
organisation aller offentlichen Sendeunternehmen
Werbepakete fiir die drei Offentlichen Kanile
anbieten. Das Angebot von HMG diirfte jedoch
attraktiver sein als das Angebot von STER, da es
aufgrund der Struktur des offentlichen Fernsehens
schwierig ist, fir jeden Offentlichen Kanal ein
bestimmtes Profil zu entwickeln und so bestimmte
Zielgruppen anzusprechen.

Ein weiterer wichtiger Bestandteil der Férnsehwer-
bung ist die Werbeforderung. Die vorstehend
erwihnten  Anteile am  Fernsehwerbemarkt
beziehen sich ausschliellich auf die Spotwerbung
und beriicksichtigen nicht andere Formen der
Werbung. Zu diesen zihlen:

— die Angabe, dafl eine Sendung von einer
bestimmten Marke gefordert wird;

— die Prisentation eines Produkts oder einer
Marke wihrend einer Talk-Show;

— die Prisentation der Markenerzeugnisse, die als
Preise in Spielshows gewonnen werden;

— Sendungen, die gemeinniitzige Organisationen
unterstiitzen;

— von Werbetreibenden geférderte Lotterien;

— von z.B. Banken oder Gesundheitsorganisa-
tionen geférderte Verbraucherberatungssen-
dungen;

— Produktplazierung, dh. die Hervorhebung
bestimmter Marken in einem Film oder einer
anderen Produktion, indem die Aufmerksam-
keit der Zuschauer auf diese Marken gelenkt
wird.

Auf diese Art der Forderung entfallen schitzungs-
weise mindestens 10 % des gesamten Fernsehwer-
bemarktes in den Niederlanden. Angesichts der
den offentlichen Sendeanstalten bei der Werbung
auferlegten Beschrinkungen wird diese Art der
Werbung in den Niederlanden iiberwiegend von
RTL4 und RTLS5 gesendet. Es ist deshalb anzu-
nehmen, daf HMG mit seinen drei Programmen
diese Stellung in der Zukunft wird halten kénnen.
Dabei liegt es auf der Hand, dafl die Forder- auch
mit der Spotwerbung verkniipft werden kann. Die
Stellung von HMG im Fordersegment des Werbe-
marktes wird ihrerseits seine Stellung auf dem
Spotwerbemarkt stirken.

iii) Stellung der Werbetreibenden

Die Parteien machen geltend, dafl es sich beim
Fernsehwerbemarkt insgesamt um einen Kaiufer-
markt handele, auf dem die Werbetreibenden die
Werbezeit gleichermaflen von STER als Vertreter
der offentlichen Sendeanstalten und von IPN als
Vertreter von RTL4 und RTLS kaufen.
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Nach den Aussagen der Parteien geht das hohe
Mafl an Wettbewerb auf dem niederlindischen
Fernsehwerbemarkt auch aus der Tatsache hervor,
daf} seit 1990 die Preise im Durchschnitt um 6,3 %
(inflationsbereinigt) zurlickgegangen sind.

Bei diesem Argument wird jedoch iibersehen, dafl
sich infolge der Griindung von HMG die bisherige
Wettbewerbslage  grundlegend éndern  wird.
Wihrend RTL in der Vergangenheit lediglich zwei
Programme anbot und mit seinem Hauptpro-
gramm RTL4 vor allem auf das idltere Publikum
und Hausfrauen abzielte, wird HMG durch die
Einbeziehung von Veronica, das vor allem auf
junge Familien und Minner ausgerichtet ist, alle
die fiir die Werbetreibenden interessanten Ziel-
gruppen ansprechen. Angesichts des erwarteten
Zuschaueranteils von HMG und seiner Wett-
bewerbsvorteile auf dem Fernsehwerbemarkt wird

es fir andere Werbetreibende &uflerst schwierig
sein, den Erwerb von Werbezeit in den HMG-
Programmen zu umgehen. Die Werbetreibenden
wiirden damit von IPN abhingen, und es wire fiir
sie fast unmoglich, STER gegen IPN auszuspielen
und zu verhindern, daf} die Preise von HMG festge-
setzt werden.

Zweitens trifft es zu, dafl die Preise um durch-
schnittlich 6,3 % zuriickgegangen sind, wenn man
das Jahr 1990 als Bezugsjahr nimmt. Dies ist
jedoch darauf zuriickzufiihren, daf nach dem
Marktzutritt von RTL4 die Preise von 1990 auf
1991 drastisch gesunken sind. Wenn man
hingegen bei dem Preisvergleich 1991 als Bezugs-
jahr zugrunde legt, zeigt die Entwicklung eindeutig,
dafl die Preise inflationsbereinigt gestiegen sind.
Nach den statistischen Angaben des Verbandes der
Werbeagenturen (VEA) haben sich die Preise (je
tausend Kontakte) wie folgt entwickelt:

Index 1995

(1991 = 100) 1991 1992 1993 1994 angenommen
00.00-24.00 Uhr 100 107 102 108 114
18.00-24.00 Uhr 100 108 104 111 120

(In dieser Tabelle sind die den Werbetreibenden gewihrten Sonderrabatte nicht beriick-
sichtigt, fir die keine offiziellen Daten verfigbar sind. VEA geht davon aus, dafl nach
einer gewissen Zunahme dieser Rabatte der Index fiir 1994 (0 bis 24 Stunden) 104 anstelle
von 108 betrigt. Demnach hitten in dem betreffenden Zeitraum die realen Preise
dennoch erheblich zugenommen und einen Index einschliellich Rabatten im Jahr 1995
von 104 (0 bis 24 Stunden) bzw. 110 (18 bis 24 Stunden) ergeben))

Der Zugang von RTL4 .hat somit den Markt
gedffnet und kurzfristig einen erheblichen Preis-
rickgang bewirkt. Seit 1991 jedoch, als RTL4 im
Markt gefestigt war, bewegte sich die Entwicklung
der Werbepreise eindeutig oberhalb der allge-
meinen Inflationsrate und war die Preiszunahme
besonders ausgeprigt in der Hauptsendezeit
zwischen 18.00 und 24.00 Uhr. Es ist deshalb zu
bezweifeln, ob selbst in der Vergangenheit der
Markt so wettbewerbsfahig war wie von den
Parteien angegeben. Auflerdem lafit die aufgezeigte
Preisentwicklung nicht unbedingt auf einen
Kiufermarkt schlieflen.

Die Parteien haben ferner vorgebracht, dafl der
Fernsehwerbemarkt langfristig nicht fiir sich allein
gesehen werden dirfe, da die Werbetreibenden
Teile ihres Budgets von der Fernsehwerbung auf
die Printwerbung und umgekehrt umschichten. Es
trifft fiir einige Marken zwar zu, daff der Anteil der
Fernsehwerbung in dem Medienmix ihrer Werbe-
kampagnen im Laufe der Zeit zu- bzw. abnimmt.
Es wird jedoch fiir viele Werbetreibende stets
notwendig sein, wenigstens einen Teil ihrer

(84)

Gesamtwerbung im Fernsehen zu haben. Ande-
rungen an den jeweiligen Anteilen sind deshalb
eher auf eine neue Werbestrategie als auf die Reak-
tion auf Preisverinderungen zuriickzufiihren. Dies
li8t sich daraus ersehen, dafl der Fernsehwerbe-
markt bestindig und splirbar gewachsen ist, obwohl
in den Jahren 1991 bis 1995 die Preiszunahme fiir
Werbung in Heften und Zeitungen inflationsberei-
nigt niedriger war als bei der Fernsehwerbung
(Index 1995: Hefte 106, Zeitungen 103).

iv) Potentielle Neuzugdnger

Die Parteien machen geltend, daff der niederlin-
dische Fernsehwerbemarkt in Zukunft spiirbar
wachsen und damit Neuzuginger anziehen werde.
Nach den allgemeinen Marktprognosen kann eine
jahrliche Wachstumsrate von durchschnittlich 8 %
als realistisch angesehen werden. Eine Wertzu-
nahme von 8 % muf jedoch nicht zwangslaufig zu
einer Zunahme der verkauften Werbezeit von
ebenfalls 8 % fiihren. Diese Zahl gibt nimlich
sowohl die inflationsbedingte Preiszunahme als
auch, wie in der Vergangenheit, die Steigerung der
realen Preise wider.
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der Fernsehwerbeeinnahmen von rund 8 % in den
nichsten vier Jahren liele jedoch nur einen
begrenzten Spielraum fir Neuzuginger. Der
Geschiftsplan der Parteien geht von einer
Zunahme der Einnahmen aus der Spotwerbung
von [...] im Jahr 1997, [...] im Jahr 1998 und
[...]im Jahr 1999 aus. Dies ergibt eine jihrliche
Durchschnittszunahme von [...]. In Anbetracht
des hohen Marktanteils der Parteien von wenig-
stens 60 % im Jahr 1996 wiirde eine jihrliche
Zunahme der Fernsehwerbeeinnahmen oberhalb
des angenommenen Wachstums des Gesamt-
marktes HMG in die Lage versetzen, sich des
grofiten Teils der Zunahme des Fernsehwerbe-
marktes zu bemaichtigen. Auch ist davon auszu-
gehen, dafl die iibrigen auf dem niederldndischen
Fernsehwerbemarkt vertretenen Fernsehanstalten
alles daransetzen werden, sich ihren Marktanteil,
der bereits im Jahr 1996 relativ niedrig sein wird,
zu erhalten. Es ist deshalb davon auszugehen, dafl
trotz eines vergleichsweise umfangreichen Wachs-
tums auf dem niederlindischen Fernsehwerbe-
markt in Zukunft kein Spielraum fiir Marktzu-
ginger vorhanden sein wird.

Auflerdem stellen die bereits geschilderten Stirken
von HMG ein wesentliches Hemmnis fir Neuzu-
ginger dar. Es wire fir jeden Neuzuginger
schwierig, einen fiir die Werbetreibenden attrak-
tiven Programmplan fiir den niederlindischen
Markt aufzubauen, da die wichtigsten Zielgruppen
bereits von HMG erfafit werden. Jeder Neuzu-
ginger hitte die geballte Macht der drei HMG-
Programme zu gewirtigen und dessen Moglich-
keiten, unmittelbar auf den Marktzutritt zu
reagieren, indem es z.B. RTLS als Kampfsender
einsetzt. Das Vorhandensein von HMG wire
deshalb allein schon ein Hinderungsgrund fiir

einen neuen Marktzutritt.

v) Schluffolgerung

Aus den vorstchend dargelegten Griinden wire
HMG der unangefochtene Marktfihrer auf dem
niederlindischen Fernsehwerbemarkt und in der
Lage, Versuche anderer Marktteilnehmer abzu-
wehren, den Wettbewerb mit ithm aufzunehmen.
Auflerdem konnte es den Marktzutritt von Neuzu-
gingern erschweren. Es ist hinzuzufiigen, dafl eine
Reihe von Medieneinkiufern und Werbetreibenden
zwar die Entscheidung von Veronica begriifit
haben, ein kommerzieller Sender zu werden, jedoch
erhebliche Bedenken zur Zusammenlegung der
Programme von RTL und von Veronica in HMG
geduflert haben.

Nach dieser Analyse ist die Kommission zu dem
Ergebnis gelangt, dafl die Griindung von HMG zu
einer beherrschenden Stellung auf dem niederlin-
dischen Fernsehwerbemarkt fiihren wiirde.

3. Der niederlindische Markt der unabhin-
gigen Fernsehproduktion
i) Gegenwdrtige Lage

In den Niederlanden werden die Sendungen
entweder von unabhingigen Herstellern oder von

(39)

den Sendeanstalten selbst hergestellt. Wihrend
RTL4 und RTLS selbst nur in sehr geringem
Umfang produzieren, wird von den o6ffentlichen
Anstalten ein erheblicher Anteil der Programme
selbst produziert. Dies gilt insbesondere fiir NOS,
das bezogen auf seine Sendezeit mehr als 80 %
seiner Sendungen selbst herstellt (gemifl der
Aufschlisselung der Sendungen von Mirz und
November 1994). Bei den tibrigen 6ffentlichen
Anstalten machen die von unabhingigen Herstel-
lern produzierten Sendungen gemessen an der
Gesamtsendezeit weniger als 10 % bei VPRO und
rund 50 % oder dariiber bei Veronica und TROS
aus. Diese Zahlen beziehen sich jedoch auf die
Gesamtsendezeit einschliellich der im Ausland
erworbenen Produktionen. Auflerdem beruhen sie
auf den Sendezeiten und nicht auf dem Wert der
betreffenden  Produktionen. Insbesondere bei
Veronica und TROS mit dem héchsten Anteil an
unabhingigen Produktionen entfallen rund zwei
Drittel davon auf die in der Regel teureren Unter-
haltungssendungen. Der Anteil der unabhingigen
Fernsehproduktionen ist deshalb wertmiflig
wesentlich hoéher als nach dem Umfang. Hierbei ist
zu bedenken, daf} sich die 6ffentlichen Anstalten
bei ihrer Eigenproduktion hiufig auf nur einmal
gesendete, kurzlebige Produktionen wie
Nachrichten, billige Spielsendungen und Talk-
shows beschrinken. Diese stellen aber keinen wirk-
lichen Vermoégenswert dar. Demgegeniiber werden
die vor allem von unabhingigen Herstellern produ-
zierten  Unterhaltungssendungen wund Serien
wiederholt verwertet und stellen damit einen
Vermoégenswert dar.

Die Eigenproduktionen der offentlichen Anstalten
werden im wesentlichen flir deren eigene Zwecke
verwendet. Sie werden zwar zuweilen auf dem
internationalen Markt, normalerweise jedoch nicht
den anderen niederlindischen Sendern angeboten.
Es besteht deshalb kein direkter Wettbewerb
zwischen den Eigenproduktionen und den auf dem
Markt angebotenen Produktionen der unabhin-
gigen Hersteller. Nach Auffassung der Parteien
sollten die Eigenproduktionen jedoch in den
Gesamtmarkt der niederlindischen Fernsehproduk-
tionen einbezogen werden, da ein Fernsehsender
stets vor der Entscheidung stlinde, selbst zu produ-
zieren oder zu kaufen. Dies ist jedoch nicht der
Fall. Eine offentliche Sendeanstalt mit Eigenpro-
duktion eines grofleren Umfangs hat erhebliche
Investitionen in Produktionseinrichtungen getatigt
und das erforderliche Personal, das ein wichtiger
Kostenfaktor ist, .dafiir eingestellt. Die hohe
Beschiftigtenzahl der offentlichen  Anstalten
gegeniber den kommerziellen Sendern ist im
wesentlichen auf das fur die Eigenproduktion tatige
Personal zurlickzufiihren. Unter diesen Vorausset-
zungen haben die oOffentlichen Anstalten keine
freie Wahl bei der Entscheidung, eine Sendung
selbst herzustellen oder sie bei einem unabhin-
gigen Produzenten in Auftrag zu geben. Sollte eine
offentliche Anstalt in splirbarem Umfang bei unab-
hingigen Produzenten zu Lasten seiner Eigenpro-
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duktion herstellen lassen, so hitte sie weiterhin die
hohen Gemein- und Personalkosten fiir ihre Eigen-
produktionsanlagen zu zahlen, ohne eine angemes-
sene Rendite durch selbst hergestellte Produk-
tionen erzielen zu kénnen. Ein derartiges Vorgehen
wire zumindest langfristig aus geschiftlicher Sicht
nicht vertretbar. Aus den vorgenannten Griinden
gibt es einen auf die unabhingigen Fernsehproduk-
tionen begrenzten Markt, der die Herstellung von
Sendungen fiir den Eigenbedarf nicht einschliefit.

Hier wire anzumerken, dafl insgesamt gesehen die
Eigenproduktion tiberwiegend auf bestimmte Arten
von Sendungen wie Nachrichten, allgemeine Infor-
mationen, Kultur, Jugend, Dokumentarfilme, Sport
und einige Unterhaltungsformen abgestellt ist.
Aufgrund ihrer Erfahrung und ihres Know-hows in
diesem Bereich brauchen die offentlichen Sender
nicht auf unabhingige Produzenten zurlickzu-
greifen. Die offentlichen Anstalten gelten alige-
mein jedoch nicht als Hersteller aufwendiger

Unterhaltungssendungen wie die von Endemol -

hergestellten, und sie haben zu verstehen gegeben,
daf} es fiir sie sehr schwierig wire, diese Art von
Unterhaltung selbst zu produzieren. Ihre Eigenpro-
duktionen verleihen den offentlichen Sendean-
stalten daher keine ausreichende Gegenmacht zur
Stellung von Endemol auf dem Markt der unabhin-
gigen Fernsehproduktionen.

Der Markt der unabhingigen Fernsehproduktionen
in den Niederlanden weist folgende Struktur auf:

— ein Grofiproduzent Endemol;

— einige relativ kleine, jedoch bedeutende

Hersteller und

— eine grofle Anzahl sehr kleiner Produzenten
mit 1-10 Beschiftigten.

Gemessen an dem Wert der im Jahr 1994 herge-
stellten Sendungen schliisseln sich die Marktanteile
wie folgt auf:

— Endemol: eindeutig mehr als

50 %,

— IDTV: 5-10 %,

— 4 Hersteller: jeweils 2-5 %,

— 5 Hersteller: jeweils 1-2 %,

— librige (rund 75): jeweils <1 %.

Hieraus kann man ersehen, dafl Endemol in
diesem Markt eine herausragende Stellung
einnimmt. Endemol ist das Ergebnis des Zusam-
menschlusses der beiden grofiten niederlindischen

©2)
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Hersteller JE Entertainment BV und John de Mol
Communications BV aus dem Jahre 1994.

Nach den Vorstellungen der Parteien sollten die
Marktanteile anhand des Umfangs und nicht des
Werts der produzierten Sendestunden berechnet
werden. Eine solche Vorgehensweise wiirde jedoch
zu einer vollig irrefiihrenden Darstellung der
Marktbeteiligten fiihren. Nach den Untersu-
chungen der Kommission reicht der Wert von
deren Fernsehproduktionen von 30000 hfl je
Stunde z.B. fiir billige Dokumentarfilme bis zu
300 000 hfl je Stunde fiir aufwendige Dramen und
Unterhaltungsprogramme. Unter diesen Umstin-
den kann nur eine den Wert und nicht den
Umfang zugrundelegende Ermittlung der Marktan-
teile als angemessen gelten.

Neben seinem im Vergleich zu den Wettbewerbern
auflerordentlich  hohen  Marktanteil  verfiigt
Endemol noch iber weitere Stirken, die ihm eine
weit liberlegene Marktstellung verleihen.

Endemol verfligt iber eine grofie Anzahl der
beliebtesten niederlindischen Sendungsformate
und hat angesichts seiner Grofle und seiner
gemessen an den anderen unabhingigen Herstel-
lern  betrichtlichen  Ressourcen  bevorzugten
Zugang zu auslindischen Formaten, die fiir die
niederlindischen Zuschauer angepaflit werden. So
lagen z.B. in den vergangenen drei Jahren mehr
als [...] von JE Entertainment BV bzw. von John
de Mol hergesteliten Sendungen auslindische
Formate mit Direktlizenz zugrunde. (Die Parteien
machen geltend, dafl eine Reihe dieser Formate in
den Jahren 1992, 1993 und 1994 gesendet wurden,
und dafl nur [...] von Endemol in diesem Zeit-
raum hergestellte und auf auslindischen Formaten
beruhende Sendungen unmittelbares Eigentum von
Endemol waren.)

Endemol hat eine grofie Anzahl der beliebtesten
niederlindischen Fernsehpersonlichkeiten, zum
Teil ausschliefllich, unter Vertrag. Gegenwirtig hat
es uber [ ...] Ausschliefllichkeitsvertrige mit Fern-
sehpersonlichkeiten geschlossen, von denen nur
[...] in den vergangenen Jahren abgesprungen
sind [...]. Auflerdem ist Endemol der einzige
niederlindische Produzent, der in der Lage ist, den
Fernsehstars andere Auftrittsmoglichkeiten, z. B. im
Theater zu verschaffen, da es auch im Theater- und
Tourengeschift tatig ist. Schliefilich unterhilt
Endemol auch eine eigene Kiinstleragentur. Ange-
sichts dieser Moglichkeiten kann Endemol Unter-
haltungsstars aufbauen und sie in einer Weise an
die eigene Gesellschaft binden, wie es den anderen
niederlindischen Fernsehproduzenten nicht
moglich wire.
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Die Parteien bestreiten, dafl Endemol dber die
erfolgreichsten Sendungsformate und bevorzugten
Zugang zu auslindischen Formaten verflige. Auch
bestreiten sie, die erfolgreichsten Kinstler unter
Vertrag zu haben. Die Untersuchungen der
Kommission haben jedoch ergeben, dal von einer
grofien Anzahl unabhingiger Produzenten und den
offentlichen sowie privaten Sendern in dieser Frage
erhebliche Bedenken geduflert wurden. Damit
wurden auch die Schlufifolgerungen bekriftigt, zu
denen die Kommissionen selbst gelangt war.

Gestiitzt auf seine umfangreichen Ressourcen
produziert Endemol die beliebtesten Unterhal-
tungssendungen in den Niederlanden. So wurden
z. B. in den Jahren 1993/94 von den 56 Sendungen
mit den hochsten Einschaltquoten auflerhalb des
Sportbereichs 28 von Endemol hergestellt. Diese
Sendungen werden in der Regel zur Hauptsende-
zeit ausgestrahlt. Sie haben wesentlich zum Erfolg
von RTL4 und Veronica und zur Festlegung des
Profils dieser beiden Sender beigetragen.

Ferner ist Endemol auch auflerhalb der Nieder-
lande umfangreich titig. Der Wert seiner interna-
tionalen Produktionen belduft sich gegenwirtig auf
rund [...] hfl jahrlich verglichen mit rund [...]
hfl niederlindische Produktionen. Diese internatio-
nalen Titigkeiten stirken die Stellung von
Endemol in bezug auf die auslindischen Formate
und seine eigenen Geschiftsressourcen, was
wiederum seine Stellung auf dem niederlindischen
Produktionsmarkt verbessert. Keiner der Wettbe-
werber von Endemol in den Niederlanden ist in
vergleichbarem Umfang international titig.

Aus den vorstehend beschriebenen Griinden ist
davon auszugehen, dafl Endemol bereits eine
beherrschende Stellung auf dem niederlindischen
Markt der unabhingigen Fernsehproduktionen
einnimmt.

i) Auswirkungen der Grindung von HMG

Da Endemol die Muttergesellschaft von HMG ist,
hat es mit der Griindung dieses Gemeinschafts-
unternehmens das Bindeglied zu der in Zukunft
fihrenden Fernsehanstalt der Niederlande herge-
stellt. Es trifft zu, dafl Endemol bereits vor der
Griindung von HMG der wichtigste Programmlie-
ferant fir RTL4, RTLS und Veronica war. Im
Gegensatz zur Vergangenheit verfligt Endemol mit
seiner Beteiligung an HMG nun Gber eine sichere,
umfangreiche Verkaufsbasis fiir seine Produk-
tionen, die von Wettbewerbern nicht angegriffen
werden kann. Dies wird aus der Abnahmegarantie
ersichtlich, die Endemol in der vorerwahnten
Produktionsvereinbarung mit HMG erteilt worden
ist und mit der sich HMG verpflichtet, wertmiaflig
[...] seines Bedarfs an Sendungen in niederlindi-
scher Sprache von Endemol zu beziehen. Demnach
werden schon im Jahr 1996 Produktionen eines
garantierten Wertes von [...] hfl von Endemol
geliefert. Dieser Betrag ist bereits hoher als der
Wert der gesamten niederlindischen Produktion
von Endemol im Jahr 1994, der sich auf rund 200
Millionen hfl belief. Daran wird die strategische

9
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Bedeutung der Verbindung zwischen Endemol und
HMG deutlich.

Uberdies entspricht der vorerwihnte Betrag nur der
garantierten Mindestlieferung von Endemol an
HMG. Als Muttergesellschaft kann Endemol seinen
Einfluf in HMG geltend machen, um weitere
Auftrige erlangen zu konnen. Kein anderer
Hersteller in den Niederlanden verfiigt tber
vergleichbare Moglichkeiten einer gesicherten
Absatzbasis fiir seine Produktion und der Einflufi-
nahme auf die Einkiufe eines Fernsehsenders.

Die Parteien machen nunmehr geltend, dafl
Endemol keinen erheblichen Einfluff auf HMG
haben werde, da es nach ihrer Auffassung nicht die
gemeinsame Kontrolle iiber HMG ausiibe. Die
Kommission ist hingegen zu der Schlufifolgerung
gelangt, dafl die gemeinsame Kontrolle iiber HMG
einerseits von RTL und andererseits von Veronica
und Endemol tiber VMG ausgetibt wird. Auflerdem
wire selbst bei einer fehlenden gemeinsamen
Kontrolle Endemol i{iber seine strukturellen
Verbindungen zu HMG in der Lage, dessen allge-
meine Programmplanung und Einkaufspolitik auf
eine Weise zu beeinflussen, mit der seine derzeitige
Stellung auf dem Markt der unabhingigen Produk-
tionen noch gestirkt wiirde.

Wirtschaftlich gesehen ist VMG das Vehikel fiir die
Zusammenlegung der Beteiligungen von Veronica
und Endemol in HMG, die sich zusammenge-
nommen auf 49 % belaufen. RTL einerseits und
VMG andererseits sind auf der Hauptversammlung,
in der die bedeutenden strategischen Entschei-
dungen iber das Geschiftsverhalten von HMG
getroffen werden, gleichwertig vertreten. Die Betei-
ligung von Endemol an HMG belduft sich auf
23% (47 % von 49 %). Eine Beteiligung von
23% an einer Gesellschaft, die in einem
nachgeordneten Markt titig ist, ist als eine strate-
gische und nicht als finanzielle Beteiligung einzu-
stufen. Dies trifft um so mehr zu, wenn die Beteili-
gung mit einer umfangreichen Vertretung des
Aktioniars in dem Entscheidungsgremium der
Gesellschaft einhergeht. Der Aktionir ist damit in
der Lage, simtliche Informationen tiber die strate-
gischen Entscheidungen zu erlangen und an den
Diskussionen und der Entscheidungsfindung teil-
zunehmen. Insbesondere wird er bestrebt sein, die
den vorgelagerten Markt, auf dem er selbst titig ist,
betreffenden Entscheidungen zu beeinflussen.

Diese grundsitzliche Bewertung trifft in diesem
Fall um so mehr zu, als ein Lieferverhiltnis
zwischen RTL und Veronica besteht und in der
Vergangenheit deren Programmaterial {iberwiegend
von Endemol bezogen wurde. Die Parteien haben
selbst angegeben, daf8 diese Lieferbeziechung ein
ausschlaggebender Faktor bei der Festlegung des
Erscheinungsbildes der Programme RTL4, RTLS
und Veronica war und dafl diese Beziehung auch
ein wesentlicher Faktor fiir den zukiinftigen Erfolg
von HMG sein wiirde. Angesichts dieses Sachver-
halts wire es unrealistisch anzunehmen, dafl es sich
bei der Beteiligung von Endemol an HMG um ein
ausschliefllich finanzielles Engagement handelt, das
Endemol keine erhebliche Einflufinahme erlaubt.
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Die sich aus der Griindung von HMG ergebende
neue Lage bewirkt eine spiirbare Stirkung der
bereits starken Stellung von Endemol auf dem
niederlindischen Produktionsmarkt. Endemol wire
nunmehr fihig, den Zugang anderer Hersteller zu
HMG als der grofiten Sendeanstalt in den Nieder-
landen, und vor allem zu dem zusitzlichen Mate-
rial, das Veronica als Siebentages-Sender benotigt,
abzuschotten. Die Parteien haben selbst betont, dafl
die Produktionen von Endemol in splirbarem Mafle
das Erscheinungsbild von RTL4, RTL5S und
Veronica prigen werden.

Gegeniiber den von anderen Sendern gelieferten
Produktionen kénnte Endemol nach der Griindung
von HMG mit seiner grofien und abgesicherten
Absatzbasis dem Wettbewerb seitens anderer unab-
hingiger Hersteller noch erfolgreicher entgegen-
wirken. Dasselbe gilt fiir den Zugang zu attraktiven
Formaten und die Ausschliellichkeitsbeziehung
mit den beliebtesten Fernsehpersonlichkeiten.

Die Parteien haben vorgebracht, daff die Nachfrage
nach Produktionen in niederlindischer Sprache in
Zukunft zunehmen werde, da zum einen Veronica
als kommerzieller Sender zusitzliches Sendemate-
rial benétige und zum anderen die 6ffentlichen
Sendeanstalten Material benétigten, um die mit
dem Ausscheiden von Veronica entstandene Liicke
zu schlieflen; hinzu komme der Bedarf des Neuzu-
gingers SBS6. Der iiberwiegende Teil der zusitz-
lichen Nachfrage nach niederlindischen Fernseh-
produktionen wird jedoch von Veronica ausgehen,
das zusitzliches Programmaterial fiir 4,5 Tage
Sendezeit bendtigen wird. Demgegeniiber werden
die offentlichen Anstalten eine Liicke von lediglich
2,5 Tagen Sendezeit nach dem Ausscheiden von
Veronica aus dem offentlichen Fernsehsystem zu
filllen haben. Es ist auch zu bezweifeln, ob das von
den offentlichen Anstalten in Auftrag gegebene
zusitzliche Sendematerial einen vergleichbaren
Wert wie das von Veronica bestellte Material haben
wiirde, da den &ffentlichen Anstalten nach der
Griindung von HMG Verluste bei ihren Werbeein-
nahmen entstehen werden. In bezug auf SBS ist
hervorzuheben, dafl Veronica tiber ein Programm-
budget verfiigt, das beinahe dreimal so hoch ist wie
das von SBS6. Hieraus folgt, dafl wertmiflig der
grofite Teil des zusitzlichen Programmaterials auf
Veronica entfallen und von Endemol geliefert
werden wird. Auch gegeniiber dem tibrigen zusitz-
lichen Sendebedarf ist Endemol in einer wesentlich
besseren Ausgangslage als seine Wettbewerber.

In Anbetracht seiner Absatzbasis bei HMG und
seines Einflusses auf die Gestaltung der HMG-
Programme ist davon auszugehen, dafl Endemol
auch in Programmsegmenten wie Dokumentar-
filme, in denen es gegenwirtig noch nicht in sptir-
barem Mafle vertreten ist, erfolgreich sein wird.
Dies hitte zusitzliche nachteilige Auswirkungen
auf die Bestandsaussichten der kleineren niederlin-
dischen Fernsehhersteller.
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iif) SchlufSfolgerungen

Aus den beschriebenen Griinden ist die Kommis-
sion zu der Schlufifolgerung gelangt, daf mit der
Griindung von HMG die beherrschende Stellung
von Endemol auf dem Markt der unabhingigen
Fernsehproduktionen in den Niederlanden gestirkt
wird.

. iv) Artikel 22 der Fusionskontrollverordnung

Nach Auffassung der Parteien stelle sich im
Hinblick auf Artikel 22 Absatz 3 der Fusionskon-
trollverordnung nicht die Frage, ob der Zusam-
menschlufl den Handel zwischen Mitgliedstaaten
tiberhaupt beeintrichtige, sondern vielmehr, in
welchem Mafle dieser Handel dadurch beeintrich-
tigt werde. Die Folgen des Zusammenschlusses fiir
die niederlindischen Fernseh- und Werbemirkte
und insbesondere auf die niederlindischen Produk-
tionsmirkte hitten keine hinreichend spiirbare
Auswirkung auf den Handel zwischen Mitglied-
staaten, um ein Vorgehen der Kommission gegen
HMG zu rechtfertigen.

Dieses von den Mitgliedstaaten vorgebrachte Argu-
ment ist nicht stichhaltig. Offenbar sind die
Parteien der Auffassung, dafl die Kommission
gestiitzt auf Artikel 22 nur in bezug auf die Auswir-
kungen auf den Handel zwischen Mitgliedstaaten
eingreifen konne. Dies wiirde aber bedeuten, dafl
die Prifung nach Artikel 22 auf diejenigen
Gesichtspunkte begrenzt wire, die {iber den Markt
auf dem Gebiet des beantragenden Mitgliedstaates
hinausgehen. Damit wiirde aber der Artikel 22
seines Zweckes beraubt, was auch im Widerspruch
zur Aussage von Absatz 5 dieses Artikels stiinde,
wonach ,die Kommission nur die Mafinahmen
trifft, die unbedingt erforderlich sind, um wirk-
samen Wettbewerb im Gebiet des Mitgliedstaates
zu wahren oder wiederherzustellen®.

Andererseits konnten die Parteien der Auffassung
sein, dafl eine besondere von der iiblichen Priifung
nach Artikel 86 des Vertrages sich abhebende
Prifung der Auswirkungen auf den Handel
zwischen Mitgliedstaaten erforderlich wire. Es ist
jedoch unklar, wie eine solche Priifung beschaffen
sein sollte. Gemifl Artikel 22 Absatz 2 der Fusions-
kontrollverordnung mufl der betreffende Zusam-
menschlufl nimlich Auswirkungen auf den Handel
zwischen Mitgliedstaaten zeitigen. Es gibt keine
Vorschriften dafiir, daff diese Auswirkungen
schwerwiegender sein mifiten als gemifi den
sonstigen Wettbewerbsregeln des Gemeinschafts-
rechts.

Die von den Parteien vorgebrachten Argumente
ergeben nur einen Sinn, wenn sie so zu verstehen
sind, dafl die Kommission eine abschligige
Entscheidung betreffend eine beherrschende Stel-
lung auf einem bestimmten sachlichen oder rium-
lichen Markt nicht auf Artikel 22 griinden kann,
wenn der Zusammenschlufl keine Auswirkungen
auf den Handel zwischen Mitgliedstaaten in bezug
auf einen derartigen Markt hat, obwohl Auswir-
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kungen auf andere von dem Zusammenschlufl
betroffene Mirkte festzustellen sind. Es kann offen
bleiben, ob eine solche Auslegung von Artikel 22
zutreffend wire. Selbst wenn die Stirkung der
beherrschenden Stellung von Endemol auf dem
Markt der unabhingigen niederlindischen Fernseh-
produktion an sich keine unmittelbaren Auswir-
kungen auf den Handel zwischen Mitgliedstaaten
hitte, sind die betreffenden drei Mirkte wie vorste-
hend beschrieben miteinander verbunden und
indern sich die Voraussetzungen flir den Wettbe-
werb auf den iibrigen Mirkten wegen der Auswir-
kungen des Zusammenschlusses auf den Produk-
tionsmarkt. Auflerdem haben die Parteien selbst
angegeben, dafl die Beteiligung von Endemol an
HMG erforderlich sei, um seine Marktstellung in
bezug auf die Fernsehproduktion auflerhalb der
Niederlande zu verbessern. Hierzu ist zu bemerken,
dafl sich Endemols Moglichkeiten zum Einkauf
auslindischer Formate durch den Zusammen-
schluff mit seinem bevorzugten Zugang zum
grofiten  niederlindischen  Fernsehsender noch
weiter verbessern.

Die Parteien haben ferner vorgebracht, daf die
Kommission in einem Verfahren nach Artikel 22
nicht befugt sei, einen Zusammenschlufl fiir mit
dem Gemeinsamen Markt unvereinbar zu erkliren,
ohne geprift zu haben, ob andere Mafinahmen
ausreichen wiirden, um den Wettbewerb wiederher-
zustellen. Eine derartige Auslegung ergibe sich aus
dem bereits erwihnten Artikel 22 Absatz 5. Diese
Auffassung beruht jedoch auf einem Miflver-
stindnis in bezug auf den Zweck und die Funktion
von Artikel 22 Absatz 5. Gemifl Artikel 22 Absatz
3 ist die Kommission befugt, Entscheidungen nach
Artikel 8 Absatz 2 Unterabsatz 2 sowie Absitze 3
und 4 zu erlassen. Sollten die Parteien keine hinrei-
chenden Zusagen im Sinne von Artikel 8 Absatz 2
abgeben, so hat die Kommission eine abschlagige
Entscheidung nach Artikel 8 Absatz 3 zu erlassen;
sie kann auch eine Entscheidung nach Artikel 8
Absatz 4 erlassen, um bei einem bereits vollzo-
genen Zusammenschlufl die Bedingungen fiir
einen wirksamen Wettbewerb wiederherzustellen.
In einem solchen Fall begrenzt Artikel 22 Absatz 5
die nach Artikel 8 Absatz 4 zu ergreifenden
Mafinahmen auf das zur Wahrung oder Wiederher-
stellung eines wirksamen Wettbewerbs auf dem
Gebiet des betreffenden Mitgliedstaates erforder-
liche Maf}. Sollte der Zusammenschluf8 noch nicht
vollzogen sein, gewihrleistet Artikel 22 Absatz 5,
dafl die Untersagungsentscheidung der Kommis-
sion auf die in den beantragenden Mitgliedstaaten
begriindete oder verstirkte beherrschende Stellung
beschrinkt ist, um einen wirksamen Wettbewerb in
diesem Mitgliedstaat aufrechtzuerhalten.

v) Sonstiges Vorbringen der Parteien

Die Parteien machen geltend, daf sie die HMG in
ihrer derzeitigen Struktur bendtigen, um den Wett-
bewerb mit den multinationalen Fernsehgesell-
schaften bestehen und sich die giinstigste
Ausgangslage im Hinblick auf eine Teilnahme am
zukiinftigen Multimediamarkt verschaffen zu

(111)

(112)

(113)

konnen. Dem ist jedoch entgegenzuhalten, dafl
CLT bereits ein grofler multinationaler Medienkon-
zern ist. Es ist auch nicht einzusehen, warum die
Parteien eine so starke Stellung auf dem niederlin-
dischen Fernsehmarkt zum Schaden der tbrigen
niederlindischen  Fernsehanstalten einnehmen
mussen: Hinsichtlich der zukiinftigen Multimedia-
mirkte und insbesondere des zuklnftigen digitalen
Fernsehens ist zu bemerken, dal HMG noch tiber-
wiegend auf die analoge Fernsehtechnik zuriick-
greift. Sollten die Parteien auf die zukiinftige digi-
tale Technik umstellen wollen, ist nicht einzu-
sehen, woftir sie diese besondere Kombination
fithrender Fernsehprogramme mit einem marktbe-
herrschenden Hersteller benétigen. Auch ist nicht
auszuschlieflen, dafl sich HMG mit der geballten
Stirke der Parteien zum einzigen groflen Teil-
nehmer am zuklnftigen digitalen Fernsehmarkt
entwickeln wiirde. Dadurch kénnte aber die Entfal-
tung des digitalen Fernsehens in den Niederlanden
behindert werden.

VII. VON DEN PARTEIEN ANGEBOTENE
ZUSAGEN

Um die Zweifel an der Vereinbarkeit des Zusam-
menschlusses mit dem Gemeinsamen Markt auszu-
raumen, haben die Parteien folgende Zusagen
angeboten:

[...]

Die RTLS betreffenden Vorschlige reichen nicht
aus, um die Begriindung einer beherrschenden
Stellung von HMG auf dem Fernsehwerbemarkt zu
verhindern. Den Vorschligen der Parteien zufolge
behielte HMG [...] einen wesentlichen Einfluf§
auf RTLS. [...], ist nicht zu erwarten, dal RTLS
aktiv mit den HMG-Sendern konkurriert.

[...] Die angebotenen Zusagen der Parteien in
bezug auf RTLS konnen somit nicht als adiquate
Mafinahme angesehen werden, um aus RTLS einen
lebensfihigen, unabhingigen Wettbewerber zu
machen.

Zudem besteht die Gefahr, dal die Entflechtung
von RTLS nicht durchgefiihrt werden kann, weil
sich kein Kiufer findet. Aber auch wenn die
Entflechtung vollzogen wird, ist zum jetzigen Zeit-
punkt nicht absehbar, ob sie ausreicht, um die
Marktposition der HMG soweit zuriickzufiihren,
daf} eine beherrschende Stellung ausgeschlossen ist.

[...]
Fiir das Wettbewerbspotential von RTLS kommt es

allerdings auch darauf an, wie der Sender bis zu
seinem Verkauf betrieben wird. [...]

Was die angebotene Zusage in bezug auf Endemol
anbelangt, [...]. Ob die Zusage insgesamt die
Wettbewerbsprobleme auf dem niederlindischen
Markt fiir Fernsehproduktionen beseitigen wiirde,
braucht jedoch nicht entschieden zu werden, da die
Zusage in bezug auf RTLS nicht ausreicht, um die
Wettbewerbsprobleme auf dem Fernsehwerbemarkt
zu losen. Der Zusammenschluf} kann daher auf der
Grundlage der von den Parteien angebotenen
Zusagen nicht genehmigt werden.
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VIII. NEBENABREDEN

(114 Nach Auffassung der Kommission kann die
zwischen HMG und Endemol geschlossene
Produktionsvereinbarung nicht als eine Nebenab-
rede im Sinne von Artikel 8 Absatz 2 zweiter
Unterabsatz der Fusionskontrollverordnung ange-
sehen werden. Die Endemol in dieser Vereinbarung
erteilte Abnahmegarantie zur Lieferung von [...]
des wertmifligen Bedarfs von HMG an Produk-
tionen in niederlindischer Sprache und das [...]
sind flir die Durchfiihrung des Zusammenschlusses
nicht erforderliche Beschrinkungen.

IX. SCHLUSSFOLGERUNG

(115) Aus den dargelegten Griinden ist die Kommission
zu der Schlufifolgerung gelangt, dafl der Zusam-
menschlufl zur Begriindung einer beherrschenden
Stellung auf dem Fernsehwerbemarkt in den
Niederlanden und zur Stirkung der beherr-
schenden Stellung von Endemol auf dem Markt der
unabhingigen Fernsehproduktion in den Nieder-
landen fihren wiirde, durch die ein wirksamer
Wettbewerb in den Niederlanden spiirbar beein-
trichtigt wiirde. Der Zusammenschlufl ist deshalb
gemifl Artikel 8 Absatz 3 in Verbindung mit
Artikel 22 Absatz 3 der Fusionskontrollverordnung
fir mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar zu
erkldren.

(116) Der betreffende Zusammenschlufl ist bereits voll-
zogen, da HMG gegriindet wurde, samtliche
Vermégenswerte auf HMG tbertragen sind und die
Ausstrahlung von Fernsehsendungen im Rahmen
von HMG am 1. September 1995 begonnen hat.

Die Kommission hat sich dafiir entschieden, in
diese Entscheidung nach Artikel 8 Absatz 3 keine
Mafinahmen nach Artikel 8 Absatz 4 einzube-
ziehen. Sie wird eine gesonderte Entscheidung
nach Artikel 8 Absatz 4 erlassen, um wirksamen
Wettbewerb in den vorgenannten Mirkten wieder-
herzustellen. Vor dem Erlal einer solchen
Entscheidung fordert die Kommission die Parteien
auf, geeignete Mafinahmen binnen drei Monaten
von der Zustellung dieser Entscheidung an vorzu-
schlagen, um wirksamen Wettbewerb auf den
Mirkten der Fernsehwerbung und der unabhin-

gigen Fernsehproduktion in den Niederlanden
wiederherzustellen —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der Zusammenschluf in Form der Griindung des
Gemeinschaftsunternehmens Holland Media Groep wird
fiir mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar erklirt. Die
Kommission fordert die Parteien auf, binnen drei
Monaten von der Zustellung dieser Entscheidung geeig-
nete Mafinahmen vorzuschlagen, um wirksamen Wettbe-
werb auf den Mirkten der Fernsehwerbung und der unab-
hingigen hollindischen Fernsehproduktion in den
Niederlanden wiederherzustellen.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist gerichtet an:

1. Compagnie Luxembourgeoise
de Télédiffusion SA (CLT)
45, Boulevard Pierre Frieden
L-1543 Luxemburg
2. N.V. Verenigd Bezit' VNU (VNU)
Ceylonpoort 5-25
NL-2036 AA Haarlem
3. RTL4 SA
Villa Louvigny
Allée Marconi
L-2850 Luxemburg
Boite postale 1122
L-1011 Luxemburg
4. Veronica Omroeporganisatie (VOO) B.V.
Laapersveld 75
NL-1213 Hilversum
5. Endemol Entertainment Holding
Zevenend 45
NL-1251 RL Laren

Briissel, den 20. September 1995

Fiir die Kommission
Karel VAN MIERT
Mitglied der Kommission




	VERORDNUNG (EG) Nr. 997/96 DER KOMMISSION vom 4. Juni 1996 über den Transport der unentgeltlichen Lieferung von Weichweizenmehl nach Turkmenistan
	Verordnung (EG) Nr. 998/96 der Kommission vom 4. Juni 1996 zur Einführung eines Überwachungsmechanismus bei der Einfuhr von frischen Sauerkirschen/Weichseln mit Ursprung in den Republiken Bosnien-Herzegowina, Kroatien und Slowenien sowie der ehemaligen Jugoslawischen Republik Mazedonien
	Verordnung (EG) Nr. 999/96 der Kommission vom 4. Juni 1996 zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 3886/92 hinsichtlich der Durchführungsvorschriften für die Gewährung von Verarbeitungsprämien im Sektor Rindfleisch
	Verordnung (EG) Nr. 1000/96 der Kommission vom 4. Juni 1996 zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1538/91 mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EWG) Nr. 1906/90 des Rates über bestimmte Vermarktungsnormen für Geflügelfleisch
	Verordnung (EG) Nr. 1001/96 der Kommission vom 4. Juni 1996 zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1487/95 zur Festlegung der Bedarfsvorausschätzung für die Versorgung der Kanarischen Inseln mit Erzeugnissen des Schweinefleischsektors und der Beihilfen für Gemeinschaftserzeugnisse
	VERORDNUNG (EG) Nr. 1002/96 DER KOMMISSION vom 4. Juni 1996 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise
	VERORDNUNG (EG) Nr. 1003/96 DER KOMMISSION vom 4. Juni 1996 zur Bestimmung des Umfangs, in dem den Ausfuhrlizenzanträgen für Erzeugnisse des Sektors Geflügelfleisch stattgegeben wird
	VERORDNUNG (EG) Nr. 1004/96 DER KOMMISSION vom 4. Juni 1996 zur Änderung der im Sektor Getreide geltenden Zölle
	VERORDNUNG (EG) Nr. 1005/96 DER KOMMISSION vom 4. Juni 1996 zur Änderung der im Zuckersektor für bestimmte Erzeugnisse geltenden repräsentativen Preise und zusätzlichen Einfuhrzölle
	Verordnung (EG) Nr. 1006/96 des Rates vom 3. Juni 1996 zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Aktivkohle in Pulverform mit Ursprung in der Volksrepublik China
	Entscheidung der Kommission vom 20. September 1995 in einem Verfahren nach der Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 des Rates (IV/M.553 - RTL/Veronica/Endemol) (Nur der englische Text ist verbindlich)

